
Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 für die Polizei in Baden-

Württemberg und zur Änderung weiterer polizeirechtlicher Vorschriften 

 

Vorblatt 

 

A. Zielsetzung 

 

Das Gesetz verfolgt im Wesentlichen drei Ziele. Zunächst soll damit die Richtlinie 

(EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 

durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufde-

ckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien 

Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 

(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89, ber. ABl. L 127 vom 23.5.2018, S. 9) für die Poli-

zei in Baden-Württemberg umgesetzt werden. Des Weiteren hat das Bundesver-

fassungsgericht (BVerfG) in seinem Urteil vom 20. April 2016 (1 BvR 966, 

1140/09) seine Rechtsprechung zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen an 

eingriffsintensive Polizeibefugnisnormen weiterentwickelt. Auch dies hat einen An-

passungsbedarf für das baden-württembergische Polizeigesetz ausgelöst. Für die 

in der Polizeigesetznovelle 2017 betroffenen neugeschaffenen Eingriffsbefugnisse 

wurde dies bereits dort berücksichtigt. Schließlich bedarf es einer weiteren Effekti-

vierung polizeilicher Befugnisnormen, um Gefahren etwa des internationalen Ter-

rorismus sowie im Bereich der häuslichen oder sexuellen Gewalt noch wirksamer 

entgegentreten zu können.  

 

B. Wesentlicher Inhalt 

 

Der Gesetzentwurf sieht im Wesentlichen Folgendes vor: 

 

1. Schaffung der notwendigen Vorschriften, um die Vorgaben der Richtlinie (EU) 

2016/680 für die Polizei in Baden-Württemberg umzusetzen, 
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2. Anpassung des Polizeigesetzes an die Entscheidungen des Bundesverfas-

sungsgerichts vom 20. April 2016 zum Bundeskriminalamtgesetz sowie vom 

18. Dezember 2018 zum Einsatz automatischer Kennzeichenlesesysteme, 

 

3. Schaffung neuer oder ausdrücklicher polizeilicher Rechtsgrundlagen,  

  zur Personenfeststellung sowie zur Durchsuchung von Personen und Sachen 

bei Großveranstaltungen, die ein besonderes Gefährdungsrisiko aufweisen, 

  zum Einsatz der Bodycam auch in Wohnungen sowie Arbeits-, Betriebs- und 

Geschäftsräumen, 

  über Gefährderansprachen und -anschreiben und Gefährdetenansprachen, 

  zur Speicherung von Notrufen sowie weiterer Anrufe auf bestimmte Telefon-

nummern, 

  für den polizeilichen Datenabgleich zum Zweck der Durchführung von Zuver-

lässigkeitsüberprüfungen bei Großveranstaltungen oder im Zusammenhang 

mit öffentlichen Liegenschaften und 

  um Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern bei gefahrgeneigten Voll-

streckungsmaßnahmen zu ermöglichen, vorab Informationen über die Schuld-

nerin oder den Schuldner bei der zuständigen Polizeidienststelle einzuholen.  

 

C. Alternativen 

 

Keine. 

 

D. Kosten für die öffentlichen Haushalte  

 

Die Änderung des Polizeigesetzes führt nach einer ersten Grobabschätzung zu 

Mehrausgaben für den Landeshaushalt in Höhe von mindestens 2 Mio. Euro, ins-

besondere aufgrund der Beschaffung und der Unterhaltung neuer Softwarepro-

dukte. Außerdem verursacht das Gesetz für die Polizei einen erheblichen Zusatz-

aufwand vor allem durch die unionsrechtlich vorgegebenen neuen Datenschutz-

vorschriften, aber auch aufgrund der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

bei verdeckten Eingriffsmaßnahmen, was zu einer teilweisen Verschiebung in der 

Aufgabenwahrnehmung innerhalb der polizeilichen Tätigkeit führen wird. Auch die 
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Justiz und der Landesbeauftragte für den Datenschutz erhalten zusätzliche Aufga-

ben. 

 

E. Erfüllungsaufwand  

 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Gesetz begründet keine Pflichten für Bürgerinnen und Bürger und verur-

sacht insoweit keinen zusätzlichen Aufwand. 

 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Das Gesetz begründet keine Pflichten für Wirtschaftsunternehmen und verur-

sacht insoweit keinen zusätzlichen Aufwand. 

 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Protokollierungs-, Informations-, Benachrichtigungs- und Kennzeichnungs-

pflichten der Polizeibehörden werden ebenso wie die Aufsichtskompetenzen 

des Landesbeauftragten für den Datenschutz durch die Richtlinie (EU) 

2016/680 deutlich ausgeweitet. Im Bereich der verdeckten Maßnahmen erfolgt 

aufgrund der Verfassungsrechtsprechung eine Stärkung der Transparenz mit 

einem Zuwachs an Dokumentations- und Benachrichtigungspflichten auf Seiten 

der Polizei sowie eine Stärkung des Rechtsschutzes durch eine Ausweitung an 

Richtervorbehalten mit neuen Verfahren sowohl auf polizeilicher als auch auf 

justizieller Seite. Dies alles führt zu einem erheblichen Mehraufwand für die Po-

lizei und – in geringerem Umfang – für die Justiz und den Landesbeauftragten 

für den Datenschutz, der aber durch höherrangige Vorgaben und nicht durch 

dieses Gesetz verursacht wird. Der Mehraufwand lässt sich derzeit noch nicht 

abschließend prognostizieren. Es wird davon ausgegangen, dass insbesondere 

zur Umsetzung der Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zur hypothetischen Datenneuerhebung und den damit verbundenen Kennzeich-

nungs- und Benachrichtigungspflichten Sachkosten anfallen. Die einmaligen 

Beschaffungskosten unterteilen sich in die erforderliche Anpassung der polizei-

lichen Fachanwendungen und Auskunftssysteme (ca. 1,6 Mio. Euro) und die 

Anpassung der Telekommunikationssysteme für die Aufzeichnung eingehender 
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Telefonanrufe (ca. 0,4 Mio. Euro). Die daraus resultierenden jährlichen Be-

triebskosten belaufen sich voraussichtlich auf rund 300.000 Euro. 

 

Grundsätzlich sind auch neue Aufgaben im Rahmen der vorhandenen Ressour-

cen zu erfüllen. Die Bereitstellung eventueller zusätzlicher personeller und 

sächlicher Mittel für diese Zwecke bleibt dem Haushaltsgesetzgeber vorbehal-

ten. Hierüber ist in Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden.  

 

F. Nachhaltigkeitscheck  

 

Der Gesetzentwurf leistet einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der Persönlich-

keitsrechte der Bürgerinnen und Bürger sowie der inneren Sicherheit. Dies ist mit 

den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar. 

 

G. Sonstige Kosten für Private  

 

Kosten für die privaten Haushalte entstehen nicht.  
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Artikel 1 

 

Polizeigesetz (PolG) 

 

Vom … 

 

INHALTSÜBERSICHT 

 

Erster Teil: Das Recht der Polizei 

 

Erster Abschnitt: Aufgaben der Polizei 

§ 1 Allgemeines 

§ 2 Tätigwerden für andere Stellen 

 

Zweiter Abschnitt: Maßnahmen der Polizei  

 

Erster Unterabschnitt: Allgemeines 

§ 3 Polizeiliche Maßnahmen 

§ 4 Einschränkung von Grundrechten 

§ 5 Art der Maßnahmen 

§ 6 Maßnahmen gegenüber dem Verursacher 

§ 7 Maßnahmen gegenüber dem Eigentümer oder dem Inhaber der tatsächlichen 

Gewalt 

§ 8 Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 

§ 9 Maßnahmen gegenüber unbeteiligten Personen 

§ 10 Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Berufsgeheimnisträger 

§ 11 Anwendungsbereich für die Datenverarbeitung 

§ 12 Begriffsbestimmungen für die Datenverarbeitung 

§ 13 Allgemeine Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten  

§ 14 Allgemeine Regeln für die Erhebung personenbezogener Daten 

§ 15 Allgemeine Regeln für die weitere Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 16 Allgemeine Regeln für die Übermittlung personenbezogener Daten 

 

Zweiter Unterabschnitt: Polizeiverordnungen 



6 
 

§ 17 Ermächtigung zum Erlass von Polizeiverordnungen 

§ 18 Ermächtigung zum Erlass örtlicher Alkoholkonsumverbote 

§ 19 Inhalt 

§ 20 Formerfordernisse 

§ 21 Zuständigkeit 

§ 22 Eintritt der zur Fachaufsicht zuständigen Behörde 

§ 23 Zustimmungsvorbehalte 

§ 24 Prüfung durch die zur Fachaufsicht zuständige Behörde 

§ 25 Außerkrafttreten 

§ 26 Ordnungswidrigkeiten 

 

Dritter Unterabschnitt: Einzelmaßnahmen 

§ 27 Personenfeststellung 

§ 28 Vorladung  

§ 29 Gefährderansprache und -anschreiben, Gefährdetenansprache 

§ 30 Platzverweis, Aufenthaltsverbot, Wohnungsverweis, Rückkehrverbot, Annähe-

rungsverbot 

§ 31 Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot zur Verhütung terroristischer Straftaten 

§ 32 Elektronische Aufenthaltsüberwachung zur Verhütung terroristischer Straftaten  

§ 33 Gewahrsam 

§ 34 Durchsuchung von Personen 

§ 35 Durchsuchung von Sachen 

§ 36 Betreten und Durchsuchung von Wohnungen 

§ 37 Sicherstellung 

§ 38 Beschlagnahme 

§ 39 Einziehung 

§ 40 Vernehmung 

§ 41 Erkennungsdienstliche Maßnahmen 

§ 42 Verarbeitung personenbezogener Daten aufgrund einer Einwilligung 

§ 43 Befragung und Datenerhebung 

§ 44 Offener Einsatz technischer Mittel zur Bild- und Tonaufzeichnung 

§ 45 Aufzeichnung eingehender Telefonanrufe  

§ 46 Projektbezogene gemeinsame Dateien mit dem Landesamt für Verfassungs-

schutz  
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§ 47 Datenabgleich 

§ 48 Rasterfahndung 

§ 49 Besondere Mittel der Datenerhebung 

§ 50 Besondere Bestimmungen über den Einsatz technischer Mittel zur Datenerhe-

bung in oder aus Wohnungen  

§ 51 Einsatz automatischer Kennzeichenlesesysteme 

§ 52 Bestandsdatenauskunft 

§ 53 Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten und Nutzungsdaten 

§ 54 Überwachung der Telekommunikation 

§ 55 Weitere Bestimmungen über polizeiliche Maßnahmen mit Bezug zur Telekom-

munikation 

§ 56 Ausschreibung von Personen und Kraftfahrzeugen  

§ 57 Weitere Verarbeitung zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung  

§ 58 Weitere Verarbeitung zu Zwecken der Aus- und Fortbildung, zu statistischen 

Zwecken und zur Vorgangsverwaltung  

§ 59 Datenübermittlung im nationalen Bereich 

§ 60 Datenübermittlung an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

§ 61 Datenübermittlung im internationalen Bereich  

§ 62 Übermittlungsverbote und Verweigerungsgründe  

 

Vierter Unterabschnitt: Polizeizwang 

§ 63 Allgemeines 

§ 64 Begriff und Mittel des unmittelbaren Zwangs 

§ 65 Zuständigkeit für die Anwendung unmittelbaren Zwangs 

§ 66 Voraussetzungen und Durchführung des unmittelbaren Zwangs 

§ 67 Voraussetzungen des Schusswaffengebrauchs 

§ 68 Schusswaffengebrauch gegenüber Personen 

§ 69 Gebrauch von Explosivmitteln 

 

Dritter Abschnitt: Weitere Regelungen der Datenverarbeitung 

 

Erster Unterabschnitt: Pflichten der Polizei 

§ 70 Unterscheidung verschiedener Kategorien betroffener Personen  

§ 71 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten  
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§ 72 Kennzeichnungspflicht 

§ 73 Protokollierungspflicht 

§ 74 Protokollierungspflicht bei verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen 

§ 75 Pflicht zur Berichtigung, Löschung sowie Einschränkung der Verarbeitung 

§ 76 Überprüfung der Erforderlichkeit der Speicherung personenbezogener Daten 

§ 77 Berichtigung und Einschränkung der Verarbeitung in Akten sowie Vernichtung 

von Akten 

§ 78 Sicherheit der Datenverarbeitung  

§ 79 Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen  

§ 80 Datenschutz-Folgenabschätzung  

§ 81 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten  

§ 82 Auftragsverarbeitung 

§ 83 Gemeinsam Verantwortliche 

§ 84 Automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall  

§ 85 Allgemeine Informationspflicht 

§ 86 Benachrichtigung bei verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen  

§ 87 Benachrichtigung bei der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

§ 88 Meldung bei der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

§ 89 Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

§ 90 Berichtspflicht gegenüber dem Landtag 

 

Zweiter Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person 

§ 91 Auskunftsrecht  

§ 92 Recht auf Berichtigung, Löschung sowie Einschränkung der Verarbeitung  

§ 93 Anrufung der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz  

 

Dritter Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragter 

§ 94 Benennung eines Datenschutzbeauftragten 

§ 95 Stellung des Datenschutzbeauftragten 

§ 96 Aufgaben des Datenschutzbeauftragten  

 

Vierter Unterabschnitt: Datenschutzaufsicht 

§ 97 Aufsichtsbehörde für den Datenschutz  

§ 98 Aufgaben der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 
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§ 99 Befugnisse der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

Vierter Abschnitt: Entschädigung 

§ 100 Voraussetzungen 

§ 101 Entschädigungspflichtiger 

§ 102 Ersatz 

§ 103 Rechtsweg 

 

Zweiter Teil: Die Organisation der Polizei 

 

Erster Abschnitt: Gliederung und Aufgabenverteilung 

§ 104 Allgemeines 

§ 105 Zuständigkeitsabgrenzung 

 

Zweiter Abschnitt: Die Polizeibehörden 

 

Erster Unterabschnitt: Aufbau 

§ 106 Arten der Polizeibehörden 

§ 107 Allgemeine Polizeibehörden 

§ 108 Dienstaufsicht 

§ 109 Fachaufsicht 

§ 110 Weisungsrecht und Unterrichtungspflicht 

 

Zweiter Unterabschnitt: Zuständigkeit 

§ 111 Allgemeine sachliche Zuständigkeit 

§ 112 Besondere sachliche Zuständigkeit  

§ 113 Örtliche Zuständigkeit 

§ 114 Regelung der örtlichen Zuständigkeit für überörtliche polizeiliche Aufgaben 

 

Dritter Abschnitt: Der Polizeivollzugsdienst 

 

Erster Unterabschnitt: Aufbau 

§ 115 Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Polizeivollzugsdienst 

§ 116 Aufgaben und Gliederung 
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§ 117 Dienstaufsicht 

§ 118 Fachaufsicht 

§ 119 Weisungsrecht und Unterrichtungspflicht 

 

Zweiter Unterabschnitt: Zuständigkeit 

§ 120 Örtliche Zuständigkeit 

§ 121 Dienstbezirke 

§ 122 Aufgabenwahrnehmung durch das Innenministerium 

§ 123 Amtshandlungen von Polizeibeamten anderer Länder und des Bundes sowie 

von Vollzugsbeamten anderer Staaten im Zuständigkeitsbereich des Landes 

§ 124 Amtshandlungen von Polizeibeamten des Landes außerhalb des Zuständig-

keitsbereichs des Landes 

 

Vierter Abschnitt: Besondere Vollzugsbedienstete 

§ 125 Gemeindliche Vollzugsbedienstete 

§ 126 Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 

 

Dritter Teil: Die Kosten der Polizei 

§ 127 Kosten für die allgemeinen Polizeibehörden und den Polizeivollzugsdienst 

§ 128 Einnahmen 

§ 129 Zurückbehaltungsbefugnis 

 

Vierter Teil: Schlussbestimmungen 

§ 130 Durchführungsvorschriften  

§ 131 Schadenersatzregelung zur Datenverarbeitung 

§ 132 Gerichtliche Zuständigkeiten, Verfahren 

§ 133 Ordnungswidrigkeiten 

§ 134 Strafvorschriften 

§ 135 Übergangsregelung zur Datenverarbeitung 

 

Erster Teil: 

Das Recht der Polizei 

 

Erster Abschnitt: 
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Aufgaben der Polizei 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, von dem einzelnen und dem Gemeinwesen Gefahren 

abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht wird, und 

Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beseitigen, soweit es im öf-

fentlichen Interesse geboten ist. Sie hat insbesondere die verfassungsmäßige Ord-

nung und die ungehinderte Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte zu gewährleis-

ten. 

 

(2) Außerdem hat die Polizei die ihr durch andere Rechtsvorschriften übertragenen 

Aufgaben wahrzunehmen. 

 

§ 2 

Tätigwerden für andere Stellen 

 

(1) Ist zur Wahrnehmung einer polizeilichen Aufgabe im Sinne des § 1 Absatz 1 nach 

gesetzlicher Vorschrift eine andere Stelle zuständig und erscheint deren rechtzeitiges 

Tätigwerden bei Gefahr im Verzug nicht erreichbar, so hat die Polizei die notwendi-

gen vorläufigen Maßnahmen zu treffen. Die zuständige Stelle ist unverzüglich zu un-

terrichten. 

 

(2) Der Schutz privater Rechte obliegt der Polizei nach diesem Gesetz nur auf Antrag 

des Berechtigten und nur dann, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlan-

gen ist und wenn ohne polizeiliche Hilfe die Gefahr besteht, dass die Verwirklichung 

des Rechts vereitelt oder wesentlich erschwert wird. 

 

Zweiter Abschnitt: 

Maßnahmen der Polizei 

 

Erster Unterabschnitt:  

Allgemeines 
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§ 3 

Polizeiliche Maßnahmen 

 

Die Polizei hat innerhalb der durch das Recht gesetzten Schranken zur Wahrneh-

mung ihrer Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihr nach pflichtmäßigem 

Ermessen erforderlich erscheinen. 

 

§ 4 

Einschränkung von Grundrechten 

 

Durch polizeiliche Maßnahmen aufgrund dieses Gesetzes können im Rahmen des 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland eingeschränkt werden 

 

1. das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des 

Grundgesetzes), 

 

2. die Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 

 

3. die Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Absatz 1 des Grundgesetzes), 

 

4. das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des Grundgesetzes), 

 

5. die Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes), 

 

6. die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes), 

 

7. das Eigentum (Artikel 14 des Grundgesetzes). 

 

§ 5 

Art der Maßnahmen 
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(1) Kommen für die Wahrnehmung einer polizeilichen Aufgabe mehrere Maßnahmen 

in Betracht, so hat die Polizei die Maßnahme zu treffen, die den einzelnen und die 

Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. 

 

(2) Durch eine polizeiliche Maßnahme darf kein Nachteil herbeigeführt werden, der 

erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht. 

 

§ 6 

Maßnahmen gegenüber dem Verursacher 

 

(1) Wird die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch das Verhalten von Personen 

bedroht oder gestört, so hat die Polizei ihre Maßnahmen gegenüber demjenigen zu 

treffen, der die Bedrohung oder die Störung verursacht hat. 

 

(2) Ist die Bedrohung oder Störung durch eine Person verursacht worden, die das 16. 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat, so kann die Polizei ihre Maßnahmen auch ge-

genüber demjenigen treffen, dem die Sorge für diese Person obliegt. Ist für eine Per-

son ein Betreuer bestellt, kann die Polizei ihre Maßnahmen auch gegenüber dem Be-

treuer im Rahmen seines Aufgabenbereichs treffen. 

 

(3) Ist die Bedrohung oder die Störung durch eine Person verursacht worden, die von 

einem anderen zu einer Verrichtung bestellt worden ist, so kann die Polizei ihre Maß-

nahmen auch gegenüber dem anderen treffen. 

 

§ 7 

Maßnahmen gegenüber dem Eigentümer oder dem Inhaber der tatsächlichen Gewalt 

 

Wird die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch den Zustand einer Sache bedroht 

oder gestört, so hat die Polizei ihre Maßnahmen gegenüber dem Eigentümer oder 

gegenüber demjenigen zu treffen, der die tatsächliche Gewalt über die Sache aus-

übt. 

 

§ 8 

Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme 
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(1) Die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme durch die Polizei ist nur zulässig, 

wenn der polizeiliche Zweck durch Maßnahmen gegen die in den §§ 6 und 7 be-

zeichneten Personen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. Die von der 

Maßnahme betroffene Person ist unverzüglich zu unterrichten. 

 

(2) Entstehen der Polizei durch die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme Kos-

ten, so sind die in den §§ 6 und 7 bezeichneten Personen zu deren Ersatz verpflich-

tet. Die Kosten können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

 

§ 9 

Maßnahmen gegenüber unbeteiligten Personen 

 

(1) Gegenüber anderen als den in den §§ 6 und 7 bezeichneten Personen kann die 

Polizei ihre Maßnahmen nur dann treffen, wenn auf andere Weise eine unmittelbar 

bevorstehende Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung nicht verhindert o-

der eine bereits eingetretene Störung nicht beseitigt werden kann, insbesondere 

wenn die eigenen Mittel der Polizei nicht ausreichen oder wenn durch Maßnahmen 

nach den §§ 6 bis 8 ein Schaden herbeigeführt würde, der erkennbar außer Verhält-

nis zu dem beabsichtigten Erfolg steht. 

 

(2) Maßnahmen dieser Art dürfen nur aufrechterhalten werden, solange die Voraus-

setzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

 

§ 10 

Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Berufsgeheimnisträger 

 

(1) Maßnahmen nach §§ 27, 28, 34 bis 38, 40, 41, 43, 44 und 49 bis 56, die sich ge-

gen einen in § 53 Absatz 1 der Strafprozessordnung genannten Berufsgeheimnisträ-

ger richten und voraussichtlich Erkenntnisse erbringen würden, über die diese Per-

son das Zeugnis verweigern dürfte, sind unzulässig. Dennoch erlangte Erkenntnisse 

dürfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu lö-

schen. Die Tatsache ihrer Erlangung und Löschung ist zu dokumentieren. Die Sätze 

2 bis 4 gelten entsprechend, wenn durch eine Maßnahme, die sich nicht gegen einen 
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in § 53 Absatz 1 der Strafprozessordnung genannten Berufsgeheimnisträger richtet, 

von einer dort genannten Person Erkenntnisse erlangt werden, über die sie das 

Zeugnis verweigern dürfte. 

 

(2) Maßnahmen, durch die ein Berufsgeheimnisträger betroffen wäre und dadurch 

voraussichtlich Erkenntnisse erlangt würden, über die diese Person das Zeugnis ver-

weigern dürfte, sind abweichend von Absatz 1 zulässig, soweit dies zur Abwehr einer 

unmittelbar bevorstehenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit erforderlich 

ist. Dies gilt nicht für Berufsgeheimnisträger nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 

2 und 4 der Strafprozessordnung sowie für einen Rechtsanwalt, eine nach § 206 der 

Bundesrechtsanwaltsordnung in eine Rechtsanwaltskammer aufgenommene Person 

oder einen Kammerrechtsbeistand. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit die in § 53 a der Strafprozess-

ordnung Genannten das Zeugnis verweigern dürften. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, sofern Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass die zeugnisverweigerungsberechtigte Person die Gefahr verursacht hat. 

 

§ 11 

Anwendungsbereich für die Datenverarbeitung 

 

(1) Die §§ 12 bis 16 sowie die Vorschriften des 3. Abschnitts gelten für die Verarbei-

tung personenbezogener Daten durch die Polizei im Rahmen der Wahrnehmung ih-

rer Aufgaben zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung 

von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, einschließlich des Schutzes vor und der 

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit. Soweit besondere Rechtsvor-

schriften des Bundes auf die Verarbeitung personenbezogener Daten zu diesen 

Zwecken anzuwenden sind, gehen sie den §§ 12 bis 16 sowie den Vorschriften des 

3. Abschnitts vor.  

 

(2) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei zu anderen als 

den in Absatz 1 genannten Zwecken gelten die Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
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päischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-

sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und 

zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 

vom 4.5.2016, S. 1, ber. ABl. L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden 

Fassung sowie das Landesdatenschutzgesetz.  

 

(3) Die §§ 12 bis 16 sowie die Vorschriften des 3. Abschnitts gelten für die ganz oder 

teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie für die nicht-

automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem 

gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. 

 

§ 12 

Begriffsbestimmungen für die Datenverarbeitung 

 

Es bezeichnet der Ausdruck 

 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 

identifizierbare natürliche Person (betroffene Person) beziehen; als identifizierbar 

wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mit-

tels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu 

Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonde-

ren Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psy-

chischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen 

Person sind, identifiziert werden kann;  

 

2. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten 

Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezo-

genen Daten, wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die 

Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die 

Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere 

Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, 

das Löschen oder die Vernichtung;  
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3. „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, 

die darin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um 

bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu 

bewerten, insbesondere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche 

Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, 

Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu analysieren oder 

vorherzusagen;  

 

4. „Anonymisierung“ die Veränderung personenbezogener Daten in der Weise, dass 

Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur 

mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft ei-

ner bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden kön-

nen; 

 

5. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, 

dass die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informatio-

nen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden können, 

sofern diese zusätzlichen Informationen gesondert aufbewahrt werden und techni-

schen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die 

personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natürli-

chen Person zugewiesen werden;  

 

6. „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach 

bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Sammlung 

zentral, dezentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten ge-

ordnet geführt wird;  

 

7. „zuständige Behörde“ eine staatliche Stelle, die für die Verhütung, Ermittlung, Auf-

deckung oder Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschließlich 

des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, zu-

ständig ist;  
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8. „Verantwortlicher“ die zuständige Behörde, die allein oder gemeinsam mit anderen 

über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten ent-

scheidet;  

 

9. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung 

oder andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen 

verarbeitet;  

 

10. „Empfänger“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden; 

 

11. „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine Verletzung der Daten-

sicherheit, die zur Vernichtung, zum Verlust oder zur Veränderung, ob unbeab-

sichtigt oder unrechtmäßig, oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungs-

weise zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten führt, die übermit-

telt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden;  

 

12. „genetische Daten“ personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen 

genetischen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige Informationen 

über die Physiologie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und 

insbesondere aus der Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natürli-

chen Person gewonnen wurden;  

 

13. „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personen-

bezogene Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen 

Merkmalen einer natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser na-

türlichen Person ermöglichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder daktylosko-

pische Daten;  

 

14. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder 

geistige Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung von 

Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren 

Gesundheitszustand hervorgehen;  
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15. „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ solche Daten, aus denen die 

rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltan-

schauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, 

genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürli-

chen Person, Gesundheitsdaten und Daten zum Sexualleben oder der sexuellen 

Orientierung; 

 

16. „Aufsichtsbehörde für den Datenschutz“ eine durch das Landesdatenschutzge-

setz eingerichtete unabhängige staatliche Stelle;  

 

17. „internationale Organisation“ eine völkerrechtliche Organisation und ihre nachge-

ordneten Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei 

oder mehr Ländern geschlossene Übereinkunft oder auf der Grundlage einer sol-

chen Übereinkunft geschaffen wurde;  

 

18. „Einwilligung“ jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise und un-

missverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder ei-

ner sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person 

zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbe-

zogenen Daten einverstanden ist. 

 

§ 13 

Allgemeine Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

Personenbezogene Daten 

 

1. dürfen nur auf rechtmäßige Weise und nach Treu und Glauben verarbeitet werden, 

 

2. dürfen nur für festgelegte, eindeutige und rechtmäßige Zwecke erhoben werden 

und nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise verarbeitet 

werden, 

 

3. müssen dem Verarbeitungszweck entsprechen, maßgeblich sein und dürfen in Be-

zug auf die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, nicht übermäßig sein, 



20 
 

 

4. müssen sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; da-

bei sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Da-

ten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich 

gelöscht oder berichtigt werden,  

 

5. sind so weit wie möglich kenntlich zu machen, sofern sie nicht auf Tatsachen, son-

dern auf persönlichen Einschätzungen beruhen,  

 

6. dürfen nicht länger, als es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforder-

lich ist, in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen 

Personen ermöglicht, und 

 

7. dürfen nur in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit 

der personenbezogenen Daten gewährleistet; hierzu gehört auch ein durch geeig-

nete technische und organisatorische Maßnahmen zu gewährleistender Schutz 

vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung, unbeabsichtigtem Verlust, un-

beabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung. 

 

Die Einhaltung dieser Grundsätze muss nachgewiesen werden können.  

 

§ 14 

Allgemeine Regeln für die Erhebung personenbezogener Daten 

 

(1) Personenbezogene Daten sind, soweit sie nicht aus allgemein zugänglichen 

Quellen entnommen werden, bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis zu erhe-

ben. Ohne Kenntnis der betroffenen Person oder bei Dritten dürfen personenbezo-

gene Daten nur erhoben werden, wenn die Erhebung bei der betroffenen Person 

nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist oder die Wahrneh-

mung polizeilicher Aufgaben gefährden würde. 

 

(2) Personenbezogene Daten sind grundsätzlich offen zu erheben. Eine Datenerhe-

bung, die nicht als polizeiliche Maßnahme erkennbar sein soll (verdeckte Datenerhe-
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bung), ist nur zulässig, wenn sonst die Wahrnehmung der polizeilichen Aufgabe ge-

fährdet oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich oder wenn anzuneh-

men ist, dass dies den überwiegenden Interessen der betroffenen Person entspricht. 

 

(3) Werden personenbezogene Daten offen erhoben, ist die betroffene Person bei 

schriftlicher Erhebung stets, sonst auf Verlangen auf die Rechtsgrundlage, auf eine 

im Einzelfall bestehende Auskunftspflicht oder auf die Freiwilligkeit der Auskunft hin-

zuweisen. Gegenüber Dritten unterbleibt der Hinweis, wenn hierdurch erkennbar 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt werden können. 

 

§ 15 

Allgemeine Regeln für die weitere Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können personenbezogene Daten nach Maßgabe der Absätze 2 

bis 4 weiter verarbeiten, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist 

und dieses oder ein anderes Gesetz nichts anderes vorsieht.  

 

(2) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können personenbezogene Daten, die sie selbst erhoben haben, 

weiter verarbeiten 

 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und  

 

2. zum Schutz derselben Rechtsgüter oder zur Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung 

oder Verfolgung derselben Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten.  

 

Satz 1 gilt entsprechend für personenbezogene Daten, denen keine Erhebung vo-

rausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die weitere Verarbeitung der Zweck der 

Speicherung zu berücksichtigen ist. Für die weitere Verarbeitung von personenbezo-

genen Daten, die aus Maßnahmen nach § 50 erlangt wurden, muss eine Gefahr im 

Sinne dieser Vorschrift vorliegen.  
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(3) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben personenbezogene Da-

ten zu anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben worden sind, weiter 

verarbeiten, wenn  

 

1. nach Maßgabe der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift mindestens  

 

a) entsprechend schwer wiegende Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten verhütet, 

ermittelt, aufgedeckt oder verfolgt oder  

 

b) entsprechend bedeutsame Rechtsgüter geschützt werden sollen und  

 

2. sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansätze  

 

a) zur Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung solcher Straftaten oder 

Ordnungswidrigkeiten ergeben oder 

 

b) zur Abwehr von in einem überschaubaren Zeitraum drohenden Gefahren für 

solche Rechtsgüter erkennen lassen.  

 

Abweichend von Satz 1 können die vorhandenen zur Identifizierung dienenden Da-

ten einer Person, wie insbesondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, 

Staatsangehörigkeit, Anschrift (Grunddaten), auch weiter verarbeitet werden, um 

diese Person zu identifizieren. Satz 1 und 2 gilt entsprechend für personenbezogene 

Daten, denen keine Erhebung vorausgegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 

weitere Verarbeitung der Zweck der Speicherung zu berücksichtigen ist. Für die wei-

tere Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus Maßnahmen nach § 50 

erlangt wurden, muss in Abweichung von Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b eine Gefahr 

im Sinne dieser Vorschrift vorliegen. Personenbezogene Daten, die durch Herstel-

lung von Lichtbildern oder Bildaufzeichnungen über eine Person im Wege eines ver-

deckten Einsatzes technischer Mittel in oder aus Wohnungen erlangt wurden, dürfen 

nicht zu Strafverfolgungszwecken weiter verarbeitet werden. Personenbezogene Da-

ten, die mit Hilfe technischer Mittel zur Überwachung von Wohnungen erlangt wur-
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den, die ausschließlich zum Schutz der bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Per-

sonen vorgesehen sind, dürfen unter Beachtung von Satz 1 nur zum Zweck der 

Strafverfolgung oder der Gefahrenabwehr und nur dann weiter verarbeitet werden, 

wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei Gefahr 

im Verzug ist die richterliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.  

 

(4) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können personenbezogene Daten, die sie zum Zwecke der Verhü-

tung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrig-

keiten, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentli-

che Sicherheit erhoben haben, zu einem anderen Zweck weiter verarbeiten, soweit  

 

1. dies in einer anderen Rechtsvorschrift vorgesehen ist oder 

 

2. die betroffene Person in die weitere Verarbeitung zu diesem anderen Zweck ihre 

ausdrückliche Einwilligung erteilt hat; soweit besondere Kategorien personenbezo-

gener Daten im Sinne des § 12 Nummer 15 verarbeitet werden sollen, muss sich 

die Einwilligung der betroffenen Person ausdrücklich auch auf diese Daten bezie-

hen. 

 

Für die zweckändernde weitere Verarbeitung gemäß Satz 1 sind die Verordnung 

(EU) 2016/679 sowie das Landesdatenschutzgesetz zu beachten. Personenbezo-

gene Daten, die aus Maßnahmen nach § 50 erlangt wurden, dürfen nicht zu Zwe-

cken im Sinne des § 11 Absatz 2 weiter verarbeitet werden.  

 

§ 16 

Allgemeine Regeln für die Übermittlung personenbezogener Daten 

 

(1) Die Polizei hat angemessene Maßnahmen zu ergreifen, um zu gewährleisten, 

dass personenbezogene Daten, die unrichtig, unvollständig oder nicht mehr aktuell 

sind, nicht übermittelt oder sonst zur Verfügung gestellt werden. Zu diesem Zweck 

hat sie, soweit dies mit angemessenem Aufwand möglich ist, die Qualität der Daten 

vor ihrer Übermittlung oder Bereitstellung zu überprüfen. Bei jeder Übermittlung per-
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sonenbezogener Daten hat sie zudem, soweit dies möglich und angemessen ist, In-

formationen beizufügen, die es dem Empfänger gestatten, die Richtigkeit, die Voll-

ständigkeit und die Zuverlässigkeit der Daten sowie deren Aktualität zu beurteilen. 

Wird festgestellt, dass unrichtige personenbezogene Daten oder personenbezogene 

Daten unrechtmäßig übermittelt worden sind, ist dies dem Empfänger unverzüglich 

mitzuteilen. 

 

(2) Gelten für die Verarbeitung von personenbezogenen Daten besondere Bedingun-

gen, so hat die übermittelnde Stelle den Empfänger auf diese Bedingungen und die 

Pflicht zu ihrer Beachtung hinzuweisen. Die Hinweispflicht kann durch entsprechende 

Markierung der Daten erfüllt werden. 

 

(3) Die übermittelnde Stelle darf auf Empfänger in anderen Mitgliedstaaten der Euro-

päischen Union und auf Einrichtungen und sonstige Stellen, die nach Kapitel 4 und 5 

des Titels V des Dritten Teils des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union errichtet wurden, keine Bedingungen anwenden, die nicht auch für entspre-

chende innerstaatliche Datenübermittlungen gelten. 

 

Zweiter Unterabschnitt: 

Polizeiverordnungen 

 

§ 17 

Ermächtigung zum Erlass von Polizeiverordnungen 

 

(1) Die allgemeinen Polizeibehörden können zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 

diesem Gesetz polizeiliche Gebote oder Verbote erlassen, die für eine unbestimmte 

Anzahl von Fällen an eine unbestimmte Anzahl von Personen gerichtet sind (Polizei-

verordnungen). 

 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Polizeiverordnungen sind auch anzuwen-

den, wenn ein anderes Gesetz ausdrücklich zum Erlass von Polizeiverordnungen er-

mächtigt. 

 

§ 18 
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Ermächtigung zum Erlass örtlicher Alkoholkonsumverbote 

 

(1) Die Ortspolizeibehörden können durch Polizeiverordnung untersagen, an öffent-

lich zugänglichen Orten außerhalb von Gebäuden und Außenbewirtschaftungsflä-

chen von Gewerbebetrieben, für die eine Erlaubnis oder Gestattung nach gaststät-

tenrechtlichen Vorschriften vorliegt, alkoholische Getränke zu konsumieren oder zum 

Konsum im Geltungsbereich des Verbots mitzuführen, wenn 

 

1. sich die Belastung dort durch die Häufigkeit alkoholbedingter Straftaten oder Ord-

nungswidrigkeiten oder deren Bedeutung von der des übrigen Gemeindegebiets 

deutlich abhebt, 

 

2. dort regelmäßig eine Menschenmenge anzutreffen ist, 

 

3. dort mit anderen polizeilichen Maßnahmen keine nachhaltige Entlastung erreicht 

werden kann und 

 

4. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung al-

koholbedingter Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten zu rechnen ist. 

 

(2) Das Verbot soll auf bestimmte Tage und an diesen zeitlich beschränkt werden. 

 

(3) Polizeiverordnungen nach Absatz 1 sind zu befristen. 

 

§ 19 

Inhalt 

 

Polizeiverordnungen dürfen nicht mit Gesetzen oder mit Rechtsverordnungen über-

geordneter Behörden in Widerspruch stehen. 

 

§ 20 

Formerfordernisse 

 

(1) Polizeiverordnungen müssen 
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1. die Rechtsgrundlage angeben, die zu ihrem Erlass ermächtigt, 

 

2. die erlassende Behörde bezeichnen, 

 

3. darauf hinweisen, dass die nach § 23 erforderliche Zustimmung erteilt worden ist. 

 

(2) Polizeiverordnungen sollen 

 

1. eine ihren Inhalt kennzeichnende Überschrift tragen, 

 

2. in der Überschrift als Polizeiverordnung bezeichnet sein, 

 

3. den Tag bestimmen, an dem sie in Kraft treten. 

 

(3) Fehlt eine Bestimmung über das Inkrafttreten, so tritt die Polizeiverordnung mit 

dem vierzehnten Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet worden 

ist. 

 

§ 21 

Zuständigkeit 

 

Polizeiverordnungen nach § 17 werden von den Ministerien innerhalb ihres Ge-

schäftsbereichs oder den übrigen allgemeinen Polizeibehörden für ihren Dienstbezirk 

oder Teile ihres Dienstbezirks erlassen. Bei der Ortspolizeibehörde ist der Bürger-

meister zuständig. 

 

§ 22 

Eintritt der zur Fachaufsicht zuständigen Behörde 

 

Weigert sich eine Polizeibehörde, eine nach Ansicht einer zur Fachaufsicht zuständi-

gen Behörde erforderliche Polizeiverordnung zu erlassen, oder wird die in § 23 vor-
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geschriebene Zustimmung nicht erteilt, so ist die Polizeiverordnung von der nächst-

höheren zur Fachaufsicht zuständigen Behörde nach § 109 zu erlassen. Dies gilt 

nicht für Polizeiverordnungen nach § 18. 

 

§ 23 

Zustimmungsvorbehalte 

 

(1) Polizeiverordnungen der Kreispolizeibehörden, die länger als einen Monat gelten 

sollen, bedürfen der Zustimmung des Kreistags, in den Stadtkreisen und den Großen 

Kreisstädten des Gemeinderats, in Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des Lan-

desverwaltungsgesetzes der Verbandsversammlung oder des gemeinsamen Aus-

schusses. 

 

(2) Polizeiverordnungen der Ortspolizeibehörden, die länger als einen Monat gelten 

sollen, bedürfen der Zustimmung des Gemeinderats. 

 

§ 24 

Prüfung durch die zur Fachaufsicht zuständige Behörde 

 

(1) Polizeiverordnungen der Kreispolizeibehörden und der Ortspolizeibehörden sind 

der nächsthöheren zur Fachaufsicht zuständigen Behörde unverzüglich vorzulegen. 

 

(2) Verstößt eine Polizeiverordnung gegen Anordnungen übergeordneter Behörden, 

beeinträchtigt sie das Wohl des Gemeinwesens oder verletzt sie die Rechte einzel-

ner, so ist sie aufzuheben; verstößt sie gegen § 19, so ist ihre Nichtigkeit festzustel-

len. 

 

§ 25 

Außerkrafttreten 

 

(1) Polizeiverordnungen treten spätestens 20 Jahre nach ihrem Inkrafttreten außer 

Kraft. 
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(2) Diese Bestimmung gilt nicht für Polizeiverordnungen der obersten Landespolizei-

behörden. 

 

§ 26 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer aufgrund dieses 

Gesetzes erlassenen Polizeiverordnung zuwiderhandelt, soweit die Polizeiverord-

nung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. Sie beträgt 

höchstens 5 000 Euro, bei Polizeiverordnungen der obersten Landespolizeibehörden 

höchstens 25 000 Euro. 

 

(3) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht oder die zu ihrer Vor-

bereitung oder Begehung verwendet worden sind, können eingezogen werden, so-

weit die Polizeiverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bestimmung 

verweist. 

 

(4) Verwaltungsbehörden im Sinne von § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten sind die Ortspolizeibehörden. 

 

(5) Das fachlich zuständige Ministerium kann die Zuständigkeiten nach Absatz 4 

durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen. 

 

Dritter Unterabschnitt: 

Einzelmaßnahmen 

 

§ 27 

Personenfeststellung 

 

(1) Die Polizei kann die Identität einer Person feststellen, 
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1. um im einzelnen Falle eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ab-

zuwehren oder eine Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beseiti-

gen, 

 

2. wenn sie bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen und An-

sammlungen angetroffen wird, die ein besonderes Gefährdungsrisiko im Sinne 

des § 44 Absatz 1 Satz 2 aufweisen und dort erfahrungsgemäß mit der Begehung 

von Straftaten gegen Leib, Leben oder Sachen von bedeutendem Wert zu rech-

nen ist; bei der Auswahl der Person ist in besonderem Maße der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit zu beachten, 

 

3. wenn sie an einem Ort angetroffen wird, an dem erfahrungsgemäß Straftäter sich 

verbergen, Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder verüben, sich ohne 

erforderlichen Aufenthaltstitel oder ausländerrechtliche Duldung treffen oder der 

Prostitution nachgehen, 

 

4. wenn sie in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage oder -einrichtung, einem öf-

fentlichen Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder einem anderen besonders gefährde-

ten Objekt oder in unmittelbarer Nähe hiervon angetroffen wird und Tatsachen die 

Annahme rechtfertigen, dass in oder an Objekten dieser Art Straftaten begangen 

werden sollen, 

 

5. wenn sie an einer Kontrollstelle angetroffen wird, die von der Polizei eingerichtet 

worden ist, um Straftaten mit erheblicher Bedeutung zu verhindern, 

 

6. wenn sie innerhalb eines Kontrollbereichs angetroffen wird, der von der Polizei ein-

gerichtet worden ist, um eine der in § 100a der Strafprozessordnung bezeichneten 

Straftaten zu verhindern, oder 

 

7. zum Zwecke der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität 

 

a) in öffentlichen Einrichtungen des internationalen Verkehrs sowie 
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b) auf Durchgangsstraßen (Bundesautobahnen, Europastraßen und andere Stra-

ßen von erheblicher Bedeutung für die grenzüberschreitende Kriminalität). 

 

(2) Die Polizei kann zur Feststellung der Identität die erforderlichen Maßnahmen tref-

fen. Sie kann die betroffene Person insbesondere anhalten und verlangen, dass sie 

mitgeführte Ausweispapiere vorzeigt und zur Prüfung aushändigt. Die betroffene Per-

son kann festgehalten und sie sowie die von ihr mitgeführten Sachen können durch-

sucht oder sie kann zur Dienststelle gebracht werden, wenn die Identität auf andere 

Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Die 

Personendurchsuchung darf nur von Personen gleichen Geschlechts durchgeführt 

werden. 

 

(3) Die Polizei kann verlangen, dass ein Berechtigungsschein vorgezeigt und zur 

Prüfung ausgehändigt wird, wenn die betroffene Person aufgrund einer Rechtsvor-

schrift verpflichtet ist, diesen Berechtigungsschein mitzuführen.  

 

§ 28 

Vorladung 

 

(1) Die Polizei kann eine Person vorladen, wenn 

 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben 

machen kann, die zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben erforderlich sind, oder 

 

2. dies zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen erforderlich ist. 

 

(2) Bei der Vorladung soll deren Grund angegeben werden. Bei der Festsetzung des 

Zeitpunkts soll auf die beruflichen Verpflichtungen und die sonstigen Lebensverhält-

nisse der betroffenen Person Rücksicht genommen werden. 

 

(3) Leistet eine betroffene Person der Vorladung ohne hinreichenden Grund keine 

Folge, so kann sie zwangsweise durchgesetzt werden, wenn dies 
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1. zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder für 

bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte oder 

 

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen 

 

erforderlich ist. 

 

(4) Für die Entschädigung eines auf Vorladung erscheinenden Zeugen oder Sachver-

ständigen gilt das Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz entsprechend. 

 

§ 29 

Gefährderansprache und -anschreiben, Gefährdetenansprache 

 

(1) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Person in einem überschauba-

ren Zeitraum die öffentliche Sicherheit stören wird, kann die Polizei diese Person 

über die geltende Rechtslage informieren und ihr mitteilen, welche Maßnahmen die 

Polizei im Fall einer bevorstehenden oder erfolgten Störung ergreifen wird. Zu die-

sem Zweck kann die Polizei die Person ansprechen (Gefährderansprache) oder an-

schreiben (Gefährderanschreiben). 

 

(2) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine Person in einem überschauba-

ren Zeitraum eine Straftat begehen oder zu ihrer Begehung beitragen wird, die sich 

gegen Leib, Leben, Freiheit, die sexuelle Selbstbestimmung, den Bestand oder die 

Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder bedeutende fremde Sach- oder Ver-

mögenswerte richtet, kann die Polizei andere Personen hierüber informieren, sofern 

diese als Opfer der drohenden Straftat in Betracht kommen oder deren Kenntnis von 

der drohenden Straftat aus anderen Gründen unbedingt erforderlich ist. Zu diesem 

Zweck kann die Polizei die betroffenen Personen ansprechen (Gefährdetenanspra-

che). 

 

§ 30 

Platzverweis, Aufenthaltsverbot, Wohnungsverweis, Rückkehrverbot, Annäherungs-

verbot 
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(1) Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr oder zur Beseitigung einer Störung eine 

Person vorübergehend von einem Ort verweisen oder ihr vorübergehend das Betre-

ten eines Ortes verbieten (Platzverweis). 

 

(2) Die Polizei kann einer Person verbieten, einen bestimmten Ort, ein bestimmtes 

Gebiet innerhalb einer Gemeinde oder ein Gemeindegebiet zu betreten oder sich 

dort aufzuhalten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person 

dort eine Straftat begehen oder zu ihrer Begehung beitragen wird (Aufenthaltsver-

bot). Das Aufenthaltsverbot ist zeitlich und örtlich auf den zur Verhütung der Straftat 

erforderlichen Umfang zu beschränken und darf räumlich nicht den Zugang zur Woh-

nung der betroffenen Person umfassen. Es darf die Dauer von drei Monaten nicht 

überschreiten. Ein sich anschließendes Aufenthaltsverbot ist nur aufgrund einer 

neuen Gefahrenprognose zulässig. 

 

(3) Die Polizei kann eine Person aus ihrer Wohnung und dem unmittelbar angrenzen-

den Bereich verweisen, wenn dies zum Schutz einer anderen Bewohnerin oder eines 

anderen Bewohners dieser Wohnung (verletzte oder bedrohte Person) vor einer un-

mittelbar bevorstehenden erheblichen Gefahr erforderlich ist (Wohnungsverweis). 

Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass die erhebliche Gefahr nach Verlassen 

der Wohnung fortbesteht, kann die Polizei der der Wohnung verwiesenen Person 

verbieten, in die Wohnung oder den unmittelbar angrenzenden Bereich zurückzukeh-

ren (Rückkehrverbot) und sich der verletzten oder bedrohten Person anzunähern 

(Annäherungsverbot). 

 

(4) Maßnahmen nach Absatz 3 sind bei Anordnung durch den Polizeivollzugsdienst 

auf höchstens vier Werktage und bei Anordnung durch die Polizeibehörde auf höchs-

tens zwei Wochen zu befristen. Beantragt die verletzte oder bedrohte Person vor Ab-

lauf der Frist Schutzmaßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz, kann die Polizeibe-

hörde die Frist um höchstens zwei Wochen verlängern, wenn die Voraussetzungen 

des Absatzes 3 Satz 2 weiter vorliegen und dies unter Berücksichtigung der schutz-

würdigen Interessen der der Wohnung verwiesenen Person erforderlich erscheint. 

Die Maßnahmen enden mit dem Tag der wirksamen gerichtlichen Entscheidung, ei-

nes gerichtlichen Vergleiches oder einer einstweiligen Anordnung. 
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(5) Anträge nach dem Gewaltschutzgesetz sowie hierauf erfolgte Entscheidungen, 

gerichtliche Vergleiche oder einstweilige Anordnungen, insbesondere die angeordne-

ten Maßnahmen, die Dauer der Maßnahmen sowie Verstöße gegen die Auflagen, 

teilt das Gericht der zuständigen Polizeibehörde und der zuständigen Polizeidienst-

stelle unverzüglich mit. 

 

§ 31 

Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot zur Verhütung terroristischer Straftaten 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann zur Verhütung von Straftaten, die in § 129a Ab-

sätze 1 und 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet und dazu bestimmt sind, 

 

1. die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 

 

2. eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 

durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 

 

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstruk-

turen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder er-

heblich zu beeinträchtigen, 

 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine in-

ternationale Organisation erheblich schädigen können, einer Person untersagen, sich 

ohne Erlaubnis der zuständigen Polizeidienststelle von ihrem Wohn- oder Aufent-

haltsort oder aus einem bestimmten Bereich zu entfernen oder sich an bestimmten 

Orten aufzuhalten (Aufenthaltsvorgabe), wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass die betroffene Person innerhalb eines überschaubaren Zeitraums 

auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine solche Straftat begehen 

wird, oder das individuelle Verhalten der betroffenen Person die konkrete Wahr-

scheinlichkeit begründet, dass sie innerhalb eines überschaubaren Zeitraums eine 

solche Straftat begehen wird. 
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(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann der Polizeivollzugsdienst zur 

Verhütung von Straftaten nach Absatz 1 einer Person den Kontakt mit bestimmten 

Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe untersagen (Kontaktverbot). 

 

(3) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 bedürfen der Anordnung durch das Ge-

richt. Die Anordnung wird nur auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung 

eines regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landes-

kriminalamts schriftlich zu stellen und zu begründen. Bei Gefahr im Verzug kann die 

Anordnung von einer der in Satz 3 genannten Personen getroffen werden. In diesem 

Fall ist die gerichtliche Bestätigung unverzüglich nachzuholen. Für die Entscheidung 

ist  

 

1. das Amtsgericht Mannheim zuständig, wenn die Polizeidienststelle, deren Leitung 

den Antrag nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Karls-

ruhe hat; 

 

2. das Amtsgericht Stuttgart zuständig, wenn die Polizeidienststelle, deren Leitung 

den Antrag nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Stutt-

gart hat.  

 

§ 132 Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

 

(4) Im Antrag sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, einschließlich 

 

a) im Fall der Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 einer Bezeichnung der Orte, von 

denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Polizeidienststelle nicht 

entfernen oder an denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Poli-

zeidienststelle nicht aufhalten darf, 
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b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 2 einer Benennung der Personen oder 

Gruppe, mit denen oder mit der der betroffenen Person der Kontakt untersagt 

ist, soweit möglich, mit Name und Anschrift, 

 

3. der Sachverhalt sowie 

 

4. eine Begründung. 

 

(5) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, einschließlich 

 

a) im Fall der Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 einer Bezeichnung der Orte, von 

denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Polizeidienststelle nicht 

entfernen oder an denen sich die Person ohne Erlaubnis der zuständigen Poli-

zeidienststelle nicht aufhalten darf, 

 

b) im Fall des Kontaktverbots nach Absatz 2 einer Benennung der Personen oder 

Gruppe, mit denen oder mit der der betroffenen Person der Kontakt untersagt 

ist, soweit möglich, mit Name und Anschrift und 

 

3. die wesentlichen Gründe. 

 

(6) Aufenthaltsvorgaben nach Absatz 1 und Kontaktverbote nach Absatz 2 sind auf 

den zur Verhütung von Straftaten im Sinne des Absatzes 1 erforderlichen Umfang zu 

beschränken. Sie sind auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung 

um jeweils nicht mehr als drei Monate ist möglich, soweit ihre Voraussetzungen fort-

bestehen. Liegen die Voraussetzungen für die Aufenthaltsvorgabe nach Absatz 1 o-

der das Kontaktverbot nach Absatz 2 nicht mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich 

zu beenden. 

 

§ 32 
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Elektronische Aufenthaltsüberwachung zur Verhütung terroristischer Straftaten 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann eine Person dazu verpflichten, ein technisches 

Mittel, mit dem der Aufenthaltsort dieser Person elektronisch überwacht werden 

kann, ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper bei sich zu führen und dessen 

Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen, wenn 

 

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person innerhalb ei-

nes überschaubaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte 

Weise eine Straftat im Sinne des § 31 Absatz 1 begehen wird, oder 

 

2. deren individuelles Verhalten eine konkrete Wahrscheinlichkeit dafür begründet, 

dass sie innerhalb eines überschaubaren Zeitraums eine Straftat im Sinne des 

§ 31 Absatz 1 begehen wird, 

 

um diese Person durch die Überwachung und die Datenverwendung von der Bege-

hung dieser Straftaten abzuhalten. 

 

(2) Der Polizeivollzugsdienst verarbeitet mit Hilfe der von der betroffenen Person mit-

geführten technischen Mittel automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie 

über etwaige Beeinträchtigungen der Datenerhebung. Soweit es technisch möglich 

ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der betroffenen Person keine 

über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben 

werden. Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verwendet 

werden, soweit dies erforderlich ist für die folgenden Zwecke: 

 

1. zur Verhütung oder zur Verfolgung von Straftaten im Sinne des § 31 Absatz 1, 

 

2. zur Feststellung von Verstößen gegen Aufenthaltsvorgaben nach § 31 Absatz 1 

und Kontaktverbote nach § 31 Absatz 2, 

 

3. zur Verfolgung einer Straftat nach § 134, 
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4. zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 

einer dritten Person oder 

 

5. zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der technischen Mittel. 

 

Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Satz 3 hat die Verarbeitung der Daten auto-

matisiert zu erfolgen, und es sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme beson-

ders zu sichern. Die in Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach 

ihrer Erhebung zu löschen, soweit sie nicht für die in Satz 3 genannten Zwecke ver-

wendet werden. Werden innerhalb der Wohnung der betroffenen Person über den 

Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen diese 

nicht verwendet werden und sind unverzüglich nach Kenntnisnahme zu löschen. Die 

Tatsache ihrer Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. Die Dokumenta-

tion darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie 

ist nach zwölf Monaten zu löschen. 

 

(3) Der Polizeivollzugsdienst kann bei den zuständigen Polizeien des Bundes und 

der Länder, sonstigen öffentlichen Stellen sowie anderen Stellen im Rahmen der gel-

tenden Gesetze personenbezogene Daten über die betroffene Person erheben, so-

weit dies zur Durchführung der Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 erforderlich 

ist. 

 

(4) Zur Durchführung der Maßnahme nach Absatz 1 hat die zuständige Polizeidienst-

stelle 

 

1. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an Strafverfolgungsbehörden 

und andere Polizeidienststellen weiterzugeben, wenn dies zur Verhütung oder zur 

Verfolgung einer Straftat im Sinne des § 31 Absatz 1 erforderlich ist, 

 

2. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an andere Polizeidienststellen 

weiterzugeben, sofern dies zur Durchsetzung von Maßnahmen nach Absatz 2 

Satz 3 Nummer 2 erforderlich ist, 
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3. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an die zuständige Strafverfol-

gungsbehörde zur Verfolgung einer Straftat nach § 134 weiterzugeben, 

 

4. Daten des Aufenthaltsortes der betroffenen Person an andere Polizeidienststellen 

weiterzugeben, sofern dies zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr 

im Sinne von Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 erforderlich ist, 

 

5. eingehende Systemmeldungen über Verstöße nach Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 

entgegenzunehmen und zu bewerten, 

 

6. die Ursache einer Meldung zu ermitteln; hierzu kann die zuständige Polizeidienst-

stelle Kontakt mit der betroffenen Person aufnehmen, sie befragen, sie auf den 

Verstoß hinweisen und ihr mitteilen, wie sie dessen Beendigung bewirken kann, 

 

7. eine Überprüfung der bei der betroffenen Person vorhandenen technischen Geräte 

auf ihre Funktionsfähigkeit oder Manipulation und die zu der Behebung einer 

Funktionsbeeinträchtigung erforderlichen Maßnahmen, insbesondere den Aus-

tausch der technischen Mittel oder von Teilen davon, einzuleiten, 

 

8. Anfragen der betroffenen Person zum Umgang mit den technischen Mitteln zu be-

antworten. 

 

(5) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Anordnung durch das Gericht. Die An-

ordnung wird nur auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines regiona-

len Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskriminalamts 

schriftlich zu stellen und zu begründen. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 

von einer der in Satz 3 genannten Personen getroffen werden. In diesem Fall ist die 

gerichtliche Bestätigung unverzüglich nachzuholen. Für die Entscheidung ist  

 

1. das Amtsgericht Mannheim zuständig, wenn die Polizeidienststelle, deren Leitung 

den Antrag nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Karls-

ruhe hat; 
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2. das Amtsgericht Stuttgart zuständig, wenn die Polizeidienststelle, deren Leitung 

den Antrag nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Stutt-

gart hat. 

 

§ 132 Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

 

(6) Im Antrag sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 

3. die Angabe, ob gegenüber der Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, eine 

Aufenthaltsvorgabe nach § 31 Absatz 1 oder ein Kontaktverbot nach § 31 Absatz 

2 besteht, 

 

4. der Sachverhalt sowie 

 

5. eine Begründung. 

 

(7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, mit Name und Anschrift, 

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie 

 

3. die wesentlichen Gründe. 

 

(8) Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um 

jeweils nicht mehr als drei Monate ist möglich, soweit die Anordnungsvoraussetzun-

gen fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, ist die 

Maßnahme unverzüglich zu beenden. 

 

§ 33 
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Gewahrsam 

 

(1) Die Polizei kann eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn 

 

1. auf andere Weise eine unmittelbar bevorstehende erhebliche Störung der öffentli-

chen Sicherheit nicht verhindert oder eine bereits eingetretene erhebliche Störung 

nicht beseitigt werden kann, oder 

 

2. der Gewahrsam zum eigenen Schutz einer Person gegen drohende Gefahr für 

Leib oder Leben erforderlich ist und die Person 

 

a) um Gewahrsam nachsucht oder 

 

b) sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschließenden Zustand 

oder sonst in einer hilflosen Lage befindet oder 

 

c) Selbsttötung begehen will, oder 

 

3. die Identität einer Person auf andere Weise nicht festgestellt werden kann. 

 

(2) Der in Gewahrsam genommenen Person sind der Grund dieser Maßnahme und 

die gegen sie zulässigen Rechtsbehelfe unverzüglich bekanntzugeben. 

 

(3) Der Gewahrsam ist aufzuheben, sobald sein Zweck erreicht ist. Er darf ohne rich-

terliche Entscheidung nicht länger als bis zum Ende des Tags nach dem Ergreifen 

aufrechterhalten werden. Eine richterliche Entscheidung über den Gewahrsam ist un-

verzüglich herbeizuführen. Der Herbeiführung einer richterlichen Entscheidung be-

darf es nicht, wenn anzunehmen ist, dass die Entscheidung erst nach Wegfall des 

Grundes des Gewahrsams ergehen würde. In der Entscheidung nach Satz 3 ist die 

höchstzulässige Dauer des Gewahrsams zu bestimmen; diese darf nicht mehr als 

zwei Wochen betragen. 

 



41 
 

(4) Für die Entscheidung nach Absatz 3 Satz 3 ist das Amtsgericht zuständig, in des-

sen Bezirk die in Gewahrsam genommene Person festgehalten wird. Für das Verfah-

ren gelten die Vorschriften des Buches 1 Abschnitte 1 bis 3, Abschnitt 5 Unterab-

schnitt 1 sowie Abschnitte 6, 7 und 9 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-

sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend, 

soweit 

 

1. in den Sätzen 3 bis 7 nichts anderes bestimmt ist oder 

 

2. sich aus den Besonderheiten der richterlichen Entscheidung als einer Eilentschei-

dung nichts anderes ergibt. 

 

Die richterliche Entscheidung kann ohne persönliche Anhörung der in Gewahrsam 

genommenen Person ergehen, wenn diese rauschbedingt oder aus sonstigen Grün-

den außerstande ist, den Gegenstand der persönlichen Anhörung durch das Gericht 

ausreichend zu erfassen und in der Anhörung zur Feststellung der entscheidungser-

heblichen Tatsachen beizutragen. Sofern eine persönliche Anhörung durch das Ge-

richt erforderlich ist, kann sie im Bereitschaftsdienst nach § 4 Absatz 2 des Gesetzes 

zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der 

ordentlichen Gerichtsbarkeit auch telefonisch durchgeführt werden. Die richterliche 

Entscheidung wird mit Erlass wirksam. Die Entscheidung kann im Bereitschaftsdienst 

auch mündlich ergehen; in diesem Fall ist sie unverzüglich schriftlich niederzulegen 

und zu begründen. Gegen die Entscheidung des Amtsgerichts findet die Beschwerde 

zum Landgericht statt. § 132 Absatz 2 Sätze 2 und 4 bis 6 sowie Absatz 3 bleibt un-

berührt. 

 

§ 34 

Durchsuchung von Personen 

 

(1) Die Polizei kann eine Person durchsuchen, wenn 

 

1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten oder in Ge-

wahrsam genommen werden darf, 
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2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Sachen mit sich führt, die sicher-

gestellt oder beschlagnahmt werden dürfen, 

 

3. sie bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen und Ansammlun-

gen angetroffen wird, die ein besonderes Gefährdungsrisiko im Sinne des § 44 

Absatz 1 Satz 2 aufweisen und dort erfahrungsgemäß mit der Begehung von 

Straftaten gegen Leib, Leben oder Sachen von bedeutendem Wert zu rechnen ist; 

bei der Auswahl der Person ist in besonderem Maße der Grundsatz der Verhält-

nismäßigkeit zu beachten, 

 

4. sie sich an einem der in § 27 Absatz 1 Nummer 3 genannten Orte aufhält, 

 

5. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 27 Absatz 1 Nummer 4 oder in dessen un-

mittelbarer Nähe aufhält und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder 

an Objekten dieser Art Straftaten begangen werden sollen oder 

 

6. sie nach § 56 oder nach Artikel 99 Absatz 1 des Schengener Durchführungs-

übereinkommens zur gezielten Kontrolle ausgeschrieben ist. 

 

(2) Die Polizei kann eine Person, deren Identität gemäß § 27 oder nach anderen 

Rechtsvorschriften festgestellt werden soll, nach Waffen, anderen gefährlichen Werk-

zeugen und Sprengstoffen durchsuchen, wenn dies nach den Umständen zum 

Schutz des Polizeibeamten oder eines Dritten gegen eine Gefahr für Leib oder Leben 

erforderlich erscheint. 

 

(3) Personen dürfen nur von Personen gleichen Geschlechts oder Ärzten durchsucht 

werden; dies gilt nicht, wenn die sofortige Durchsuchung nach den Umständen zum 

Schutz gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich erscheint. 

 

§ 35 

Durchsuchung von Sachen 

 

Die Polizei kann eine Sache durchsuchen, wenn 
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1. sie von einer Person mitgeführt wird, die nach § 34 Absatz 1 oder 2 durchsucht 

werden darf, 

 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die 

 

a) in Gewahrsam genommen werden darf, 

 

b) widerrechtlich festgehalten wird oder 

 

c) infolge Hilflosigkeit an Leib oder Leben gefährdet ist, 

 

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine andere Sache befindet, 

die sichergestellt oder beschlagnahmt werden darf, 

 

4. sie sich am Ort oder in unmittelbarer Nähe von öffentlichen Veranstaltungen und 

Ansammlungen befindet, die ein besonderes Gefährdungsrisiko im Sinne des § 44 

Absatz 1 Satz 2 aufweisen und dort erfahrungsgemäß mit der Begehung von 

Straftaten gegen Leib, Leben oder Sachen von bedeutendem Wert zu rechnen ist, 

 

5. sie sich an einem der in § 27 Absatz 1 Nummer 3 genannten Orte befindet, 

 

6. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 27 Absatz 1 Nummer 4 oder in dessen un-

mittelbarer Nähe befindet und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass Strafta-

ten in oder an Objekten dieser Art begangen werden sollen, 

 

7. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug handelt, in dem sich eine Person 

befindet, deren Identität nach § 27 Absatz 1 Nummern 5 oder 6 festgestellt werden 

darf; die Durchsuchung kann sich auch auf die in dem Fahrzeug enthaltenen oder 

mit dem Fahrzeug verbundenen Sachen erstrecken, 

 

8. sie von einer Person mitgeführt wird, deren Identität nach § 27 Absatz 1 Nummern 

5 und 6 festgestellt werden darf oder 
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9. es sich um ein Kraftfahrzeug handelt, dessen Kennzeichen nach § 56 oder nach 

Artikel 99 Absatz 1 des Schengener Durchführungsübereinkommens zur gezielten 

Kontrolle ausgeschrieben ist. 

 

§ 36 

Betreten und Durchsuchung von Wohnungen 

 

(1) Die Polizei kann eine Wohnung gegen den Willen des Inhabers nur betreten, 

wenn dies zum Schutz eines einzelnen oder des Gemeinwesens gegen dringende 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist. Während der 

Nachtzeit ist das Betreten nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebens-

gefahr oder schweren Gesundheitsgefahr für einzelne Personen zulässig. 

 

(2) Die Polizei kann eine Wohnung nur durchsuchen, wenn 

 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich eine Person in der Wohnung be-

findet, die 

 

a) in Gewahrsam genommen werden darf, 

 

b) widerrechtlich festgehalten wird oder 

 

c) infolge Hilflosigkeit an Leib oder Leben gefährdet ist, oder 

 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich eine Sache in der Wohnung be-

findet, die sichergestellt oder beschlagnahmt werden darf. 

 

(3) Ist eine Person entführt worden und rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass 

sie in einem Gebäude oder einer Gebäudegruppe festgehalten wird, so kann die Po-

lizei Wohnungen in diesem Gebäude oder dieser Gebäudegruppe durchsuchen, 

wenn die Durchsuchungen das einzige Mittel sind, um eine Lebensgefahr oder Ge-

sundheitsgefahr von der entführten Person oder von einem Dritten abzuwehren. 

Durchsuchungen während der Nachtzeit sind nur zulässig, wenn sie zur Abwehr der 

in Satz 1 genannten Gefahren unumgänglich notwendig sind. 
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(4) Die Nachtzeit umfasst die Stunden von 21 Uhr bis 6 Uhr. 

 

(5) Außer bei Gefahr im Verzug darf eine Durchsuchung nur durch das Amtsgericht 

angeordnet werden, in dessen Bezirk die Durchsuchung vorgenommen werden soll.  

 

(6) Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume dürfen zur Erfüllung einer polizeilichen 

Aufgabe während der Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftszeit betreten werden. 

 

(7) Der Wohnungsinhaber hat das Recht, bei der Durchsuchung anwesend zu sein. 

Ist er abwesend, so ist, wenn möglich, ein Vertreter oder Zeuge beizuziehen. 

 

(8) Dem Wohnungsinhaber oder seinem Vertreter sind der Grund der Durchsuchung 

und die gegen sie zulässigen Rechtsbehelfe unverzüglich bekanntzugeben. 

 

§ 37 

Sicherstellung 

 

(1) Die Polizei kann eine Sache sicherstellen, wenn dies erforderlich ist, um den Ei-

gentümer oder den rechtmäßigen Inhaber der tatsächlichen Gewalt vor Verlust oder 

Beschädigung der Sache zu schützen. 

 

(2) Der Eigentümer oder der rechtmäßige Inhaber der tatsächlichen Gewalt ist unver-

züglich zu unterrichten. 

 

(3) Bei der Verwahrung sichergestellter Sachen ist den Belangen des Eigentümers 

oder des rechtmäßigen Inhabers der tatsächlichen Gewalt Rechnung zu tragen. 

 

(4) Die Sicherstellung ist aufzuheben, wenn der Eigentümer oder der rechtmäßige In-

haber der tatsächlichen Gewalt dies verlangt oder wenn ein Schutz nicht mehr erfor-

derlich ist, spätestens jedoch nach zwei Wochen. 

 

(5) Diese Bestimmungen finden auf verlorene Sachen Anwendung, soweit in den ge-

setzlichen Vorschriften über den Fund nichts anderes bestimmt ist. 
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§ 38 

Beschlagnahme 

 

(1) Die Polizei kann eine Sache beschlagnahmen, wenn dies erforderlich ist 

 

1. zum Schutz eines einzelnen oder des Gemeinwesens gegen eine unmittelbar be-

vorstehende Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung oder zur Beseiti-

gung einer bereits eingetretenen Störung, 

 

2. zur Verhinderung einer missbräuchlichen Verwendung durch eine Person, die 

nach diesem Gesetz oder nach anderen Rechtsvorschriften festgehalten oder in 

Gewahrsam genommen worden ist oder 

 

3. zum Schutz eines Einzelnen oder des Gemeinwesens vor der Gefahr einer Straftat 

von erheblicher Bedeutung nach § 49 Absatz 3 Nummern 1 und 2 Buchstaben a 

und b. 

 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 3 kann der Polizeivollzugs-

dienst eine Forderung oder andere Vermögensrechte beschlagnahmen. Die Be-

schlagnahme wird durch Pfändung bewirkt. Die Vorschriften der Zivilprozessordnung 

über die Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte sind 

sinngemäß anzuwenden. 

 

(3) Der betroffenen Person sind der Grund der Beschlagnahme und die gegen sie 

zulässigen Rechtsbehelfe unverzüglich bekanntzugeben. Auf Verlangen ist ihr eine 

Bescheinigung zu erteilen. § 37 Absatz 3 gilt entsprechend. 

 

(4) Die Beschlagnahme ist aufzuheben, sobald ihr Zweck erreicht ist. Vorbehaltlich 

besonderer gesetzlicher Regelung darf die Beschlagnahme nicht länger als sechs 

Monate aufrechterhalten werden. 

 

(5) Bei beschlagnahmten Forderungen oder anderen Vermögensrechten, die nicht 

freigegeben werden können, ohne dass die Voraussetzungen der Beschlagnahme 
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erneut eintreten, kann die Beschlagnahme um jeweils weitere sechs Monate, längs-

tens bis zu einer Gesamtdauer von zwei Jahren verlängert werden. Über die Verlän-

gerung entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk der Inhaber seinen Wohnsitz 

oder ständigen Aufenthalt hat. § 132 Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

 

§ 39 

Einziehung 

 

(1) Die zuständige allgemeine Polizeibehörde kann eine beschlagnahmte Sache ein-

ziehen, wenn diese nicht mehr herausgegeben werden kann, ohne dass die Voraus-

setzungen der Beschlagnahme erneut eintreten. Die Einziehung ist schriftlich anzu-

ordnen. 

 

(2) Die eingezogenen Sachen werden im Wege der öffentlichen Versteigerung ge-

mäß § 383 Absatz 3 BGB verwertet. Die Polizeibehörde kann die Versteigerung 

durch einen ihrer Beamten vornehmen lassen. Ein Zuschlag, durch den die Voraus-

setzungen der Einziehung erneut eintreten würden, ist zu versagen. Der Erlös ist der 

betroffenen Person herauszugeben. 

 

(3) Kann eine eingezogene Sache nicht verwertet werden, so ist sie unbrauchbar zu 

machen oder zu vernichten. 

 

(4) Die Kosten der Verwertung, Unbrauchbarmachung oder Vernichtung fallen der 

betroffenen Person zur Last; sie können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrie-

ben werden. 

 

§ 40 

Vernehmung 

 

(1) Die Polizei darf bei Vernehmungen zur Herbeiführung einer Aussage keinen 

Zwang anwenden. 
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(2) Für Vernehmungen durch die Polizei, die nicht der Verfolgung einer mit Strafe o-

der Geldbuße bedrohten Handlung dienen, gelten die §§ 68a, 136a und § 69 Absatz 

3 der Strafprozessordnung entsprechend. 

 

§ 41 

Erkennungsdienstliche Maßnahmen 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann erkennungsdienstliche Maßnahmen ohne Einwilli-

gung der betroffenen Person nur vornehmen, wenn 

 

1. eine nach § 27 zulässige Identitätsfeststellung auf andere Weise nicht zuverlässig 

durchgeführt werden kann oder 

 

2. dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten erforderlich ist, weil die be-

troffene Person verdächtig ist, eine Straftat begangen zu haben, und die Um-

stände des Einzelfalles die Annahme rechtfertigen, dass sie zukünftig eine Straftat 

begehen wird. 

 

(2) Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind insbesondere 

 

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken, 

 

2. die Aufnahme von Lichtbildern einschließlich Bildaufzeichnungen, 

 

3. die Feststellung äußerer körperlicher Merkmale, 

 

4. Messungen und ähnliche Maßnahmen. 

 

(3) Die durch die erkennungsdienstliche Behandlung erhobenen personenbezogenen 

Daten sind zu löschen und die entstandenen Unterlagen zu vernichten, wenn die Vo-

raussetzungen nach Absatz 1 entfallen sind, es sei denn, ihre weitere Aufbewahrung 

ist nach anderen Rechtsvorschriften zulässig. § 75 Absatz 3 ist entsprechend anzu-

wenden. 
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§ 42 

Verarbeitung personenbezogener Daten aufgrund einer Einwilligung 

 

(1) Die Polizei kann zur Durchführung von Zuverlässigkeitsüberprüfungen personen-

bezogene Daten von Personen verarbeiten, denen zur Ausführung von Tätigkeiten 

bei Großveranstaltungen oder in öffentlichen Liegenschaften Zutritt gewährt werden 

soll, wenn ihr zuvor von der um Zuverlässigkeitsüberprüfung ersuchenden Stelle die 

Überprüfung der Identität der betroffenen Personen und deren Einwilligung in die da-

für erforderliche Datenverarbeitung gemäß den Anforderungen des Absatzes 2 

schriftlich bestätigt werden.  

 

(2) Mit der Einwilligung hat die betroffene Person zu bestätigen, dass sie 

 

1. zuvor in verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen 

Sprache über die beabsichtigte Datenverarbeitung, den Zweck der Verarbeitung 

und die Empfänger der Daten hinreichend aufgeklärt wurde,  

 

2. über die Möglichkeit einer weitergehenden Datenverarbeitung aufgrund gesetzli-

cher Bestimmungen unterrichtet wurde und  

 

3. unter Darlegung der Folgen darauf hingewiesen wurde, die Einwilligung verwei-

gern oder mit Wirkung für die Zukunft widerrufen zu können.  

 

Soweit die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne 

des § 12 Nummer 15 unbedingt erforderlich ist, muss sich die Einwilligung ausdrück-

lich auch auf diese Daten beziehen. 

 

(3) Bei der Übermittlung von Daten hat die Polizei die ersuchende Stelle darauf hin-

zuweisen, dass die übermittelten Daten nur zum Zweck der Zuverlässigkeitsüberprü-

fung verarbeitet werden dürfen. Die Polizei unterrichtet eine ersuchende öffentliche 

Stelle darüber, ob sicherheitsrelevante Erkenntnisse vorliegen, soweit erforderlich 

durch Angabe derselben. Die Rückmeldung an eine ersuchende nicht öffentliche 

Stelle beschränkt sich auf die Auskunft, ob Sicherheitsbedenken vorliegen. In diesen 
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Fällen ist die ersuchende Stelle zu verpflichten, der übermittelnden Stelle mitzuteilen, 

ob sie beabsichtigt, der Empfehlung zu folgen.  

 

(4) Die Polizei hat die Ergebnisse der Zuverlässigkeitsüberprüfung zu Dokumentati-

onszwecken aufzubewahren und nach Ablauf von zwölf Monaten seit Abschluss der 

Überprüfung zu löschen. Bei einem Widerruf der Einwilligung sind die im Rahmen der 

Zuverlässigkeitsüberprüfung angefallenen Daten unverzüglich zu löschen. 

 

(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten auf der Grundlage einer Einwilligung der betroffenen Person zu anderen 

Zwecken im Sinne des § 11 Absatz 1, insbesondere 

 

1. zum Zwecke der Ausstiegsberatung im Bereich des politisch oder religiös motivier-

ten Extremismus und  

 

2. zum Zwecke der Durchführung von Fallkonferenzen im Rahmen der behörden-

übergreifenden Zusammenarbeit in opferschutzbezogenen Angelegenheiten sowie 

bei Intensivstraftätern. 

 

§ 43 

Befragung und Datenerhebung 

 

(1) Die Polizei kann jede Person befragen, wenn anzunehmen ist, dass sie sachdien-

liche Angaben machen kann, die zur Wahrnehmung einer bestimmten polizeilichen 

Aufgabe erforderlich sind. Die Person ist dabei verpflichtet, Name, Vorname, Datum 

und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Staatsangehörigkeit anzugeben. Dient die 

Befragung der Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Per-

son oder für bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte, ist die Person ver-

pflichtet, über Satz 2 hinausgehende Angaben zu machen. § 10 bleibt unberührt. Zur 

Verweigerung der Auskunft ist eine Person in entsprechender Anwendung von § 52 

Absatz 1 und 2 und § 55 der Strafprozessordnung berechtigt, soweit sie durch die 

Auskunft sich selbst oder einen Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, wegen ei-

ner Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden. Ein Auskunftsverwei-
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gerungsrecht nach Satz 5 besteht nicht, wenn die Auskunft für die Abwehr einer un-

mittelbar bevorstehenden Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person 

erforderlich ist. Die betroffene Person ist über ihr Recht zur Verweigerung der Aus-

kunft zu belehren, wenn nach den Umständen davon auszugehen ist, dass ihr ein 

solches Recht zusteht. Besteht ein Auskunftsverweigerungsrecht nicht, dürfen die 

aus der Befragung gewonnenen Auskünfte nur zur Abwehr der in Satz 6 genannten 

Gefahren weiter verarbeitet werden. Wird die Auskunft unberechtigt verweigert, kann 

ein Zwangsgeld festgesetzt werden. Dieses ist zuvor in bestimmter Höhe anzudro-

hen. Für die Dauer der Befragung kann die Person angehalten werden. 

 

(2) Die Polizei kann Daten der in § 70 Nummer 6 genannten Personen sowie anderer 

Personen erheben, soweit dies zur Abwehr einer Gefahr oder zur Beseitigung einer 

Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist und die Befugnisse 

der Polizei nicht anderweitig geregelt sind. 

 

(3) Der Polizeivollzugsdienst kann Daten der in § 70 Nummern 3 bis 5 genannten 

Personen erheben, soweit dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten erfor-

derlich ist. 

 

(4) Die Polizei kann Daten von Personen erheben, soweit dies zur Erfüllung von ihr 

durch andere Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 

 

§ 44 

Offener Einsatz technischer Mittel zur Bild- und Tonaufzeichnung 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Ver-

anstaltungen und Ansammlungen, die ein besonderes Gefährdungsrisiko aufweisen, 

Bild- und Tonaufzeichnungen von Personen zur Erkennung und Abwehr von Gefah-

ren anfertigen. Veranstaltungen und Ansammlungen weisen ein besonderes Gefähr-

dungsrisiko auf, wenn 

 

1. aufgrund einer aktuellen Gefährdungsanalyse anzunehmen ist, dass Veranstaltun-

gen und Ansammlungen vergleichbarer Art und Größe von terroristischen An-

schlägen bedroht sind oder 
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2. aufgrund der Art und Größe der Veranstaltungen und Ansammlungen erfahrungs-

gemäß erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit entstehen können. 

 

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann in den in § 27 Absatz 1 Nummer 4 genannten Ob-

jekten oder in deren unmittelbarer Nähe Bild- und Tonaufzeichnungen von Personen 

anfertigen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass an oder in Objekten 

dieser Art Straftaten begangen werden sollen, durch die Personen, diese Objekte o-

der darin befindliche Sachen gefährdet sind. 

 

(3) Der Polizeivollzugsdienst oder die Ortspolizeibehörden können an öffentlich zu-

gänglichen Orten Bild- und Tonaufzeichnungen von Personen anfertigen, wenn sich 

die Kriminalitätsbelastung dort von der des Gemeindegebiets deutlich abhebt und 

Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort auch künftig mit der Begehung von 

Straftaten zu rechnen ist. 

 

(4) Der Polizeivollzugsdienst kann die nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie Absatz 

2 und 3 angefertigten Bildaufzeichnungen auch automatisch auswerten. Die automa-

tische Auswertung darf nur auf das Erkennen solcher Verhaltensmuster ausgerichtet 

sein, die auf die Begehung einer Straftat hindeuten. 

 

(5) Der Polizeivollzugsdienst kann bei der Durchführung von Maßnahmen zur Gefah-

renabwehr oder zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten zur Ab-

wehr einer Gefahr Daten durch Anfertigen von Bild- und Tonaufzeichnungen mittels 

körpernah getragener Aufnahmegeräte erheben. In Wohnungen ist eine Maßnahme 

nach Satz 1 nur zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leib oder Leben einer Per-

son zulässig. Satz 2 gilt nicht für Arbeits-, Betriebs- oder Geschäftsräume. Die Erhe-

bung personenbezogener Daten kann auch dann erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar 

betroffen sind. 

 

(6) Die weitere Verarbeitung einer Aufzeichnung nach Absatz 5 Satz 2 sowie Ab-

satz 8 Satz 2 bedarf der richterlichen Zustimmung. Dies gilt nicht für Aufzeichnungen 

in Arbeits- Betriebs- oder Geschäftsräumen. 
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(7) Eine Aufzeichnung personenbezogener Daten nach Absatz 5 Satz 2, die dem 

Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist unzulässig. Die Auf-

zeichnung ist unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während der Maßnahme tat-

sächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Aufzeichnungen hierüber sind 

unverzüglich zu löschen. Die Aufzeichnung darf nur fortgesetzt werden, wenn sie 

nicht nach Satz 1 unzulässig ist. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebens-

gestaltung dürfen nicht verwertet werden. 

 

(8) Die Speicherung der nach Absatz 5 Satz 1 erlangten Daten für eine Dauer von 

mehr als 60 Sekunden ist nur zulässig, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 

dass dies zum Schutz von Polizeibeamten oder anderen Personen gegen eine Ge-

fahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Gleiches gilt für die Speicherung der nach 

Absatz 5 Satz 2 erlangten Daten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 

dies zum Schutz von Polizeibeamten oder anderen Personen gegen eine dringende 

Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist. Satz 2 gilt nicht für Arbeits-, Betriebs- o-

der Geschäftsräume. Die Datenerhebung nach den Absätzen 1 bis 4 und 9 bleibt un-

berührt. 

 

(9) Der Polizeivollzugsdienst kann in Gewahrsam genommene Personen offen mit-

tels Bildübertragung beobachten, soweit dies zu ihrem oder zum Schutz des zur 

Durchführung des Gewahrsams eingesetzten Personals oder zur Verhütung von 

Straftaten in polizeilich genutzten Räumen erforderlich ist. 

 

(10) Auf die Beobachtung mittels Bildübertragung und die Bild- und Tonaufzeichnung 

sowie die automatisierte Auswertung ist, sofern diese nicht offenkundig ist, in geeig-

neter Weise hinzuweisen. Bild- und Tonaufzeichnungen sind unverzüglich, spätes-

tens jedoch nach vier Wochen zu löschen, soweit sie im Einzelfall nicht zur Verfol-

gung von Straftaten oder von Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung, zur 

Geltendmachung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen oder nach Maßgabe des § 2 

Absatz 2 zum Schutz privater Rechte, insbesondere zur Behebung einer bestehen-

den Beweisnot, erforderlich sind. Die weitere Verarbeitung darf auch erfolgen, wenn 

Dritte unvermeidbar betroffen werden. Die Bedeutung einer Ordnungswidrigkeit ist 

erheblich, wenn nach den Umständen des Einzelfalls ein Schaden für ein wichtiges 
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Rechtsgut oder für andere Rechtsgüter in erheblichem Umfang droht oder wenn die 

betreffende Vorschrift ein sonstiges wichtiges Interesse der Allgemeinheit schützt. 

 

(11) Für die erhobenen Daten nach Absatz 5 gilt Absatz 10 mit der Maßgabe, dass 

diese spätestens nach 60 Sekunden automatisch zu löschen sind und jede über das 

Erheben hinausgehende Verarbeitung ausgeschlossen ist, sofern nicht zuvor die Vo-

raussetzungen des Absatzes 8 vorliegen. 

 

§ 45 

Aufzeichnung eingehender Telefonanrufe 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erfor-

derlich ist, Telefonanrufe aufzeichnen, die über Rufnummern eingehen, die er der Öf-

fentlichkeit  

 

1. zum Absetzen eines Notrufs oder  

 

2. zur Mitteilung sachdienlicher Hinweise insbesondere im Rahmen von Fahndungs-

maßnahmen 

 

bekannt gegeben hat. 

 

(2) Die Aufzeichnungen sind unverzüglich, spätestens jedoch nach drei Monaten zu 

löschen, soweit sie im Einzelfall nicht zur Verfolgung von Straftaten oder von Ord-

nungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung, zur Geltendmachung von öffentlich-

rechtlichen Ansprüchen oder nach Maßgabe des § 2 Absatz 2 zum Schutz privater 

Rechte, insbesondere zur Behebung einer bestehenden Beweisnot, erforderlich sind. 

Die weitere Verarbeitung darf auch erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen wer-

den. Die Bedeutung einer Ordnungswidrigkeit ist erheblich, wenn nach den Umstän-

den des Einzelfalls ein Schaden für ein wichtiges Rechtsgut oder für andere Rechts-

güter in erheblichem Umfang droht oder wenn die betreffende Vorschrift ein sonsti-

ges wichtiges Interesse der Allgemeinheit schützt. In den Fällen des Absatzes 1 

Nummer 2 ist auf die Aufzeichnung in geeigneter Weise hinzuweisen. 
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§ 46 

Projektbezogene gemeinsame Dateien mit dem Landesamt für Verfassungsschutz 

 

(1) Das Landeskriminalamt kann für die Dauer einer befristeten projektbezogenen 

Zusammenarbeit mit den Polizeidienststellen des Landes und dem Landesamt für 

Verfassungsschutz eine gemeinsame Datei errichten. Die projektbezogene Zusam-

menarbeit bezweckt nach Maßgabe der Aufgaben und Befugnisse der in Satz 1 ge-

nannten Behörden den Austausch und die gemeinsame Auswertung von polizeili-

chen oder nachrichtendienstlichen Erkenntnissen zu 

 

1. Straftaten nach den §§ 94 bis 96 und den §§ 97a bis 100a des Strafgesetzbuchs, 

 

2. Straftaten nach § 129a, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1, den §§ 89a bis 

89c und 91 des Strafgesetzbuchs, 

 

3. vorsätzlichen Straftaten nach den §§ 17 und 18 des Außenwirtschaftsgesetzes, 

soweit es sich um einen Fall von besonderer Bedeutung handelt, oder 

 

4. Straftaten, die mit Straftaten nach den Nummern 1 bis 3 in einem unmittelbaren 

Zusammenhang stehen. 

 

Personenbezogene Daten zu Straftaten nach Satz 2 dürfen unter Einsatz der ge-

meinsamen Datei durch die an der projektbezogenen Zusammenarbeit beteiligten 

Behörden im Rahmen ihrer Befugnisse weiterverarbeitet werden, soweit dies in die-

sem Zusammenhang zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Für die beteiligten 

Behörden finden jeweils die für sie geltenden Vorschriften über die weitere Verarbei-

tung von Daten Anwendung. 

 

(2) Für die Speicherung personenbezogener Daten in der gemeinsamen Datei gelten 

die jeweiligen Übermittlungsvorschriften zugunsten der an der Zusammenarbeit be-

teiligten Behörden entsprechend mit der Maßgabe, dass die Speicherung nur zuläs-

sig ist, wenn die Daten allen an der projektbezogenen Zusammenarbeit teilnehmen-

den Behörden übermittelt werden dürfen. Eine Speicherung ist ferner nur zulässig, 
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wenn die speichernde Behörde die Daten auch in eigenen Dateien speichern darf. 

Die Daten sind gemäß § 72 zu kennzeichnen.  

 

(3) Im Rahmen der gemeinsamen Datei obliegt die datenschutzrechtliche Verantwor-

tung für die in der gemeinsamen Datei gespeicherten Daten, namentlich für die 

Rechtmäßigkeit der Erhebung, die Zulässigkeit der Speicherung sowie die Richtigkeit 

oder Aktualität der Daten, den Stellen, die die Daten speichern. Die verantwortliche 

Stelle muss feststellbar sein. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des Abrufs trägt 

die abrufende Behörde. Nur die Behörde, die Daten zu einer Person eingegeben hat, 

ist befugt, diese zu ändern, zu berichtigen, zu löschen oder ihre Verarbeitung einzu-

schränken. Für die Änderung, Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Ver-

arbeitung personenbezogener Daten durch die speichernde Behörde gelten die je-

weiligen, für diese Behörde anwendbaren Vorschriften entsprechend. Hat eine betei-

ligte Behörde Anhaltspunkte dafür, dass die Daten unrichtig oder zu löschen sind, 

teilt sie dies umgehend der speichernden Behörde mit, die verpflichtet ist, diese Mit-

teilung unverzüglich zu prüfen und erforderlichenfalls die Daten unverzüglich zu be-

richtigen, zu löschen oder ihre Verarbeitung einzuschränken. Sind Daten zu einer 

Person gespeichert, kann jede beteiligte Behörde weitere Daten ergänzend spei-

chern. Das Landeskriminalamt hat die Einhaltung der Regelungen zur Zusammenar-

beit und zur Führung der gemeinsamen Datei zu überwachen. § 73 gilt entspre-

chend. Das Landeskriminalamt trifft die technischen und organisatorischen Maßnah-

men nach § 78. 

 

(4) Der betroffenen Person ist nach Maßgabe des § 91 Auskunft zu erteilen. Zustän-

dig ist das Landeskriminalamt, das im Einvernehmen mit der Stelle entscheidet, die 

die datenschutzrechtliche Verantwortung nach Absatz 3 Satz 1 trägt und die Zuläs-

sigkeit der Auskunftserteilung nach den für sie geltenden Bestimmungen prüft. 

 

(5) Eine gemeinsame Datei nach Absatz 1 ist auf höchstens zwei Jahre zu befristen. 

Die Frist kann um zwei Jahre und danach um ein weiteres Jahr verlängert werden, 

wenn das Ziel der projektbezogenen Zusammenarbeit bei Projektende noch nicht er-

reicht worden und die Datei weiterhin für die Erreichung des Ziels erforderlich ist. 
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(6) Das Landeskriminalamt hat für eine gemeinsame Datei die Verarbeitungstätigkei-

ten gemäß § 81 festzulegen sowie im Einvernehmen mit dem Landesamt für Verfas-

sungsschutz die jeweiligen Organisationseinheiten zu bestimmen, die zur Speiche-

rung und zum Abruf befugt sind. Die Festlegung der Verarbeitungstätigkeiten bedarf 

der Zustimmung des Innenministeriums.  

 

§ 47 

Datenabgleich 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann personenbezogene Daten der in §§ 6 und 7 ge-

nannten Personen mit Daten, auf die er zur Erfüllung seiner Aufgaben zugreifen darf, 

abgleichen. Daten anderer Personen kann der Polizeivollzugsdienst nur abgleichen, 

wenn Grund zu der Annahme besteht, dass dies zur Wahrnehmung einer polizeili-

chen Aufgabe erforderlich ist. Für die Dauer des Datenabgleichs kann die betroffene 

Person angehalten werden. 

 

(2) Rechtsvorschriften über den Datenabgleich in anderen Fällen bleiben unberührt. 

 

§ 48 

Rasterfahndung 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann von öffentlichen und nicht öffentlichen Stellen die 

Übermittlung der Daten von Personen, die bestimmte Prüfungsmerkmale erfüllen, 

zum Zwecke des automatisierten Abgleichs mit anderen Datenbeständen verlangen, 

soweit dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person, für 

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für wesentliche 

Infrastruktureinrichtungen oder sonstige Anlagen mit unmittelbarer Bedeutung für das 

Gemeinwesen erforderlich ist. Rechtsvorschriften über ein Berufs- oder besonderes 

Amtsgeheimnis bleiben unberührt. 

 

(2) Die Datenerhebung ist auf Namen, Anschriften, Datum und Ort der Geburt der be-

troffenen Personen sowie auf im Einzelfall festzulegende Merkmale zu beschränken. 
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Ist ein Aussondern der zu übermittelnden Daten nur mit unverhältnismäßigem Auf-

wand möglich, so dürfen die weiteren Daten ebenfalls erhoben werden. Eine Verar-

beitung dieser weiteren Daten ist unzulässig. 

 

(3) Die Maßnahme bedarf der Anordnung durch das Gericht. Die Anordnung wird nur 

auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines regionalen Polizeipräsidi-

ums oder des Landeskriminalamts schriftlich zu stellen und zu begründen. 

 

(4) Ist der Zweck der Maßnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht erreicht wer-

den kann, sind die übermittelten und die im Zusammenhang mit dem Abgleich zu-

sätzlich angefallenen Daten zu löschen und die Unterlagen zu vernichten, soweit sie 

unter Berücksichtigung von § 15 nicht zur Verfolgung von Straftaten erforderlich sind. 

Die Löschung von Daten oder die Vernichtung von Unterlagen ist durch eine in Ab-

satz 3 Satz 3 genannte Person anzuordnen. Die Anordnung ist aktenkundig zu ma-

chen.  

 

(5) Die getroffene Maßnahme ist zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist geson-

dert aufzubewahren und durch organisatorische und technische Maßnahmen zu si-

chern. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung gemäß § 86 oder sechs Mo-

nate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über das endgültige Absehen von 

der Benachrichtigung zu löschen. Ist die Datenschutzkontrolle nach § 98 Absatz 1 

Nummer 14 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzu-

bewahren.  

 

§ 49 

Besondere Mittel der Datenerhebung 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann personenbezogene Daten durch besondere Mittel 

der Datenerhebung nach Absatz 2 über 

 

1. die in den §§ 6 und 7 sowie unter den Voraussetzungen des § 9 über die dort ge-

nannten Personen zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person, für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder 



59 
 

für Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse ge-

boten ist, 

 

2. eine Person, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in-

nerhalb eines überschaubaren Zeitraumes auf eine zumindest ihrer Art nach kon-

kretisierte Weise eine Straftat mit erheblicher Bedeutung begehen wird, 

 

3. eine Person, deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit be-

gründet, dass sie innerhalb eines überschaubaren Zeitraums eine Straftat mit er-

heblicher Bedeutung begehen wird, oder 

 

4. eine Person, die mit einer Person nach den Nummern 2 oder 3 nicht nur flüchtig 

oder in zufälligem Kontakt in Verbindung steht und 

 

a) von der Vorbereitung einer Straftat mit erheblicher Bedeutung Kenntnis hat, 

 

b) aus der Verwertung der Tat Vorteile ziehen oder 

 

c) eine Person nach den Nummern 2 oder 3 sich ihrer zur Begehung der Straftat 

bedienen könnte, 

 

erheben, wenn andernfalls die Abwehr der Gefahr oder die Verhütung der Straftat 

gefährdet oder erheblich erschwert würde. Daten dürfen auch dann erhoben werden, 

wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

 

(2) Besondere Mittel der Datenerhebung sind: 

 

1. die voraussichtlich innerhalb einer Woche länger als 24 Stunden dauernde oder 

über den Zeitraum einer Woche hinaus stattfindende Observation (längerfristige 

Observation), 

 

2. der verdeckte Einsatz technischer Mittel  
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a) zur Anfertigung von Lichtbildern und Bildaufzeichnungen (Bildaufnahmen) so-

wie  

 

b) zum Abhören und Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen Wortes auf 

Tonträger (Tonaufnahmen), 

 

3. der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Feststellung des Aufenthaltsortes oder 

der Bewegungen einer Person oder einer beweglichen Sache (technische Obser-

vationsmittel), 

 

4. der Einsatz von Polizeibeamten unter Geheimhaltung ihrer wahren Identität (Ver-

deckte Ermittler) und 

 

5. der Einsatz von Personen, deren Zusammenarbeit mit der Polizei Dritten nicht be-

kannt ist (Vertrauenspersonen). 

 

(3) Straftaten mit erheblicher Bedeutung sind 

 

1. Verbrechen, 

 

2. Vergehen, die im Einzelfall nach Art und Schwere geeignet sind, den Rechtsfrie-

den besonders zu stören, soweit 

 

a) sie sich gegen das Leben, die Gesundheit oder die Freiheit einer oder mehrerer 

Personen oder bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte richten, 

 

b) es sich um Taten auf den Gebieten des unerlaubten Waffen- oder Betäubungs-

mittelverkehrs, der Geld- oder Wertzeichenfälschung, des Staatsschutzes (§§ 

74a und 120 des Gerichtsverfassungsgesetzes) oder nach §§ 86a, 109h, 126, 

130 und 130a des Strafgesetzbuches handelt, 

 

c) sie gewerbs-, gewohnheits-, serien-, bandenmäßig oder sonst organisiert be-

gangen werden. 
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(4) Maßnahmen nach  

 

1. Absatz 2 Nummer 1, 

 

2. Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a, bei denen durchgehend länger als 24 Stunden 

oder an mehr als zwei Tagen Lichtbilder oder Bildaufzeichnungen bestimmter Per-

sonen angefertigt werden sollen, 

 

3. Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, 

 

4. Absatz 2 Nummer 3, bei denen technische Mittel zur Feststellung des Aufenthalt-

sortes oder der Bewegungen einer Person oder einer beweglichen Sache durch-

gehend länger als 24 Stunden oder an mehr als zwei Tagen zum Einsatz kom-

men, 

 

5. Absatz 2 Nummern 4 und 5, die sich gegen eine bestimmte Person richten oder 

bei denen der Verdeckte Ermittler oder die Vertrauensperson eine Wohnung be-

tritt, die nicht allgemein zugänglich ist, 

 

bedürfen der Anordnung durch das Gericht. Die Anordnung wird nur auf Antrag erlas-

sen. Der Antrag ist durch die Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums, des Polizei-

präsidiums Einsatz oder des Landeskriminalamts schriftlich zu stellen und zu begrün-

den. Bei Gefahr im Verzug kann eine Maßnahme nach Satz 1 von der Leitung eines 

regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskrimi-

nalamts angeordnet werden. Diese Anordnung bedarf der Bestätigung des Gerichts. 

Sie ist unverzüglich herbeizuführen. Die übrigen Maßnahmen nach Absatz 2 sind au-

ßer bei Gefahr im Verzug durch die Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums, des 

Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskriminalamts anzuordnen. Die Antrags- 

und Anordnungsbefugnisse nach den Sätzen 3, 4 und 7 können auf besonders be-

auftragte Beamte des höheren Dienstes übertragen werden.  

 

(5) Im Antrag sind anzugeben  
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1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift,  

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 

3. der Sachverhalt sowie  

 

4. eine Begründung.  

 

(6) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben  

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift,  

 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie  

 

3. die wesentlichen Gründe.  

 

Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um je-

weils nicht mehr als einen Monat ist zulässig, solange die Voraussetzungen für die 

Maßnahme fortbestehen.  

 

(7) Soweit es zur Geheimhaltung der wahren Identität eines Verdeckten Ermittlers er-

forderlich ist, dürfen entsprechende Urkunden hergestellt, verändert oder gebraucht 

werden. Ein Verdeckter Ermittler darf zur Erfüllung seines Auftrages unter Geheim-

haltung seiner wahren Identität am Rechtsverkehr teilnehmen. Ein Verdeckter Ermitt-

ler darf unter Geheimhaltung seiner wahren Identität, nicht jedoch unter Vortäuschen 

eines Zutrittsrechts, mit Einverständnis des Berechtigten dessen Wohnung betreten. 

 

(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor, dass durch eine Maß-

nahme nach Absatz 2 allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensge-

staltung erlangt würden, ist die Maßnahme unzulässig. Ergeben sich bei Maßnahmen 

nach Absatz 2 Nummern 4 und 5 während der Durchführung tatsächliche Anhalts-

punkte dafür, dass der Kernbereich betroffen ist, ist die Maßnahme zu unterbrechen, 
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sobald dies ohne Gefährdung der beauftragten Person möglich ist. Soweit im Rah-

men einer Maßnahme nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 eine unmittelbare Kenntnis-

nahme neben einer automatischen Aufzeichnung erfolgt, ist die Maßnahme unver-

züglich zu unterbrechen, soweit sich während der Überwachung tatsächliche An-

haltspunkte dafür ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestal-

tung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zweifel, darf die Maß-

nahme in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2 Buchstabe a und b nur als automati-

sche Aufzeichnung fortgesetzt werden. Automatische Aufzeichnungen, bei denen 

nicht ausgeschlossen werden kann, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Le-

bensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst wurden, sind unverzüglich dem anordnen-

den Gericht vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüglich über die Verwertbar-

keit oder Löschung der Daten. Ist die Maßnahme nach Satz 3 unterbrochen worden, 

so darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulässig ist, fortgeführt werden. 

Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die durch eine Maß-

nahme nach Absatz 2 erlangt worden sind, dürfen nicht verwertet werden. Aufzeich-

nungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Da-

ten und der Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich 

für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach § 98 Absatz 1 Nummer 14 verwendet wer-

den. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung nach § 86 oder sechs Monate 

nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über das endgültige Absehen von der 

Benachrichtigung zu löschen. Ist die Datenschutzkontrolle nach Ablauf der in § 98 

Absatz 1 Nummer 14 genannten Frist noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis 

zu ihrem Abschluss aufzubewahren. 

 

(9) Bild- und Tonaufzeichnungen, die ausschließlich die nicht in Absatz 1 genannten 

Personen betreffen, sind unverzüglich, spätestens jedoch nach zwei Monaten zu lö-

schen, soweit sie im Einzelfall nicht zur Verfolgung von Straftaten erforderlich sind. 

 

§ 50 

Besondere Bestimmungen über den Einsatz technischer Mittel zur Datenerhebung in 

oder aus Wohnungen 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leib, Le-

ben oder Freiheit einer Person oder den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
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oder eines Landes personenbezogene Daten in oder aus Wohnungen durch den ver-

deckten Einsatz technischer Mittel nach § 49 Absatz 2 Nummer 2 über die in den 

§§ 6 und 7 genannten Personen sowie unter den Voraussetzungen des § 9 über die 

dort genannten Personen erheben, wenn andernfalls die Abwehr der Gefahr oder die 

Verhütung der Straftat gefährdet oder erheblich erschwert würde. Die Datenerhe-

bung darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

 

(2) Maßnahmen nach Absatz 1 bedürfen der Anordnung durch die in § 74a Absatz 4 

des Gerichtsverfassungsgesetzes genannte Kammer des Landgerichts, in deren Zu-

ständigkeitsbereich die zuständige Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Die Anordnung 

wird vom Gericht nur auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines regi-

onalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskriminal-

amts schriftlich zu stellen und zu begründen.  

 

(3) Im Antrag sind anzugeben  

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift, 

 

2. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume, 

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 

4. der Sachverhalt sowie 

 

5. eine Begründung.  

 

(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben  

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift, 

 

2. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume, 
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3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie  

 

4. die wesentlichen Gründe. 

 

Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um je-

weils nicht mehr als einen Monat ist zulässig, solange die Voraussetzungen für die 

Maßnahme fortbestehen. 

 

(5) Bei Gefahr im Verzug kann eine Maßnahme nach Absatz 1 von der Leitung eines 

regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskrimi-

nalamts angeordnet werden. In diesem Fall ist die Bestätigung des Gerichts unver-

züglich herbeizuführen. Soweit diese Anordnung nicht binnen drei Tagen durch das 

Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. Einer Anordnung durch das Gericht bedarf 

es nicht, wenn technische Mittel ausschließlich zur Sicherung der bei einem polizeili-

chen Einsatz tätigen Personen verwendet werden. Satz 1 gilt in diesem Fall entspre-

chend. 

 

(6) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur angeordnet und durchgeführt werden, so-

weit nicht aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass durch die 

Überwachung Daten erfasst werden, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 

zuzurechnen sind. Abzustellen ist dabei insbesondere auf die Art der zu überwa-

chenden Räumlichkeiten und das Verhältnis der dort anwesenden Personen zuei-

nander. Die Maßnahme ist unverzüglich zu unterbrechen, sofern sich während der 

Überwachung Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Daten, die dem Kernbereich priva-

ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zweifel, 

darf nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt werden. Andernfalls darf die 

Maßnahme nur unter den Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 fortgeführt werden. Er-

kenntnisse, die durch Maßnahmen nach Absatz 1 erlangt worden sind, sind dem an-

ordnenden Gericht unverzüglich vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüglich 

über die Verwertbarkeit oder Löschung der Daten. Erkenntnisse aus dem Kernbe-

reich privater Lebensgestaltung, die durch eine Maßnahme nach Absatz 1 erlangt 

worden sind, dürfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüg-

lich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Löschung sind zu 
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dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutz-

kontrolle nach § 98 Absatz 1 Nummer 14 verwendet werden. Sie ist sechs Monate 

nach der Benachrichtigung nach § 86 oder sechs Monate nach Erteilung der gericht-

lichen Zustimmung über das endgültige Absehen von der Benachrichtigung zu lö-

schen. Ist die Datenschutzkontrolle nach Ablauf der in § 98 Absatz 1 Nummer 14 ge-

nannten Frist noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss auf-

zubewahren. 

 

§ 51 

Einsatz automatischer Kennzeichenlesesysteme 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen des § 27 Absatz 1 

durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel automatisch Bilder von Fahrzeugen 

aufzeichnen und deren Kennzeichen erfassen. Im Falle des § 27 Absatz 1 Nummer 1 

gilt dies jedoch nur zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben, Freiheit, die sexuelle 

Selbstbestimmung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 

oder bedeutende fremde Sach- oder Vermögenswerte und im Falle des § 27 Absatz 

1 Nummer 7b nur auf Bundesautobahnen, Europa- oder Bundesstraßen. Die Bildauf-

zeichnung nach den Sätzen 1 und 2 darf auch erfolgen, wenn die Insassen der Fahr-

zeuge unvermeidbar betroffen werden. Datenerhebungen nach den Sätzen 1 bis 3 

dürfen 

 

1. nicht flächendeckend, 

 

2. in den Fällen des § 27 Absatz 1 Nummern 3 und 4 nicht dauerhaft und 

 

3. in den Fällen des § 27 Absatz 1 Nummer 7 nicht längerfristig 

 

durchgeführt werden. Der Einsatz technischer Mittel nach den Sätzen 1 und 2 ist in 

geeigneter Weise für Kontrollzwecke zu dokumentieren.  

 

(2) Die ermittelten Kennzeichen dürfen automatisch mit dem Fahndungsbestand der 

Sachfahndungsdateien des beim Bundeskriminalamt nach den Vorschriften des Bun-

deskriminalamtgesetzes geführten polizeilichen Informationssystems abgeglichen 
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werden. Die Sachfahndungsdateien des polizeilichen Informationssystems umfassen 

auch die nach den Vorschriften des Schengener Durchführungsübereinkommens zu-

lässigen Ausschreibungen von Fahrzeugkennzeichen im Schengener Informations-

system. Der Abgleich nach Satz 1 beschränkt sich auf Kennzeichen von Fahrzeugen, 

die 

 

1. zur polizeilichen Beobachtung, verdeckten Registrierung oder gezielten Kontrolle 

nach § 56 dieses Gesetzes, §§ 163e und 463a der Strafprozessordnung, Artikel 

99 des Schengener Durchführungsübereinkommens oder § 17 Absatz 3 des Bun-

desverfassungsschutzgesetzes, 

 

2. aufgrund einer erheblichen Gefahr zur Abwehr einer Gefahr, 

 

3. aufgrund des Verdachts einer Straftat für Zwecke der Strafverfolgung oder 

 

4. aus Gründen der Strafvollstreckung 

 

ausgeschrieben sind. Der Abgleich darf nur mit vollständigen Kennzeichen des Fahn-

dungsbestands erfolgen. 

 

(3) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten sind, sofern die erfassten Kennzeichen nicht 

im Fahndungsbestand enthalten sind, unverzüglich nach Durchführung des Datenab-

gleichs automatisch zu löschen. Die Datenerhebung und der Datenabgleich im Falle 

des Satzes 1 dürfen nicht protokolliert werden. 

 

(4) Ist das ermittelte Kennzeichen im Fahndungsbestand enthalten (Trefferfall), dür-

fen das Kennzeichen, die Bildaufzeichnung des Fahrzeugs sowie Angaben zu Ort, 

Fahrtrichtung, Datum und Uhrzeit gespeichert werden. Das Fahrzeug und die Insas-

sen dürfen im Trefferfall angehalten werden. Weitere Maßnahmen dürfen erst nach 

Überprüfung des Trefferfalls anhand des aktuellen Fahndungsbestands erfolgen.  

 

§ 52 

Bestandsdatenauskunft 
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(1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen der betroffenen Person Daten im 

Sinne der §§ 95 und 111 des Telekommunikationsgesetzes und der §§ 14 und 15 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Telemediengesetzes über die in §§ 6 und 7 sowie 

unter den Voraussetzungen des § 9 über die dort genannten Personen erheben, so-

weit dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist. Die 

Auskunft nach Satz 1 darf zur Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit ei-

ner Person, für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder 

einer gemeinen Gefahr auch anhand einer zu einem bestimmten Zeitpunkt zugewie-

senen Internetprotokoll-Adresse sowie weiterer zur Individualisierung erforderlicher 

technischer Daten verlangt werden. Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Satz 

1 auf Daten, mittels derer der Zugriff auf Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, 

die in diesen Endgeräten oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt werden, ge-

schützt wird, darf die Auskunft zur Abwehr der in Satz 2 genannten Gefahren nur ver-

langt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der Daten 

vorliegen. Die Datenerhebung darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unver-

meidbar betroffen werden. 

 

(2) Aufgrund der Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 hat jeder, der ge-

schäftsmäßig Telekommunikationsdienste oder Telemediendienste erbringt oder da-

ran mitwirkt, dem Polizeivollzugsdienst diese Maßnahme zu ermöglichen und die er-

forderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. Ob und in welchem Umfang hierfür 

Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikationsgesetz 

und der Telekommunikations-Überwachungsverordnung sowie dem Telemedienge-

setz. Für die Entschädigung der Diensteanbieter ist § 23 des Justizvergütungs- und -

entschädigungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

 

§ 53 

Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten und Nutzungsdaten 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen der betroffenen Person Verkehrsda-

ten im Sinne des § 96 Absatz 1 des Telekommunikationsgesetzes und Nutzungsda-

ten im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 2 Nummern 2 und 3 des Telemediengesetzes 

erheben über 
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1. die in den §§ 6 und 7 genannten Personen sowie unter den Voraussetzungen des 

§ 9 über die dort genannten Personen soweit bestimmte Tatsachen die Annahme 

rechtfertigen, dass eine konkrete Gefahr vorliegt für Leib, Leben oder Freiheit ei-

ner Person, für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 

oder Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse 

geboten ist, 

 

2. eine Person, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in-

nerhalb eines überschaubaren Zeitraumes auf eine zumindest ihrer Art nach kon-

kretisierte Weise eine Straftat begehen wird, die sich gegen die in Nummer 1 ge-

nannten Rechtsgüter richtet und dazu bestimmt ist,  

 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,  

 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt 

oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder  

 

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grund-

strukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen 

oder erheblich zu beeinträchtigen, 

 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen können, 

 

3. eine Person, deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit be-

gründet, dass sie innerhalb eines überschaubaren Zeitraums eine Straftat bege-

hen wird, die sich gegen die in Nummer 1 genannten Rechtsgüter richtet und dazu 

bestimmt ist,  

 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,  

 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt o-

der durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder  
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c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grund-

strukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen 

oder erheblich zu beeinträchtigen, 

 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen können, 

 

4. eine Person, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie für 

eine Person nach Nummer 1 bestimmte oder von dieser herrührende Mitteilungen 

entgegennimmt oder weitergibt, oder 

 

5. eine Person, bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine 

Person nach Nummer 1 deren Telekommunikationsanschluss oder Endgerät be-

nutzen wird. 

 

Datenerhebungen dürfen nur durchgeführt werden, wenn sonst die Erfüllung der poli-

zeilichen Aufgabe gefährdet oder wesentlich erschwert würde. Die Datenerhebung 

darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

 

(2) Eine Maßnahme nach Absatz 1 bedarf der Anordnung durch das Gericht. Die An-

ordnung wird nur auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung eines regiona-

len Polizeipräsidiums oder des Landeskriminalamts schriftlich zu stellen und zu be-

gründen. Diese können die Antragsbefugnis auf besonders beauftragte Beamte des 

höheren Dienstes übertragen.  

 

(3) Im Antrag sind anzugeben  

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift, 

 

2. die Rufnummer oder eine Kennung des Telekommunikationsanschlusses oder des 

Endgerätes, bei dem die Datenerhebung über eine in Absatz 1 genannte Person 

durchgeführt wird oder eine Bezeichnung des Nutzers der Telemedien, dessen 

Daten erhoben werden, 
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3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 

4. der Sachverhalt und  

 

5. eine Begründung. 

 

Abweichend von Nummer 2 genügt eine räumlich und zeitlich hinreichende Bezeich-

nung der Telekommunikation oder Telemediennutzung, sofern andernfalls die Errei-

chung des Zwecks der Maßnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 

 

(4) Die Anordnung des Gerichts ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift,  

 

2. die Rufnummer oder eine Kennung des Telekommunikationsanschlusses oder des 

Endgerätes, bei dem die Datenerhebung über eine in Absatz 1 genannte Person 

durchgeführt wird oder eine Bezeichnung des Nutzers der Telemedien, dessen 

Daten erhoben werden,  

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme unter Benennung des Endzeitpunktes,  

 

4. die wesentlichen Gründe.  

 

Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu 

befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als einen Monat ist zulässig, so-

lange die Voraussetzungen für die Maßnahme fortbestehen.  

 

(5) Bei Gefahr im Verzug kann eine Maßnahme nach Absatz 1 von der Leitung eines 

regionalen Polizeipräsidiums oder des Landeskriminalamts angeordnet werden. 

Diese können die Anordnungsbefugnis auf besonders beauftragte Beamte des höhe-

ren Dienstes übertragen. Diese Anordnung bedarf der Bestätigung des Gerichts. Sie 

ist unverzüglich herbeizuführen.  
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(6) Aufgrund der Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 hat jeder, der ge-

schäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, dem Polizei-

vollzugsdienst die Maßnahme zu ermöglichen und die erforderlichen Auskünfte un-

verzüglich zu erteilen. Von der Auskunftspflicht sind auch zukünftige Verkehrsdaten 

und Nutzungsdaten umfasst. Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkehrungen zu 

treffen sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikationsgesetz und der Telekom-

munikations-Überwachungsverordnung. Für die Entschädigung der Diensteanbieter 

ist § 23 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes entsprechend anzuwen-

den.  

 

(7) Abweichend von Absatz 2 darf eine Maßnahme nach Absatz 1, die allein auf die 

Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten, suizidgefährdeten oder hilflosen 

Person gerichtet ist, durch die Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums oder des 

Landeskriminalamts angeordnet werden. Diese können die Anordnungsbefugnis auf 

besonders beauftragte Beamte übertragen. 

 

(8) Die Maßnahme ist abzubrechen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht 

mehr vorliegen. Der Abbruch ist dem Gericht und den nach Absatz 6 Verpflichteten 

mitzuteilen. 

 

§ 54 

Überwachung der Telekommunikation 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann ohne Wissen der betroffenen Person die Tele-

kommunikation einer Person überwachen und aufzeichnen, 

 

1. die nach den §§ 6 oder 7 verantwortlich ist, und dies zur Abwehr einer dringenden 

und erheblichen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person, für den Be-

stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für wesentliche Inf-

rastruktureinrichtungen oder sonstige Anlagen mit unmittelbarer Bedeutung für 

das Gemeinwesen geboten ist, 
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2. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie innerhalb eines 

überschaubaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise 

eine Straftat begehen wird, die sich gegen die in Nummer 1 genannten Rechtsgü-

ter richtet und dazu bestimmt ist,  

 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,  

 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt 

oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder  

 

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grund-

strukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen 

oder erheblich zu beeinträchtigen, 

 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen können,  

 

3. deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie 

innerhalb eines überschaubaren Zeitraums eine Straftat begehen wird, die sich 

gegen die in Nummer 1 genannten Rechtsgüter richtet und dazu bestimmt ist,  

 

a) die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,  

 

b) eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt o-

der durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder  

 

c) die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grund-

strukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen 

oder erheblich zu beeinträchtigen, 

 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine 

internationale Organisation erheblich schädigen können, 
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4. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie für eine Person 

nach Nummer 1 bestimmte oder von dieser herrührende Mitteilungen entgegen-

nimmt oder weitergibt, oder  

 

5. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Person nach 

Nummer 1 deren Telekommunikationsanschluss oder Endgerät benutzen wird. 

 

Datenerhebungen dürfen nur durchgeführt werden, wenn sonst die Erfüllung der poli-

zeilichen Aufgabe aussichtslos oder wesentlich erschwert würde. Die Datenerhebung 

darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

 

(2) Die Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation darf ohne Wissen 

der betroffenen Person in der Weise erfolgen, dass mit technischen Mitteln in von ihr 

genutzte informationstechnische Systeme eingegriffen wird, wenn 

 

1. durch technische Maßnahmen sichergestellt ist, dass ausschließlich laufende Te-

lekommunikation überwacht und aufgezeichnet wird, und 

 

2. der Eingriff notwendig ist, um die Überwachung und Aufzeichnung der Tele-kom-

munikation insbesondere auch in unverschlüsselter Form zu ermöglichen. 

 

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist sicherzustellen, dass 

 

1. an dem informationstechnischen System nur Veränderungen vorgenommen wer-

den, die für die Datenerhebung unerlässlich sind, und 

 

2. die vorgenommenen Veränderungen bei Beendigung der Maßnahme, soweit tech-

nisch möglich, automatisiert rückgängig gemacht werden. 

 

Das eingesetzte Mittel ist gegen unbefugte Nutzung zu schützen. Kopierte Daten 

sind gegen Veränderung, unbefugte Löschung und unbefugte Kenntnisnahme zu 

schützen.  
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(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 oder 2 bedürfen der Anordnung durch das Ge-

richt. Die Anordnung wird nur auf Antrag erlassen. Der Antrag ist durch die Leitung 

eines regionalen Polizeipräsidiums oder des Landeskriminalamts schriftlich zu stellen 

und zu begründen. Für die Entscheidung ist 

 

1. das Amtsgericht Mannheim zuständig, wenn die Polizeidienststelle, die den Antrag 

nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Karlsruhe hat; 

 

2. das Amtsgericht Stuttgart zuständig, wenn die Polizeidienststelle, die den Antrag 

nach Satz 2 stellt, ihren Sitz im Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart hat. 

 

(5) Im Antrag sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift, 

 

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu überwachenden Anschlusses 

oder des Endgerätes, 

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

 

4. im Fall des Absatzes 2 eine möglichst genaue Bezeichnung des informationstech-

nischen Systems, in das zur Datenerhebung eingegriffen werden soll, 

 

5. der Sachverhalt und 

 

6. eine Begründung. 

 

(6) Die Anordnung des Gerichts ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und 

Anschrift,  
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2. eine Kennung des Kommunikationsanschlusses oder des Endgerätes, bei dem die 

Datenerhebung durchgeführt wird, 

 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme unter Benennung des Endzeitpunktes,  

 

4. im Falle des Absatzes 2 auch eine möglichst genaue Bezeichnung des informati-

onstechnischen Systems, in das zur Datenerhebung eingegriffen werden soll, so-

wie 

 

5. die wesentlichen Gründe.  

 

Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um je-

weils nicht mehr als einen Monat ist zulässig, solange die Voraussetzungen für die 

Maßnahme fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr 

vor, sind die aufgrund der Anordnung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu been-

den. 

 

(7) Bei Gefahr im Verzug kann eine Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 von der 

Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums oder des Landeskriminalamts an-geord-

net werden. In diesem Fall ist die Bestätigung des Gerichts unverzüglich herbeizufüh-

ren. Soweit diese Anordnung nicht binnen drei Tagen durch das Gericht bestätigt 

wird, tritt sie außer Kraft 

 

(8) Aufgrund der Anordnung einer Maßnahme nach Absatz 1 hat jeder, der ge-

schäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, dem Polizei-

vollzugsdienst die Maßnahme zu ermöglichen und die erforderlichen Auskünfte un-

verzüglich zu erteilen. Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkehrungen zu treffen 

sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikationsgesetz und der Telekommunikati-

ons-Überwachungsverordnung. Für die Entschädigung der Diensteanbieter ist § 23 

des Justizvergütungs- und –entschädigungs-gesetzes entsprechend anzuwenden. 

 

(9) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor, dass durch eine Maß-

nahme nach den Absätzen 1 und 2 allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater 

Lebensgestaltung erlangt würden, ist die Maßnahme unzulässig. Soweit im Rahmen 
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von Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 neben einer automatischen Aufzeich-

nung eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maßnahme unverzüglich zu 

unterbrechen, soweit sich während der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte da-

für ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurech-

nen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische Auf-

zeichnung fortgesetzt werden. Automatische Aufzeichnungen, bei denen nicht aus-

geschlossen werden kann, dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestal-

tung zuzurechnen sind, erfasst wurden, sind unverzüglich dem anordnenden Gericht 

vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüglich über die Verwertbarkeit oder Lö-

schung der Daten. Bis zur Entscheidung durch das Gericht dürfen die automatischen 

Aufzeichnungen nicht verwendet werden. Ist die Maßnahme nach Satz 2 unterbro-

chen worden, so darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulässig ist, fort-

geführt werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die 

durch eine Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 erlangt worden sind, dürfen nicht 

verwertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsa-

chen der Erfassung der Daten und der Löschung sind zu dokumentieren. Die Doku-

mentation darf ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach § 98 Absatz 

1 Nummer 14 verwendet werden. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichtigung 

nach § 86 oder sechs Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über das 

endgültige Absehen von der Benachrichtigung zu löschen. Ist die Datenschutzkon-

trolle nach Ablauf der in § 98 Absatz 1 Nummer 14 genannten Frist noch nicht been-

det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren. 

 

§ 55 

Weitere Bestimmungen über polizeiliche Maßnahmen mit Bezug zur Telekommunika-

tion 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen des § 53 Absatz 1 

technische Mittel einsetzen, um 

 

1. den Standort eines Mobilfunkendgerätes oder 

 

2. die Kennung eines Telekommunikationsanschlusses oder eines Endgerätes 
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zu ermitteln. Personenbezogene Daten Dritter dürfen anlässlich solcher Maß-nah-

men nur erhoben werden, wenn dies aus technischen Gründen zur Erreichung des 

Zwecks unvermeidbar ist. § 53 Absätze 2 und 5 gelten entsprechend. Die Anordnung 

ergeht schriftlich. In ihr sind die wesentlichen Gründe anzugeben. Die Anordnung ist 

auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr als 

drei Monate ist zulässig, solange die Voraussetzungen für die Maßnahme fortbeste-

hen. Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, sind die aufgrund 

der Anordnung ergriffenen Maßnahmen unverzüglich zu beenden.  

 

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen des § 53 Absatz 1 bei 

Vorliegen einer unmittelbar bevorstehenden Gefahr technische Mittel einsetzen, um 

Telekommunikationsverbindungen der dort genannten Personen zu unterbrechen o-

der zu verhindern. Telekommunikationsverbindungen Dritter dürfen nur unterbrochen 

oder verhindert werden, wenn dies aus technischen Gründen zur Erreichung des 

Zwecks unvermeidbar ist. Der Einsatz von Mitteln nach Satz 1 bedarf der Anordnung 

durch die Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums oder des Landeskriminalamts. 

Diese können die Anordnungsbefugnis auf besonders beauftragte Beamte des höhe-

ren Dienstes übertragen. 

 

§ 56 

Ausschreibung von Personen und Kraftfahrzeugen 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann eine Person und Kennzeichen der auf den Namen 

der Person zugelassenen, von ihr benutzten oder von ihr eingesetzten Kraftfahr-

zeuge zum Zwecke der Mitteilung über das Antreffen oder der gezielten Kontrolle 

ausschreiben, wenn 

 

1. die Gesamtwürdigung der Person und ihre bisher begangenen Straftaten erwarten 

lassen oder 

 

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
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dass die Person künftig Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird und die 

Mitteilung über das Antreffen oder die gezielte Kontrolle zur vorbeugenden Bekämp-

fung dieser Straftaten erforderlich ist. Wird eine nach Satz 1 ausgeschriebene Person 

oder ein nach Satz 1 ausgeschriebenes Kennzeichen bei einer polizeilichen Kontrolle 

festgestellt, dürfen 

 

1. im Fall der Ausschreibung zur Mitteilung über das Antreffen die hierüber gewonne-

nen Erkenntnisse, insbesondere über das Antreffen der Person, über Kontakt- und 

Begleitpersonen und über mitgeführte Sachen sowie 

 

2. im Falle der gezielten Kontrolle zusätzlich zu den Erkenntnissen nach Nummer 1 

die aus Maßnahmen nach den §§ 27, 34 und 35 gewonnenen Erkenntnisse  

 

an die ausschreibende Polizeidienststelle übermittelt werden. Satz 2 gilt entspre-

chend, wenn die Person oder das Fahrzeug nach Artikel 99 Absatz 1 des Schenge-

ner Durchführungsübereinkommens zur gezielten Kontrolle ausgeschrieben ist. 

 

(2) Die Ausschreibung muss von der Leitung oder einem von ihr besonders beauf-

tragten Polizeibeamten des höheren Dienstes des Landeskriminalamtes angeordnet 

werden. Die Anordnung ergeht schriftlich und ist zu begründen; sie ist auf höchstens 

zwölf Monate zu befristen. Verlängerungen bis zu jeweils zwölf Monaten sind zuläs-

sig; hierzu bedarf es jeweils einer neuen Anordnung. 

 

(3) Liegen die Voraussetzungen für die Anordnung nicht mehr vor, ist der Zweck der 

Ausschreibung erreicht oder kann er nicht erreicht werden, ist die Ausschreibung un-

verzüglich zu löschen. 

 

§ 57 

Weitere Verarbeitung zu Zwecken der wissenschaftlichen Forschung 

 

(1) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können vorhandene personenbezogene Daten weiter verarbeiten 

soweit  
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1. dies für die Durchführung bestimmter, polizeilichen Zwecken dienender, wissen-

schaftlicher Forschungsarbeiten erforderlich ist, 

 

2. eine weitere Verarbeitung anonymisierter Daten zu diesem Zweck nicht möglich ist 

und  

 

3. das öffentliche Interesse an der Forschungsarbeit das schutzwürdige Interesse der 

betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung erheblich überwiegt. 

 

Eine weitere Verarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus in § 50 genann-

ten Maßnahmen erlangt wurden, ist zu den in Satz 1 genannten Zwecken ausge-

schlossen.  

 

(2) Eine Übermittlung von personenbezogenen Daten im Sinne des Absatzes 1 an 

öffentliche und nichtöffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn die empfangende Stelle 

nachweist, dass die Personen, die die übermittelten Daten weiter verarbeiten sollen, 

Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete sind oder nach 

dem Verpflichtungsgesetz zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind.  

 

(3) Die personenbezogenen Daten dürfen nur für die Forschungsarbeit weiter verar-

beitet werden, für die sie übermittelt worden sind. Die weitere Verarbeitung für an-

dere Forschungsarbeiten oder die weitere Übermittlung richtet sich nach Absatz 1 

und 2 und bedarf der Zustimmung der Stelle, die die Daten übermittelt hat.  

 

(4) Die übermittelten Daten sind durch organisatorische und technische Maßnahmen 

gegen unbefugte Kenntnisnahme zu schützen.  

 

(5) Soweit der Forschungszweck nicht entgegensteht, sind die personenbezogenen 

Daten zu anonymisieren oder zumindest zu pseudonymisieren.  

 

(6) Eine Veröffentlichung von personenbezogenen Daten ist nur zulässig, wenn dies 

für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte 

unerlässlich ist, überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffenen Person 

nicht entgegenstehen und die übermittelnde Stelle zugestimmt hat.  
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(7) Die Polizei hat die Stellen, an die sie personenbezogene Daten im Sinne des Ab-

satzes 1 übermittelt, auf die Bestimmungen der Absätze 3 bis 6 hinzuweisen.  

 

§ 58 

Weitere Verarbeitung zu Zwecken der Aus- und Fortbildung, zu statistischen Zwe-

cken und zur Vorgangsverwaltung 

 

(1) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können bei ihnen vorhandene personenbezogene Daten zur poli-

zeilichen Aus- und Fortbildung oder zur Erstellung polizeilicher Statistiken weiter ver-

arbeiten, soweit und solange eine Verarbeitung anonymisierter Daten zu diesem 

Zweck nicht möglich ist und die berechtigten Interessen der betroffenen Person an 

der Geheimhaltung der Daten nicht offensichtlich überwiegen. Eine weitere Verarbei-

tung von personenbezogenen Daten, die aus Maßnahmen nach § 50 erlangt wurden, 

ist zu diesem Zweck ausgeschlossen.  

 

(2) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst können, wenn dies zur Vorgangsverwaltung polizeilichen Handelns 

erforderlich ist, personenbezogene Daten ausschließlich zu diesem Zweck weiter 

verarbeiten.  

 

§ 59 

Datenübermittlung im nationalen Bereich 

 

(1) Die Polizeibehörden sowie die Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Poli-

zeivollzugsdienst übermitteln einander unter Beachtung des § 15 personenbezogene 

Daten, soweit dies zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist.  

 

(2) Die Polizei kann unter Beachtung des § 15 personenbezogene Daten an andere 

Polizeien des Bundes und der Länder übermitteln, soweit dies zur Wahrnehmung ih-

rer Aufgaben oder der des Empfängers erforderlich ist.  
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(3) Die Polizei kann unter Beachtung des § 15 an sonstige öffentliche Stellen perso-

nenbezogene Daten übermitteln, soweit dies  

 

1. in einer anderen Rechtsvorschrift vorgesehen ist oder  

 

2. erforderlich ist  

 

a) zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben,  

 

b) für Zwecke der Gefahrenabwehr oder  

 

c) zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einzelner  

 

und Zwecke eines Strafverfahrens nicht entgegenstehen.  

 

(4) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 kann die Polizei personenbezogene 

Daten auch an nichtöffentliche Stellen übermitteln. Besteht Grund zu der Annahme, 

dass durch die Übermittlung von Daten an nichtöffentliche Stellen der der Erhebung 

dieser Daten zugrundeliegende Zweck gefährdet würde, holt die Polizei in den Fäl-

len, in denen sie die Daten nicht selbst erhoben hat, vor der Übermittlung die Zustim-

mung der Stelle ein, von der sie die Daten erhalten hat. Die Polizei hat einen Nach-

weis zu führen, aus dem Anlass, Inhalt, Empfänger und Tag der Übermittlung sowie 

die Aktenfundstelle ersichtlich sind; die Nachweise sind gesondert aufzubewahren, 

gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem 

Jahr ihrer Erstellung folgt, zu löschen. Die Löschung unterbleibt, solange der Nach-

weis für Zwecke eines bereits eingeleiteten Datenschutzkontrollverfahrens oder zur 

Verhinderung oder Verfolgung einer schwerwiegenden Straftat gegen Leib, Leben o-

der Freiheit einer Person benötigt wird oder Grund zu der Annahme besteht, dass im 

Falle einer Löschung schutzwürdige Interessen der betroffenen Person beeinträchtigt 

würden.  

 

(5) Zur Übermittlung personenbezogener Daten zwischen Polizeidienststellen sowie 

zwischen Polizeidienststellen und dem Innenministerium kann unter Beachtung des 

§ 15 für vollzugspolizeiliche Aufgaben ein automatisiertes Abrufverfahren eingerichtet 
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werden, soweit diese Form der Datenübermittlung unter Berücksichtigung der schutz-

würdigen Interessen der betroffenen Personen wegen der Vielzahl der Übermittlun-

gen oder wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit angemessen ist. Zum Abruf kön-

nen mit Zustimmung des Innenministeriums auch Polizeidienststellen des Bundes 

und anderer Länder sowie Behörden des Zollfahndungsdienstes zugelassen werden, 

soweit dies unter Beachtung des § 15 zur Erfüllung der Aufgaben dieser Stellen er-

forderlich ist. Das Innenministerium kann zur Erfüllung vollzugspolizeilicher Aufgaben 

unter Beachtung des § 15 mit anderen Ländern und dem Bund einen Datenverbund 

vereinbaren, der eine automatisierte Übermittlung von Daten ermöglicht. Die Verant-

wortung für die Zulässigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten in einem au-

tomatisierten Abrufverfahren nach Satz 1 und 2 trägt die abrufende Stelle. § 73 gilt 

entsprechend. 

 

(6) Bei Übermittlungen an nichtöffentliche Stellen hat die Polizei die empfangende 

Stelle darauf hinzuweisen, dass sie die übermittelten personenbezogenen Daten nur 

zu dem Zweck verarbeiten darf, zu dem sie ihr übermittelt worden sind. Eine Verar-

beitung für andere Zwecke ist nur durch öffentliche Stellen und nur unter Beachtung 

des § 15 zulässig.  

 

(7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde 

Stelle. Erfolgt die Übermittlung in den Fällen der Absätze 1, 2 und 3 Nummer 2 auf 

Ersuchen der empfangenden Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesen Fällen 

prüft die übermittelnde Stelle nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Auf-

gaben des Empfängers liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der 

Zulässigkeit der Übermittlung besteht. Absatz 5 Satz 4 bleibt unberührt.  

 

§ 60 

Datenübermittlung an Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

 

(1) § 59 gilt entsprechend für die Übermittlung von personenbezogenen Daten an  

 

1. öffentliche und nichtöffentliche Stellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union,  
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2. zwischen- und überstaatliche Stellen der Europäischen Union oder deren Mitglied-

staaten, die mit Aufgaben der Verhütung und Verfolgung von Straftaten befasst 

sind und  

 

3. Polizeibehörden oder sonstige für die Verhütung und Verfolgung von Straftaten zu-

ständige öffentliche Stellen von Staaten, welche die Bestimmungen des Schen-

gen-Besitzstandes aufgrund eines Assoziierungsübereinkommens mit der Europä-

ischen Union über die Umsetzung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-

Besitzstandes anwenden.  

 

(2) Die Bestimmungen des Beschlusses 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 

zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Be-

kämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABl. L 210 

vom 6. 8. 2008, S. 1) sind bei der polizeilichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaa-

ten der Europäischen Union anwendbar. 

 

§ 61 

Datenübermittlung im internationalen Bereich 

 

(1) Die Polizei kann unter Beachtung des § 15 und nach Maßgabe der Absätze 2 bis 

4 personenbezogene Daten an Polizei- und Justizbehörden sowie an sonstige für die 

Verhütung oder Verfolgung von Straftaten zuständige öffentliche Stellen in anderen 

als den in § 60 Absatz 1 genannten Staaten (Drittstaaten) und an andere als die in § 

60 Absatz 1 genannten zwischen- und überstaatlichen Stellen (internationale Organi-

sationen) übermitteln, soweit dies erforderlich ist 

 

1. zur Erfüllung einer ihr obliegenden Aufgabe oder 

 

2. zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden erheblichen Gefahr für die öffentliche 

Sicherheit oder zur Verhütung erheblicher Straftaten. 

 

(2) Eine Übermittlung im Sinne des Absatzes 1 ist zulässig, wenn 
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1. die empfangende Stelle für die in § 11 Absatz 1 genannten Zwecke zuständig ist 

und 

 

2. die Europäische Kommission einen Angemessenheitsbeschluss gefasst hat. 

 

Die Übermittlung personenbezogener Daten hat trotz des Vorliegens eines Ange-

messenheitsbeschlusses und des zu berücksichtigenden öffentlichen Interesses an 

der Datenübermittlung zu unterbleiben, wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich 

angemessener und die elementaren Menschenrechte wahrender Umgang mit den 

Daten beim Empfänger nicht hinreichend gesichert ist oder sonst überwiegende 

schutzwürdige Interessen einer betroffenen Person entgegenstehen. Bei der Beurtei-

lung ist maßgeblich zu berücksichtigen, ob der Empfänger im Einzelfall einen ange-

messenen Schutz der übermittelten Daten garantiert. Wenn personenbezogene Da-

ten, die aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union übermittelt oder 

zur Verfügung gestellt wurden, nach Satz 1 übermittelt werden sollen, muss diese 

Übermittlung zuvor von der zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaats genehmigt 

werden. Übermittlungen ohne vorherige Genehmigung sind nur dann zulässig, wenn 

die Übermittlung erforderlich ist, um eine unmittelbare und ernsthafte Gefahr für die 

öffentliche Sicherheit eines Staates oder für die wesentlichen Interessen eines Mit-

gliedstaats abzuwehren und die vorherige Genehmigung nicht rechtzeitig eingeholt 

werden kann; in diesem Fall ist die Stelle des anderen Mitgliedstaats, die für die Er-

teilung der Genehmigung zuständig gewesen wäre, unverzüglich über die Übermitt-

lung zu unterrichten. Bei einer Übermittlung von Daten nach Satz 1 ist durch geeig-

nete Maßnahmen sicherzustellen, dass der Empfänger die übermittelten Daten nur 

dann an andere Drittstaaten oder andere internationale Organisationen weiter über-

mittelt, wenn die ursprünglich übermittelnde Stelle diese Übermittlung zuvor geneh-

migt hat. Bei der Entscheidung über die Erteilung der Genehmigung sind alle maß-

geblichen Faktoren zu berücksichtigen, insbesondere die Schwere der Straftat, der 

Zweck der ursprünglichen Übermittlung und das in dem Drittstaat oder der internatio-

nalen Organisation, an das oder an die die Daten weiter übermittelt werden sollen, 

bestehende Schutzniveau für personenbezogene Daten. Eine Genehmigung darf nur 

dann erfolgen, wenn auch eine direkte Übermittlung an den anderen Drittstaat oder 

die andere internationale Organisation zulässig wäre. Die Zuständigkeit für die Ertei-

lung der Genehmigung kann auch abweichend geregelt werden. 
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(3) Liegt entgegen Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kein Angemessenheitsbeschluss vor, 

ist eine Übermittlung im Sinne des Absatzes 1 nach Maßgabe von Absatz 2 auch 

dann zulässig, wenn 

 

1. in einem rechtsverbindlichen Instrument geeignete Garantien für den Schutz per-

sonenbezogener Daten vorgesehen sind oder 

 

2. nach Beurteilung aller Umstände, die bei der Übermittlung eine Rolle spielen, die 

Auffassung gerechtfertigt ist, dass geeignete Garantien für den Schutz personen-

bezogener Daten bestehen. 

 

Übermittlungen nach Satz 1 Nummer 2 sind zu dokumentieren. Die Dokumentation 

hat den Zeitpunkt der Übermittlung, die Identität des Empfängers, den Grund der 

Übermittlung und die übermittelten personenbezogenen Daten zu enthalten. Sie ist 

der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. 

Die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist jährlich über Übermittlungen zu unter-

richten, die aufgrund einer Beurteilung nach Satz 1 Nummer 2 erfolgt sind. In dieser 

Unterrichtung können die Empfänger und die Übermittlungszwecke angemessen ka-

tegorisiert werden. 

 

(4) Liegt entgegen Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kein Angemessenheitsbeschluss vor 

und liegen auch keine geeigneten Garantien im Sinne des Absatzes 3 vor, ist eine 

Übermittlung im Sinne des Absatzes 1 nach Maßgabe von Absatz 2 auch dann zu-

lässig, wenn die Übermittlung erforderlich ist  

 

1. zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer natürlichen Person, 

 

2. zur Wahrung berechtigter Interessen der betroffenen Person, 

 

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen und erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicher-

heit eines Staates, 

 

4. im Einzelfall für die in § 11 Absatz 1 genannten Zwecke oder 
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5. im Einzelfall zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-

sprüchen im Zusammenhang mit den in § 11 Absatz 1 genannten Zwecken. 

 

Von einer Übermittlung nach Satz 1 ist abzusehen, wenn die Grundrechte der be-

troffenen Person das öffentliche Interesse an der Übermittlung überwiegen. Für 

Übermittlungen nach Satz 1 gilt Absatz 3 Sätze 2 bis 6 entsprechend. 

 

(5) Die Polizei kann in besonderen Einzelfällen personenbezogene Daten nach Maß-

gabe des Absatzes 1 unmittelbar an andere als in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ge-

nannte Stellen in Drittstaaten übermitteln, wenn die Übermittlung für die Erfüllung ih-

rer Aufgaben unbedingt erforderlich ist und 

 

1. im konkreten Fall keine Grundrechte der betroffenen Person das öffentliche Inte-

resse an einer Übermittlung überwiegen, 

 

2. die Übermittlung an die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Stellen wirkungs-

los oder ungeeignet wäre, insbesondere weil sie nicht rechtzeitig durchgeführt 

werden kann, und 

 

3. dem Empfänger die Zwecke der Verarbeitung mitgeteilt werden und er darauf hin-

gewiesen wird, dass die übermittelten Daten nur in dem Umfang verarbeitet wer-

den dürfen, in dem ihre Verarbeitung für diese Zwecke erforderlich ist. 

 

Im Fall des Satzes 1 sind die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Stellen unver-

züglich über die Übermittlung zu unterrichten, sofern dies nicht wirkungslos oder un-

geeignet ist. Für Übermittlungen nach Satz 1 gilt Absatz 3 Sätze 2 bis 6 entspre-

chend.  

 

(6) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die Polizei. Die Poli-

zei hat die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle ist 

darauf hinzuweisen, dass die übermittelten Daten ohne Zustimmung der übermitteln-

den Stelle nur zu dem Zweck verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt wor-
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den sind. Ferner ist ihr der bei der Polizei vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzutei-

len. Besteht Grund zu der Annahme, dass durch eine weitere Übermittlung der Daten 

der der Erhebung dieser Daten zugrundeliegende Zweck gefährdet würde, kann die 

Polizei bestimmte, von ihr übermittelte Daten so kennzeichnen oder mit einem Hin-

weis versehen, dass vor einer weiteren Übermittlung ihre Zustimmung einzuholen ist. 

 

(7) Völkerrechtliche Vereinbarungen über eine polizeiliche Zusammenarbeit, die Re-

gelungen zur Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer oder internatio-

nale Organisationen enthalten und von den Mitgliedstaaten vor dem 6. Mai 2016 ge-

schlossen wurden, bleiben unberührt.  

 

§ 62 

Übermittlungsverbote und Verweigerungsgründe 

 

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach den Vorschriften dieses Geset-

zes unterbleibt, wenn  

 

1. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der 

Daten und ihrer Verarbeitung die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Per-

son das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen, oder  

 

2. besondere bundes- oder landesgesetzliche Verwendungsregelungen entgegenste-

hen; die Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder 

von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vor-

schriften beruhen, bleibt unberührt.  

 

Satz 1 Nummer 1 gilt nicht für Übermittlungen an die Staatsanwaltschaften.  

 

(2) Die Datenübermittlung nach den §§ 60 und 61 unterbleibt darüber hinaus,  

 

1. wenn hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bundes oder der Länder 

beeinträchtigt würden,  
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2. wenn hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben oder Freiheit 

einer Person gefährdet würde,  

 

3. soweit Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie gegen den Zweck eines 

deutschen Gesetzes verstoßen würde, oder  

 

4. wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Übermittlung der Daten 

zu den in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union enthaltenen 

Grundsätzen, insbesondere dadurch, dass durch die Nutzung der übermittelten 

Daten im Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen 

Grundsätzen oder Menschenrechtsverletzungen drohen, in Widerspruch stünde.  

 

Die beim Bundeskriminalamt geführte fortlaufend aktualisierte Aufstellung über die 

Einhaltung der elementaren rechtsstaatlichen Grundsätze und Menschenrechtsstan-

dards sowie das Datenschutzniveau in den jeweiligen Drittstaaten, die die speziellen 

Erfordernisse des polizeilichen Informationsaustauschs berücksichtigt, ist zu beach-

ten.  

 

Vierter Unterabschnitt: 

Polizeizwang 

 

§ 63 

Allgemeines 

 

(1) Die Polizei wendet die Zwangsmittel Zwangsgeld, Zwangshaft und Ersatzvor-

nahme nach den Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes an. 

 

(2) Die Polizei wendet das Zwangsmittel unmittelbarer Zwang nach den Vorschriften 

dieses Gesetzes an. 

 

§ 64 

Begriff und Mittel des unmittelbaren Zwangs 
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(1) Unmittelbarer Zwang ist jede Einwirkung auf Personen oder Sachen durch einfa-

che körperliche Gewalt, Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder Waffengebrauch. 

 

(2) Das Innenministerium bestimmt, welche Hilfsmittel der körperlichen Gewalt und 

welche Waffen im Polizeidienst zu verwenden sind. 

 

§ 65 

Zuständigkeit für die Anwendung unmittelbaren Zwangs 

 

Die Anwendung unmittelbaren Zwangs obliegt den Beamten des Polizeivollzugs-

dienstes. 

 

§ 66 

Voraussetzungen und Durchführung des unmittelbaren Zwangs 

 

(1) Unmittelbarer Zwang darf nur angewandt werden, wenn der polizeiliche Zweck 

auf andere Weise nicht erreichbar erscheint. Gegen Personen darf unmittelbarer 

Zwang nur angewandt werden, wenn der polizeiliche Zweck durch unmittelbaren 

Zwang gegen Sachen nicht erreichbar erscheint. Das angewandte Mittel muss nach 

Art und Maß dem Verhalten, dem Alter und dem Zustand der betroffenen Person an-

gemessen sein. Gegenüber einer Menschenansammlung darf unmittelbarer Zwang 

nur angewandt werden, wenn seine Anwendung gegen einzelne Teilnehmer der 

Menschenansammlung offensichtlich keinen Erfolg verspricht. 

 

(2) Unmittelbarer Zwang ist, soweit es die Umstände zulassen, vor seiner Anwen-

dung anzudrohen. 

 

(3) Unmittelbarer Zwang darf nicht mehr angewandt werden, wenn der polizeiliche 

Zweck erreicht ist oder wenn es sich zeigt, dass er durch die Anwendung von unmit-

telbarem Zwang nicht erreicht werden kann. 

 

(4) Für die Anwendung des unmittelbaren Zwangs zur Vollstreckung von Verwal-

tungsakten der Polizei gelten im Übrigen die §§ 2 bis 6, 9, 10, 12, 21, 27, 28 und 

§ 31 Absatz 1, 2, 4 und 6 des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes. 
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§ 67 

Voraussetzungen des Schusswaffengebrauchs 

 

(1) Der Schusswaffengebrauch ist nur zulässig, wenn die allgemeinen Voraussetzun-

gen für die Anwendung unmittelbaren Zwangs vorliegen und wenn einfache körperli-

che Gewalt sowie verfügbare Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder mitgeführte 

Hiebwaffen erfolglos angewandt worden sind oder ihre Anwendung offensichtlich kei-

nen Erfolg verspricht. Auf Personen darf erst geschossen werden, wenn der polizeili-

che Zweck durch Waffenwirkung gegen Sachen nicht erreicht werden kann. 

 

(2) Der Schusswaffengebrauch ist unzulässig, wenn erkennbar Unbeteiligte mit hoher 

Wahrscheinlichkeit gefährdet werden. Das gilt nicht, wenn der Schusswaffenge-

brauch das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr ist. 

 

§ 68 

Schusswaffengebrauch gegenüber Personen 

 

(1) Schusswaffen dürfen gegen einzelne Personen nur gebraucht werden, 

 

1. um die unmittelbar bevorstehende Ausführung oder die Fortsetzung einer rechts-

widrigen Tat zu verhindern, die sich den Umständen nach 

 

a) als ein Verbrechen oder 

 

b) als ein Vergehen, das unter Anwendung oder Mitführung von Schusswaffen 

oder Sprengstoffen begangen werden soll oder ausgeführt wird, 

 

darstellt; 

 

2. um eine Person, die sich der Festnahme oder der Feststellung ihrer Person durch 

die Flucht zu entziehen versucht, anzuhalten, wenn sie 

 



92 
 

a) bei einer rechtswidrigen Tat auf frischer Tat betroffen wird, die sich den Um-

ständen nach als ein Verbrechen darstellt oder als ein Vergehen, das unter An-

wendung oder Mitführung von Schusswaffen oder Sprengstoffen begangen 

wird, 

 

b) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder 

 

c) eines Vergehens dringend verdächtig ist und Anhaltspunkte befürchten lassen, 

dass sie von einer Schusswaffe oder einem Sprengstoff Gebrauch machen 

werde; 

 

3. zur Vereitelung der Flucht oder zur Wiederergreifung einer Person, die sich in amt-

lichem Gewahrsam befindet oder befand, 

 

a) zur Verbüßung einer Freiheitsstrafe wegen einer Straftat mit Ausnahme des 

Strafarrestes, 

 

b) zum Vollzug der Sicherungsverwahrung, 

 

c) wegen des dringenden Verdachts eines Verbrechens, 

 

d) aufgrund richterlichen Haftbefehls oder 

 

e) sonst wegen des dringenden Verdachts eines Vergehens, wenn zu befürchten 

ist, dass sie von einer Schusswaffe oder einem Sprengstoff Gebrauch machen 

werde; 

 

4. gegen eine Person, die mit Gewalt einen Gefangenen oder jemanden, dessen 

 

a) Sicherungsverwahrung gemäß §§ 66 und 66b des Strafgesetzbuchs, 

 

b) Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 des Strafge-

setzbuchs und § 126a der Strafprozessordnung oder 
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c) Unterbringung in einer Entziehungsanstalt gemäß § 64 des Strafgesetzbuchs 

und § 126a der Strafprozessordnung 

 

angeordnet ist, aus dem amtlichen Gewahrsam zu befreien versucht. 

 

(2) Ein Schuss, der mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit tödlich wirken 

wird, ist nur zulässig, wenn er das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Le-

bensgefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der 

körperlichen Unversehrtheit ist. 

 

(3) Schusswaffen dürfen gegen eine Menschenmenge nur dann gebraucht werden, 

wenn von ihr oder aus ihr heraus Gewalttaten begangen werden oder unmittelbar be-

vorstehen und Zwangsmaßnahmen gegen einzelne Personen nicht zum Ziele führen 

oder offensichtlich keinen Erfolg versprechen. 

 

(4) Das Recht zum Gebrauch von Schusswaffen aufgrund anderer gesetzlicher Vor-

schriften bleibt unberührt. 

 

§ 69 

Gebrauch von Explosivmitteln 

 

(1) Explosivmittel dürfen gegen Personen nur in den Fällen des § 68 Absatz 1 Num-

mern 1 und 4 angewendet werden, wenn der vorherige Gebrauch anderer Waffen er-

folglos geblieben ist oder offensichtlich keinen Erfolg verspricht. 

 

(2) Explosivmittel dürfen nicht gegen eine Menschenmenge gebraucht werden. 

 

(3) Der Gebrauch von Explosivmitteln gegen Personen bedarf der Anordnung durch 

die Leitung eines regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder 

des Landeskriminalamts. Diese können die Anordnungsbefugnis auf besonders be-

auftragte Beamte des höheren Dienstes übertragen. 

 

(4) Im Übrigen gelten für den Gebrauch von Explosivmitteln § 67 Absätze 1 und 2 

Satz 1 sowie § 68 Absätze 2 und 4 entsprechend. 
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Dritter Abschnitt: 

Weitere Regelungen der Datenverarbeitung 

 

Erster Unterabschnitt: 

Pflichten der Polizei 

 

§ 70 

Unterscheidung verschiedener Kategorien betroffener Personen 

 

Die Polizei hat bei der Verarbeitung personenbezogener Daten so weit wie möglich 

zwischen verschiedenen Kategorien betroffener Personen zu unterscheiden, darun-

ter:  

 

1. verurteilte Straftäter, 

 

2. Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass sie eine Straftat 

begangen haben, 

 

3. Personen, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 

innerhalb eines überschaubaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach kon-

kretisierte Weise eine Straftat begehen werden oder deren individuelles Verhalten 

die konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie innerhalb eines überschauba-

ren Zeitraums eine Straftat begehen werden, 

 

4. Opfer einer Straftat oder Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte vorlie-

gen, dass sie Opfer einer Straftat sind oder werden, 

 

5. andere Personen wie insbesondere Zeugen, Hinweisgeber oder Personen, die mit 

den in den Nummern 1 bis 4 genannten Personen in Kontakt oder Verbindung ste-

hen, sowie 

 

6. Personen, die nach den §§ 6 oder 7 verantwortlich sind. 
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§ 71 

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

 

(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des 

§ 12 Nummer 15 ist nur zulässig, wenn sie zur Aufgabenerfüllung unbedingt erforder-

lich ist und wenn geeignete Garantien für die Rechtsgüter der betroffenen Person 

vorgesehen werden.  

 

(2) In Fällen, in denen bereits Daten zu einer betroffenen Person vorhanden sind, 

können zu dieser Person auch  

 

1. personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person oder zur Eigensi-

cherung von Beamten erforderlich sind, oder 

 

2. weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der Gewinnung von 

Ermittlungsansätzen zu dienen, 

 

weiterverarbeitet werden.  

 

§ 72 

Kennzeichnungspflicht 

 

(1) Bei der Speicherung in polizeilichen Informationssystemen sind personenbezo-

gene Daten wie folgt zu kennzeichnen: 

 

1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschließlich der Angabe, ob die Da-

ten offen oder verdeckt erhoben wurden, 

 

2. Angabe der Kategorie betroffener Personen bei denjenigen Personen, zu denen 

der Identifizierung dienende Daten, wie insbesondere Namen, Geschlecht, Ge-

burtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit oder Anschrift, angelegt wurden 

(Grunddaten), 
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3. Angabe der Rechtsgüter, deren Schutz die Erhebung dient, oder der Straftaten o-

der Ordnungswidrigkeiten, deren Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfol-

gung die Erhebung dient, sowie 

 

4. Angabe der Stelle, die sie erhoben hat. 

 

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann auch durch Angabe der Rechts-

grundlage der jeweiligen Mittel der Datenerhebung ergänzt werden. Personenbezo-

gene Daten, denen keine Erhebung vorausgegangen ist, sind, soweit möglich, nach 

Satz 1 zu kennzeichnen unter zusätzlicher Angabe  

 

1. der ersten datenverarbeitenden Stelle sowie  

 

2. des Dritten, von dem die Daten erlangt wurden. 

 

(2) Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des Absat-

zes 1 gekennzeichnet sind, dürfen so lange nicht weiterverarbeitet oder übermittelt 

werden, bis eine Kennzeichnung entsprechend den Anforderungen des Absatzes 1 

erfolgt ist.  

 

(3) Bei einer Übermittlung an eine andere Stelle ist die empfangende Stelle darauf 

hinzuweisen, dass die Kennzeichnung nach Absatz 1 aufrechtzuerhalten ist. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit eine Kennzeichnung tatsächlich nicht 

möglich ist. Die Absätze 1 bis 3 gelten ebenfalls nicht, solange eine Kennzeichnung 

technisch nicht möglich ist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 

würde. 

 

§ 73 

Protokollierungspflicht 

 

(1) Soweit nichts anderes geregelt ist, hat die Polizei in automatisierten Verarbei-

tungssystemen mindestens die folgenden Verarbeitungsvorgänge zu protokollieren: 
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1. Erhebung, 

 

2. Veränderung, 

 

3. Abfrage, 

 

4. Offenlegung einschließlich Übermittlung, 

 

5. Kombination und 

 

6. Löschung. 

 

(2) Die Protokolle über Abfragen und Offenlegungen müssen es ermöglichen, die Be-

gründung, das Datum und die Uhrzeit dieser Vorgänge und so weit wie möglich die 

Identität der Person, die die personenbezogenen Daten abgefragt oder offengelegt 

hat, sowie die Identität des Empfängers der Daten festzustellen. 

 

(3) Die Protokolle dürfen ausschließlich für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 

Datenverarbeitung durch den Datenschutzbeauftragten, die Aufsichtsbehörde für den 

Datenschutz und die betroffene Person sowie für die Eigenüberwachung, für die Ge-

währleistung der Integrität und Sicherheit der personenbezogenen Daten und für 

Strafverfahren verwendet werden.  

 

(4) Die Polizei hat die Protokolle der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz für die 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung in elektronisch auswertbarer 

Form auf Anforderung zur Verfügung zu stellen. 

 

(5) Die Protokolldaten sind nach Ablauf von zwölf Monaten zu löschen. 

 

§ 74 

Protokollierungspflicht bei verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen 

 

(1) Soweit nichts anderes geregelt ist, sind bei Maßnahmen nach den §§ 48 bis 56 zu 

protokollieren  
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1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,  

 

2. der Zeitpunkt des Einsatzes,  

 

3. Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten ermöglichen, sowie  

 

4. die verantwortliche Dienststelle. 

 

(2) Zu protokollieren sind auch  

 

1. bei Maßnahmen nach § 48 (Rasterfahndung)  

 

a) die im Übermittlungsersuchen nach § 48 Absatz 2 enthaltenen Merkmale, sowie  

 

b) die betroffenen Personen, gegen die nach Auswertung der Daten weitere Maß-

nahmen getroffen wurden,  

 

2. bei Maßnahmen nach § 49 (längerfristige Observation, Bildaufnahmen, Tonauf-

nahmen, technische Observationsmittel) die Zielperson sowie die erheblich mitbe-

troffenen Personen,  

 

3. bei Maßnahmen nach § 49 (Einsatz einer Vertrauensperson und eines Verdeckten 

Ermittlers) 

 

a) die Zielperson,  

 

b) die erheblich mitbetroffenen Personen, sowie  

 

c) die Personen, deren nicht allgemein zugängliche Wohnung die beauftragte Per-

son, die Vertrauensperson oder der Verdeckte Ermittler betreten hat,  

 

4. bei Maßnahmen nach § 50 (Wohnraumüberwachung)  
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a) die Person, gegen die sich die Maßnahme richtete,  

 

b) sonstige überwachte Personen, sowie  

 

c) Personen, die die überwachte Wohnung zur Zeit der Durchführung der Maß-

nahme innehatten oder bewohnten, 

 

5. bei Maßnahmen nach § 51 (Einsatz automatischer Kennzeichenlesesysteme) das 

Kennzeichen im Trefferfall, 

 

6. bei Maßnahmen nach § 52 (Bestandsdatenauskunft) die Zielperson, 

 

7. bei Maßnahmen nach § 53 (Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten) die 

Beteiligten der betroffenen Telekommunikation,  

 

8. bei Maßnahmen nach § 53 (Erhebung von Nutzungsdaten) der Nutzer,  

 

9. bei Maßnahmen nach § 54 (Überwachung der Telekommunikation)  

 

a) die Beteiligten der überwachten Telekommunikation sowie  

 

b) im Fall, dass die Überwachung mit einem Eingriff in von der betroffenen Per-

son genutzte informationstechnische Systeme verbunden ist, die Angaben zur 

Identifizierung des informationstechnischen Systems und die daran vorgenom-

menen nicht nur flüchtigen Veränderungen,  

 

10. bei Maßnahmen nach § 55 Absatz 1 (Einsatz technischer Mittel) die Zielperson,  

 

11. bei Maßnahmen nach § 56 (Ausschreibung von Personen und Kraftfahrzeugen) 

die Zielperson und die Personen, deren personenbezogene Daten gemeldet wor-

den sind.  
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(3) Nachforschungen zur Feststellung der Identität einer in Absatz 2 bezeichneten 

Person sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Berücksichtigung der Eingriffsintensi-

tät der Maßnahme gegenüber dieser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer 

Identität sowie der daraus für diese oder andere Personen folgenden Beeinträchti-

gungen geboten ist. Die Zahl der Personen, deren Protokollierung unterblieben ist, ist 

im Protokoll anzugeben.  

 

(4) Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für Zwecke der Benachrichti-

gung nach § 86 und um der betroffenen Person oder einer dazu befugten öffentli-

chen Stelle die Prüfung zu ermöglichen, ob die Maßnahme rechtmäßig durchgeführt 

worden ist. Sie sind bis zum Abschluss der Kontrolle nach § 98 Absatz 1 Nummer 14 

aufzubewahren und sodann automatisiert zu löschen, es sei denn, dass sie für den in 

Satz 1 genannten Zweck noch erforderlich sind. 

 

§ 75 

Pflicht zur Berichtigung, Löschung sowie Einschränkung der Verarbeitung 

 

(1) Die Polizei hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 

Soweit diese Daten zuvor an die Polizei übermittelt worden sind, hat sie der übermit-

telnden Stelle die Berichtigung mitzuteilen. 

 

(2) Die Polizei hat personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, wenn deren 

Speicherung unzulässig ist, deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht mehr er-

forderlich ist oder die Daten zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung der Polizei 

gelöscht werden müssen. Die §§ 3 und 7 des Landesarchivgesetzes bleiben unbe-

rührt.  

 

(3) Erforderlich zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten ist die Speicherung 

personenbezogener Daten bis zu einer Dauer von zwei Jahren, wenn aufgrund tat-

sächlicher Anhaltspunkte der Verdacht besteht, dass die betroffene Person eine 

Straftat begangen hat. Ein solcher Verdacht besteht nicht, wenn die betroffene Per-

son im Strafverfahren rechtskräftig freigesprochen, die Eröffnung des Hauptverfah-

rens gegen sie unanfechtbar abgelehnt oder das Verfahren nicht nur vorläufig einge-
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stellt ist und sich aus den Gründen der Entscheidung ergibt, dass die betroffene Per-

son die Straftaten nicht oder nicht rechtswidrig begangen hat. Über die Dauer von 

zwei Jahren hinaus dürfen die Daten zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten 

nur gespeichert werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die 

betroffene Person zukünftig eine Straftat begehen wird. Tatsächliche Anhaltspunkte 

können sich insbesondere aus Art, Ausführung und Schwere der Tat ergeben. Lagen 

solche Anhaltspunkte zum Zeitpunkt der Speicherung der personenbezogenen Daten 

noch nicht vor, dürfen die Daten zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten über 

die Dauer von zwei Jahren hinaus nur gespeichert werden, wenn aufgrund tatsächli-

cher Anhaltspunkte der Verdacht besteht, dass die betroffene Person während des 

Laufs dieser zwei Jahre eine weitere Straftat begangen hat.  

 

(4) Ebenso erforderlich ist die Speicherung personenbezogener Daten zur vorbeu-

genden Bekämpfung von Straftaten mit erheblicher Bedeutung bis zu einer Dauer 

von zwei Jahren, wenn es sich um Personen im Sinne des § 70 Nummern 4 und 5 

handelt. § 76 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Die Speicherung kann im Einzelfall 

höchstens zweimal durch eine schriftliche und begründete Anordnung der Leitung ei-

nes regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidiums Einsatz oder des Landeskri-

minalamts um jeweils höchstens zwei Jahre verlängert werden.  

 

(5) Anstatt personenbezogene Daten zu berichtigen, kann die Polizei deren Verarbei-

tung einschränken, wenn die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezoge-

nen Daten bestreitet und die Richtigkeit oder Unrichtigkeit nicht festgestellt werden 

kann. In diesem Fall hat die Polizei die betroffene Person zu unterrichten, sofern sie 

beabsichtigt, die Einschränkung wieder aufzuheben. Anstatt personenbezogene Da-

ten zu löschen, hat die Polizei deren Verarbeitung einzuschränken, wenn  

 

1. ein berechtigter Grund zu der Annahme besteht, dass eine Löschung die schutz-

würdigen Interessen einer betroffenen Person beeinträchtigen würde, 

 

2. die personenbezogenen Daten für Beweiszwecke weiter aufbewahrt werden müs-

sen oder 
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3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit un-

verhältnismäßigem Aufwand möglich ist. 

 

In diesen Fällen dürfen die Daten nur noch zu dem Zweck verarbeitet werden, der ih-

rer Löschung entgegenstand. Eine Einschränkung der Verarbeitung ist samt ihren 

Gründen eindeutig erkennbar festzuhalten, um eine Verarbeitung für andere Zwecke 

auszuschließen.  

 

(6) Eine Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung nach den Ab-

sätzen 1, 2 oder 5 hat die Polizei den Empfängern mitzuteilen, an die die Daten über-

mittelt wurden.  

 

§ 76 

Überprüfung der Erforderlichkeit der Speicherung personenbezogener Daten 

 

(1) Der Polizeivollzugsdienst hat in angemessenen regelmäßigen Zeitabständen zu 

überprüfen, ob gespeicherte personenbezogene Daten nach § 75 zu berichtigen oder 

zu löschen oder in ihrer Verarbeitung einzuschränken sind. 

 

(2) Folgende Überprüfungsfristen dürfen nicht überschritten werden: 

 

1. bei Erwachsenen zehn Jahre und  

 

2. bei Kindern und Jugendlichen fünf Jahre. 

 

Abweichend von Satz 1 Nummern 1 und 2 dürfen die Überprüfungsfristen bei 

 

1. einer Straftat nach §§ 232 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, 232a, 233a Absatz 1 

Nummer 1 sowie nach dem Dreizehnten Abschnitt des Strafgesetzbuches, ausge-

nommen §§ 183a, 184, und 184f des Strafgesetzbuchs, oder 

 

2. einer Straftat nach den §§ 211, 212, 223 bis 227 und 231 des Strafgesetzbuchs, 

die sexuell bestimmt ist,  
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zwanzig Jahre nicht überschreiten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme 

rechtfertigen, dass die Person künftig Straftaten der in Nummer 1 und 2 genannten 

Art begehen wird. In Fällen von geringer Bedeutung sind kürzere Fristen festzulegen.  

 

(3) Die Fristen beginnen spätestens mit Ablauf des Jahres, in dem das letzte Ereignis 

erfasst worden ist, das zur Speicherung der personenbezogenen Daten geführt hat, 

jedoch nicht vor der Entlassung der betroffenen Person aus einer Justizvollzugsan-

stalt oder vor der Beendigung einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel 

der Besserung und Sicherung. Werden innerhalb der Fristen weitere personenbezo-

gene Daten über dieselbe Person gespeichert, so gilt für alle Speicherungen gemein-

sam die Frist, die als letzte endet. Nach Fristablauf sind die personenbezogenen Da-

ten im Regelfall zu löschen. Ist die Speicherung weiterhin erforderlich, so ist dies 

schriftlich zu begründen. Die Erforderlichkeit der Speicherung ist spätestens nach 

Ablauf von zwei Jahren erneut zu prüfen.  

 

§ 77 

Berichtigung und Einschränkung der Verarbeitung in Akten sowie Vernichtung von 

Akten 

 

(1) Stellt die Polizei die Unrichtigkeit personenbezogener Daten in Akten fest, ist die 

in § 75 genannte Berichtigungspflicht dadurch zu erfüllen, dass dies in der Akte ver-

merkt oder auf sonstige Weise festgehalten wird. Bestreitet die betroffene Person die 

Richtigkeit sie betreffender personenbezogener Daten und lässt sich weder die Rich-

tigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen, sind die Daten entsprechend zu kennzeich-

nen, um eine Verarbeitungseinschränkung nach § 75 Absatz 5 zu ermöglichen.  

 

(2) Die Polizei hat die Verarbeitung personenbezogener Daten in Akten einzuschrän-

ken, wenn deren Verarbeitung unzulässig ist, deren Kenntnis für die Aufgabenerfül-

lung nicht mehr erforderlich ist oder eine Löschungsverpflichtung besteht. Die Akte ist 

zu vernichten, wenn sie insgesamt zur Erfüllung der Aufgaben der Polizei nicht mehr 

erforderlich ist. Die Vernichtung unterbleibt, wenn  

 

1. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls schutzwürdige Interessen der 

betroffenen Person beeinträchtigt würden oder  
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2. die personenbezogenen Daten für Zwecke eines gerichtlichen Verfahrens weiter 

aufbewahrt werden müssen.  

 

In diesen Fällen ist die Verarbeitung der Daten einzuschränken. Die Unterlagen sind 

mit einem entsprechenden Einschränkungsvermerk zu versehen.  

 

(3) In ihrer Verarbeitung eingeschränkte Daten dürfen nur für den Zweck verarbeitet 

werden, für den die Vernichtung der Akte unterblieben ist; sie dürfen auch verarbeitet 

werden, wenn dies zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlässlich ist oder 

die betroffene Person einwilligt.  

 

(4) Die §§ 3 und 7 des Landesarchivgesetzes bleiben unberührt.  

 

§ 78 

Sicherheit der Datenverarbeitung 

 

(1) Die Polizei hat unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implementie-

rungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung 

sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit und der Schwere der mit der Verarbeitung ver-

bundenen Gefahren für die Rechtsgüter der betroffenen Personen die erforderlichen 

technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, um bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewähr-

leisten, insbesondere im Hinblick auf die Verarbeitung besonderer Kategorien perso-

nenbezogener Daten im Sinne von § 12 Nummer 15. 

 

(2) Im Fall einer automatisierten Verarbeitung hat die Polizei nach einer Risikobewer-

tung folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

 

1. Verwehrung des Zugangs zu Verarbeitungsanlagen, mit denen die Verarbeitung 

durchgeführt wird, für Unbefugte (Zugangskontrolle), 

 

2. Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Löschens von 

Datenträgern (Datenträgerkontrolle), 
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3. Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten sowie der 

unbefugten Kenntnisnahme, Veränderung und Löschung von gespeicherten per-

sonenbezogenen Daten (Speicherkontrolle), 

 

4. Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mit Hilfe von Ein-

richtungen zur Datenübertragung durch Unbefugte (Benutzerkontrolle), 

 

5. Gewährleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbeitungssys-

tems Berechtigten ausschließlich zu den von ihrer Zugangsberechtigung umfass-

ten personenbezogenen Daten Zugang haben (Zugriffskontrolle), 

 

6. Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen 

personenbezogene Daten mit Hilfe von Einrichtungen zur Datenübertragung über-

mittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können (Übertragungskon-

trolle), 

 

7. Gewährleistung, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden kann, welche 

personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verar-

beitungssysteme eingegeben oder verändert worden sind (Eingabekontrolle), 

 

8. Gewährleistung, dass bei der Übermittlung personenbezogener Daten sowie beim 

Transport von Datenträgern die Vertraulichkeit und Integrität der Daten geschützt 

werden (Transportkontrolle), 

 

9. Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt wer-

den können (Wiederherstellbarkeit), 

 

10. Gewährleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfügung stehen und 

auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlässigkeit), 

 

11. Gewährleistung, dass gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch Fehl-

funktionen des Systems beschädigt werden können (Datenintegrität), 
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12. Gewährleistung, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet wer-

den, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden 

dürfen (Auftragskontrolle), 

 

13. Gewährleistung, dass personenbezogene Daten gegen Zerstörung oder Verlust 

geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle), 

 

14. Gewährleistung, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene personenbezo-

gene Daten getrennt verarbeitet werden können (Trennbarkeit), 

 

15. Gestaltung der innerbehördlichen Organisation in einer Weise, die den besonde-

ren Anforderungen des Datenschutzes gerecht wird (Organisationskontrolle). 

 

§ 79 

Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen 

 

(1) Die Polizei hat sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die Verarbei-

tung als auch zum Zeitpunkt der Verarbeitung selbst angemessene technische und 

organisatorische Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, die Datenschutzgrund-

sätze wirksam umzusetzen, und die sicherstellen, dass die gesetzlichen Anforderun-

gen eingehalten und die Rechte der betroffenen Personen geschützt werden. Dabei 

sind der Stand der Technik, die Implementierungskosten und die Art, der Umfang, die 

Umstände und die Zwecke der Verarbeitung sowie die unterschiedliche Eintrittswahr-

scheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Gefahren für die 

Rechtsgüter der betroffenen Personen zu berücksichtigen.  

 

(2) Die Polizei hat geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, 

die sicherstellen, dass durch Voreinstellungen grundsätzlich nur solche personenbe-

zogenen Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung für den jeweiligen bestimm-

ten Verarbeitungszweck erforderlich ist. Dies betrifft die Menge der erhobenen Daten, 

den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. Die Maß-

nahmen müssen insbesondere gewährleisten, dass die Daten durch Voreinstellun-

gen nicht automatisiert einer unbestimmten Anzahl von Personen zugänglich ge-

macht werden. 
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§ 80 

Datenschutz-Folgenabschätzung 

 

(1) Hat eine bestimmte Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer 

Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der 

Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechtsgüter betroffener Perso-

nen zur Folge, so hat die Polizei vorab eine Abschätzung der Folgen der vorgesehe-

nen Verarbeitungsvorgänge für die betroffenen Personen durchzuführen. 

 

(2) Für die Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich ho-

hem Gefahrenpotential kann eine gemeinsame Folgenabschätzung vorgenommen 

werden. 

 

(3) Die Folgenabschätzung hat den Rechten und den berechtigten Interessen der 

von der Verarbeitung betroffenen Personen Rechnung zu tragen und zumindest Fol-

gendes zu enthalten: 

 

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der 

Zwecke der Verarbeitung, 

 

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvor-

gänge in Bezug auf deren Zwecke, 

 

3. eine Bewertung der Gefahren für die Rechtsgüter der betroffenen Personen und 

 

4. die Maßnahmen, mit denen bestehenden Gefahren abgeholfen werden soll, ein-

schließlich der Garantien, der Sicherheitsvorkehrungen und der Verfahren, durch 

die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und die Einhaltung der 

gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen werden soll. 

 

§ 81 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
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(1) Die Polizei hat schriftlich oder elektronisch ein Verzeichnis aller Kategorien von 

Verarbeitungstätigkeiten zu führen, die ihrer Zuständigkeit unterliegen. Bei zentral or-

ganisierten Verarbeitungstätigkeiten genügt es, wenn das Verzeichnis von der für 

das Verfahren verantwortlichen Stelle innerhalb der Polizei geführt wird. Satz 1 gilt 

nicht für Verarbeitungstätigkeiten, die allgemeinen Verwaltungszwecken dienen, ins-

besondere der Textverarbeitung. Das Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu ent-

halten: 

 

1. die Art oder die Kategorie der Verarbeitungstätigkeit oder die Bezeichnung des 

Verfahrens, 

 

2. den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle innerhalb der Polizei 

und gegebenenfalls des gemeinsam mit dieser Stelle Verantwortlichen sowie des 

Datenschutzbeauftragten, 

 

3. die zugriffsberechtigten Personen oder Personengruppen, 

 

4. die Zwecke der Verarbeitung, 

 

5. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten 

offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden sollen,  

 

6. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien per-

sonenbezogener Daten, 

 

7. die Verwendung von Profiling, 

 

8. die Kategorien von Übermittlungen personenbezogener Daten an Stellen in einem 

Drittstaat oder an eine internationale Organisation, 

 

9. Angaben über die Rechtsgrundlagen der Verarbeitung, 

 

10. die vorgesehenen Fristen für die Löschung oder die Überprüfung der Erforderlich-

keit der Speicherung der verschiedenen Kategorien personenbezogener Daten, 
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11. eine allgemeine Beschreibung der eingesetzten Hardware, der Vernetzung und 

der Software, und 

 

12. eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnah-

men gemäß § 78. 

 

(2) Das Verzeichnis ist auf Anforderung der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

zur Verfügung zu stellen.  

 

§ 82 

Auftragsverarbeitung 

 

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei durch andere Personen 

oder Stellen innerhalb oder außerhalb der Polizei verarbeitet, hat die beauftragende 

Stelle für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes zu sorgen. Die Polizei darf 

nur solche Auftragsverarbeiter mit der Verarbeitung personenbezogener Daten be-

auftragen, die mit geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen si-

cherstellen, dass die Verarbeitung im Einklang mit den gesetzlichen Anforderungen 

erfolgt und der Schutz der Rechte der betroffenen Personen gewährleistet wird. 

 

(2) Die Polizei hat dafür Sorge zu tragen, dass der Auftragsverarbeiter und jede dem 

Auftragsverarbeiter unterstellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten 

hat, diese Daten ausschließlich auf Weisung der Polizei verarbeiten darf, es sei 

denn, dass sie nach einer Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet sind.  

 

(3) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der Grundlage eines 

Vertrags oder eines sonstigen Rechtsinstruments zu erfolgen, der oder das den Auf-

tragsverarbeiter an die Polizei bindet und der oder das den Gegenstand, die Dauer, 

die Art und den Zweck der Verarbeitung, die Art der personenbezogenen Daten, die 

Kategorien betroffener Personen und die Rechte und Pflichten der Polizei festlegt. 

Der Vertrag oder das sonstige Rechtsinstrument ist schriftlich oder elektronisch abzu-

fassen und hat insbesondere vorzusehen, dass der Auftragsverarbeiter 
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1. nur auf dokumentierte Weisung der Polizei handelt und die Polizei unverzüglich zu 

informieren hat, wenn er der Auffassung ist, dass eine Weisung rechtswidrig ist, 

 

2. gewährleistet, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten 

Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet werden, soweit sie keiner angemessenen 

gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen, 

 

3. die Polizei mit geeigneten Mitteln dabei unterstützt, die Einhaltung der Bestimmun-

gen über die Rechte der betroffenen Person zu gewährleisten, 

 

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungs-

leistungen nach Wahl der Polizei zurückgibt oder löscht und bestehende Kopien 

vernichtet, wenn nicht nach einer Rechtsvorschrift eine Verpflichtung zur Speiche-

rung der Daten besteht, 

 

5. die gemäß § 73 erforderlichen Protokolle erstellt und diese sowie alle sonstigen er-

forderlichen Informationen der Polizei zum Nachweis der Einhaltung ihrer Pflichten 

zur Verfügung stellt, 

 

6. Überprüfungen, die von der Polizei oder einem anderen von ihr beauftragten Prü-

fer oder von der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz durchgeführt werden, er-

möglicht und dazu beiträgt, 

 

7. alle gemäß § 78 erforderlichen Maßnahmen ergreift, 

 

8. unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung ste-

henden Informationen die Polizei bei der Einhaltung ihrer Pflichten aus diesem 

Gesetz unterstützt, 

 

9. eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten unverzüglich der Polizei 

meldet, 

 

10. auf Anfrage mit der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz bei der Erfüllung ihrer 

Aufgaben zusammenarbeitet und 
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11. schriftlich oder elektronisch ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungen 

führt, die er im Auftrag der Polizei durchführt und dieses Verzeichnis auf Anforde-

rung der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz zur Verfügung stellt. Das Ver-

zeichnis hat zumindest die Angaben nach § 81 Absatz 1 Nummern 1, 2, 8 und 12 

zu enthalten. 

 

(4) Die Polizei hat den Auftragsverarbeiter zu verpflichten, ohne vorherige schriftliche 

Genehmigung der Polizei keine weiteren Auftragsverarbeiter hinzuzuziehen.  

 

§ 83 

Gemeinsam Verantwortliche 

 

Legen zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und die Mittel der 

Verarbeitung fest, sind sie gemeinsam Verantwortliche. Gemeinsam Verantwortliche 

haben ihre jeweiligen Aufgaben und datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten in 

transparenter Form in einer Vereinbarung festzulegen, soweit diese nicht bereits in 

Rechtsvorschriften geregelt sind. Aus der Vereinbarung muss insbesondere hervor-

gehen, wer welchen Informationspflichten nachzukommen hat und wer als zentrale 

Anlaufstelle handelt, wenn betroffene Personen ihre Rechte ausüben wollen. Unge-

achtet dieser Vereinbarung kann eine betroffene Person ihre Rechte gegenüber je-

dem der gemeinsam Verantwortlichen geltend machen. 

 

§ 84 

Automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall 

 

(1) Eine ausschließlich auf einer automatischen Verarbeitung beruhende Entschei-

dung, die mit einer nachteiligen Rechtsfolge für die betroffene Person verbunden ist 

oder sie erheblich beeinträchtigt, ist nur zulässig, wenn sie nach einer Rechtsvor-

schrift erlaubt ist, die zumindest das Recht auf persönliches Eingreifen seitens der 

Polizei vorsieht. 

 

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 dürfen nicht auf besonderen Kategorien perso-

nenbezogener Daten im Sinne des § 12 Nummer 15 beruhen, sofern nicht geeignete 
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Maßnahmen zum Schutz der Rechtsgüter sowie der berechtigten Interessen der be-

troffenen Person getroffen wurden. 

 

(3) Profiling, das zur Folge hat, dass betroffene Personen auf der Grundlage von be-

sonderen Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des § 12 Nummer 15 dis-

kriminiert werden, ist verboten. 

 

§ 85 

Allgemeine Informationspflicht 

 

Die Polizei hat der betroffenen Person folgende Informationen in verständlicher und 

leicht zugänglicher Form unentgeltlich in einer klaren und einfachen Sprache zur Ver-

fügung zu stellen: 

 

1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle innerhalb der Polizei 

sowie die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten, 

 

2. die Zwecke, für die personenbezogene Daten verarbeitet werden, 

 

3. den Hinweis auf die Rechte nach §§ 91 und 92 und  

 

4. den Hinweis auf die Rechte nach § 93 sowie die Kontaktdaten der Aufsichtsbe-

hörde für den Datenschutz. 

 

§ 86 

Benachrichtigung bei verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen 

 

(1) Über eine Maßnahme nach den §§ 48 bis 56 sind zu benachrichtigen im Fall  

 

1. des § 48 (Rasterfahndung) die betroffenen Personen, gegen die nach Auswertung 

der Daten weitere Maßnahmen getroffen wurden, 
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2. des § 49 Absatz 2 Nummern 1 bis 3 (längerfristige Observation, Bildaufnahmen, 

Tonaufnahmen, technische Observationsmittel) die Zielperson sowie die erheblich 

mitbetroffenen Personen, 

 

3. des § 49 Absatz 2 Nummern 4 und 5 (Einsatz Verdeckter Ermittler und Vertrau-

ensperson)  

 

a) die Zielperson,  

 

b) die erheblich mitbetroffenen Personen, sowie 

 

c) die Personen, deren nicht allgemein zugängliche Wohnung der Verdeckte Er-

mittler oder die Vertrauensperson betreten hat,  

 

4. des § 50 (Wohnraumüberwachung)  

 

a) die Person, gegen die sich die Maßnahme richtete,  

 

b) sonstige überwachte Personen, sowie 

 

c) Personen, die die überwachte Wohnung zur Zeit der Durchführung der Maß-

nahme innehatten oder bewohnten,  

 

5. des § 51 (Einsatz automatischer Kennzeichenlesesysteme) die betroffenen Perso-

nen, gegen die im Trefferfall weitere Maßnahmen getroffen wurden, 

 

6. des § 52 (Bestandsdatenauskunft) die betroffenen Personen, 

 

7. des § 53 (Erhebung von Telekommunikationsverkehrsdaten) die Beteiligten der 

betroffenen Telekommunikation,  

 

8. des § 53 (Erhebung von Nutzungsdaten) der Nutzer, 
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9. des § 54 (Überwachung der Telekommunikation) die Beteiligten der überwachten 

Telekommunikation,  

 

10. des § 55 Absatz 1 (IMSI-Catcher) die Zielperson,  

 

11. des § 56 (Ausschreibung von Personen und Kraftfahrzeugen) die Zielperson und 

die Personen, deren personenbezogene Daten gemeldet worden sind.  

 

(2) Die Benachrichtigung hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 

 

1. die in § 85 genannten Informationen, 

 

2. die Rechtsgrundlage der Verarbeitung, 

 

3. die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls 

dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer, 

 

4. gegebenenfalls die Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten,  

 

5. erforderlichenfalls weitere Informationen zur Ermöglichung der Ausübung der 

Rechte der betroffenen Person.  

 

Die Benachrichtigung erfolgt unentgeltlich und in einer klaren und einfachen Spra-

che.  

 

(3) Die in Absatz 1 genannten betroffenen Personen sind nach Absatz 2 zu benach-

richtigen, sobald dies ohne Gefährdung des Zwecks der Maßnahme oder der mit der 

jeweiligen Vorschrift geschützten Rechtsgüter möglich ist. Im Fall des § 49 Absatz 2 

Nummern 4 und 5 erfolgt die Benachrichtigung erst, sobald dies auch ohne Gefähr-

dung der Möglichkeit der weiteren Verwendung des Verdeckten Ermittlers oder der 

Vertrauensperson möglich ist. Ist wegen des zugrundliegenden Sachverhaltes ein 

strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die betroffene Person eingeleitet worden, 

ist die Benachrichtigung in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft nachzuholen, so-
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bald der Stand des Ermittlungsverfahrens dies zulässt. Die Zurückstellung ist mit Be-

gründung zu dokumentieren. Erfolgt die zurückgestellte Benachrichtigung nicht bin-

nen sechs Monaten nach Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstel-

lung der Zustimmung des Gerichts. Die richterliche Entscheidung ist vorbehaltlich ei-

ner anderen richterlichen Anordnung jeweils nach sechs Monaten erneut einzuholen. 

Fünf Jahre nach Beendigung einer Maßnahme nach den §§ 48 bis 56 kann mit rich-

terlicher Zustimmung endgültig von der Benachrichtigung abgesehen werden, wenn 

die Voraussetzungen für die Benachrichtigung mit an Sicherheit grenzender Wahr-

scheinlichkeit auch in Zukunft nicht eintreten werden. Eine Benachrichtigung kann 

unterbleiben, wenn 

 

1. überwiegende Interessen einer betroffenen Person entgegenstehen,  

 

2. die Identität oder der Aufenthalt einer betroffenen Person nur mit unverhältnismä-

ßigem Aufwand ermittelt werden kann oder 

 

3. die betroffene Person von der Maßnahme nur unerheblich betroffen ist und mit an 

Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist, dass sie kein Interesse 

an einer Benachrichtigung hat. 

 

In den in Satz 8 genannten Fällen ist das Absehen von einer Benachrichtigung mit 

Begründung zu dokumentieren. 

 

(4) Bezieht sich die Benachrichtigung auf die Übermittlung personenbezogener Da-

ten an das Landesamt für Verfassungsschutz, ist sie nur mit dessen Zustimmung zu-

lässig. 

 

§ 87 

Benachrichtigung bei der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

 

(1) Hat eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein 

hohes Risiko für die Rechtsgüter betroffener Personen zur Folge, so hat die Polizei 

die betroffenen Personen unverzüglich von der Verletzung zu benachrichtigen. 
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(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 hat in klarer und einfacher Sprache die Art 

der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten zu beschreiben und zumin-

dest die in § 88 Absatz 2 Nummern 2 bis 4 genannten Informationen und Maßnah-

men zu enthalten. 

 

(3) Von der Benachrichtigung nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn 

 

1. die Polizei geeignete technische und organisatorische Sicherheitsvorkehrungen 

getroffen hat und diese Vorkehrungen auf die von der Verletzung betroffenen Da-

ten angewandt wurden,  

 

2. die Polizei durch im Anschluss an die Verletzung getroffene Maßnahmen sicherge-

stellt hat, dass aller Wahrscheinlichkeit nach kein hohes Risiko im Sinne des Ab-

satzes 1 mehr besteht, oder 

 

3. dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre; in diesem Fall hat 

stattdessen eine öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu 

erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert wer-

den. 

 

(4) Für die Benachrichtigung der betroffenen Personen nach Absatz 1 gilt § 91 Ab-

satz 4 entsprechend. Sind Daten aus verdeckten und eingriffsintensiven Maßnahmen 

von einer Verletzung im Sinne des Absatzes 1 betroffen, findet § 86 Absatz 3 ent-

sprechende Anwendung. Im Fall der Einschränkung der Benachrichtigung gilt § 93 

Absatz 2 entsprechend.  

 

§ 88 

Meldung bei der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

 

(1) Die Polizei hat eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten unver-

züglich, möglichst innerhalb von 72 Stunden, nachdem sie ihr bekannt geworden ist, 

der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz zu melden, es sei denn, dass die Verlet-

zung voraussichtlich keine Gefahr für die Rechtsgüter betroffener Personen zur 



117 
 

Folge hat. Erfolgt die Meldung an die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz nicht in-

nerhalb von 72 Stunden, so ist die Verzögerung zu begründen. 

 

(2) Die Meldung nach Absatz 1 hat zumindest folgende Informationen zu enthalten: 

 

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Da-

ten, die soweit möglich Angaben zu den Kategorien und der ungefähren Anzahl 

der betroffenen Personen, zu den betroffenen Kategorien personenbezogener Da-

ten und zu der ungefähren Anzahl der betroffenen personenbezogenen Datens-

ätze zu enthalten hat, 

 

2. den Namen und die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer sonsti-

gen Person oder Stelle, die weitere Informationen erteilen kann, 

 

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung, und 

 

4. eine Beschreibung der von der Polizei ergriffenen oder vorgeschlagenen Maßnah-

men zur Behandlung der Verletzung und der getroffenen Maßnahmen zur Abmil-

derung ihrer möglichen nachteiligen Auswirkungen. 

 

(3) Soweit die Informationen nach Absatz 2 nicht zusammen mit der Meldung über-

mittelt werden können, hat die Polizei sie unverzüglich nachzureichen. 

 

(4) Die Polizei hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten zu doku-

mentieren. Die Dokumentation hat alle mit den Vorfällen zusammenhängenden Tat-

sachen, deren Auswirkungen und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen, 

um der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz die Überprüfung der Einhaltung dieser 

Vorschrift zu ermöglichen. 

 

(5) Soweit von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten solche Da-

ten betroffen sind, die von einer zuständigen Stelle oder an eine zuständige Stelle in 

einem anderen Bundesland oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 

Union übermittelt wurden, sind die in Absatz 2 genannten Informationen dieser Stelle 

unverzüglich zu übermitteln.  
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§ 89 

Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

(1) Die Polizei hat auf Anfrage mit der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz bei der 

Erfüllung ihrer Aufgaben zusammenzuarbeiten.  

 

(2) Bei der Ausarbeitung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die die Verarbei-

tung personenbezogener Daten durch die Polizei betreffen, ist die Aufsichtsbehörde 

für den Datenschutz rechtzeitig anzuhören. 

 

(3) Die Polizei hat eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß § 80 der Aufsichts-

behörde für den Datenschutz vorzulegen und ihr auf Anfrage alle sonstigen Informati-

onen zu übermitteln, die sie benötigt, um die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung sowie 

insbesondere die in Bezug auf den Schutz der personenbezogenen Daten der be-

troffenen Personen bestehenden Gefahren und die diesbezüglichen Garantien be-

werten zu können.  

 

(4) Vor der Inbetriebnahme von neu anzulegenden Dateisystemen ist die Aufsichts-

behörde für den Datenschutz anzuhören, wenn 

 

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschätzung nach § 80 hervorgeht, dass die Verar-

beitung personenbezogener Daten ohne entsprechende Abhilfemaßnahmen durch 

die Polizei ein hohes Risiko für die Rechtsgüter der betroffenen Personen zur 

Folge hätte, oder 

 

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei der Verwendung neuer Technolo-

gien, Mechanismen oder Verfahren, ein hohes Risiko für die Rechtsgüter der be-

troffenen Personen zur Folge hätte.  

 

Ist die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz der Auffassung, dass die geplante Ver-

arbeitung nach Satz 1 gegen die datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Geset-

zes verstoßen würde, insbesondere weil die Polizei das Risiko nicht ausreichend er-

mittelt oder nicht ausreichend eingedämmt hat, unterbreitet sie der Polizei innerhalb 
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von sechs Wochen nach Einleitung der Anhörung entsprechende schriftliche Emp-

fehlungen. Die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz kann diese Frist um einen Mo-

nat verlängern, wenn die geplante Datenverarbeitung besonders komplex ist. In die-

sem Fall hat sie die Polizei innerhalb eines Monats nach Einleitung der Anhörung mit 

Begründung über die Fristverlängerung zu informieren. § 99 bleibt unberührt.  

 

§ 90 

Berichtspflicht gegenüber dem Landtag 

 

Die Landesregierung unterrichtet den Landtag alle zwei Jahre über die nach den §§ 

49, 50, 53, 54 und 55 Absatz 1 erfolgten Maßnahmen sowie über Übermittlungen 

nach § 61. Das Ergebnis der Unterrichtung ist öffentlich zugänglich zu machen.  

 

Zweiter Unterabschnitt: 

Rechte der betroffenen Person 

 

§ 91 

Auskunftsrecht 

 

(1) Die Polizei erteilt jeder Person auf Antrag Auskunft darüber, ob sie betreffende 

personenbezogene Daten verarbeitet werden. Ist dies der Fall, haben betroffene Per-

sonen das Recht, Auskunft zu erhalten über:  

 

1. die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden, und die 

Kategorien personenbezogener Daten, zu denen sie gehören, 

 

2. die verfügbaren Informationen hinsichtlich der Herkunft der Daten, soweit diese 

nicht die Identität natürlicher Personen, insbesondere vertraulicher Quellen, preis-

geben, 

 

3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage, 
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4. die Empfänger oder die Kategorien von Empfängern, denen die Daten offengelegt 

worden sind, insbesondere bei Empfängern in Drittstaaten oder bei internationalen 

Organisationen, 

 

5. die für die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht möglich ist, die Kri-

terien für die Festlegung dieser Dauer, 

 

6. die Rechte nach § 92 und  

 

7. die Rechte nach § 93 sowie die Kontaktdaten der Aufsichtsbehörde für den Daten-

schutz. 

 

Das Auskunftsrecht gilt nicht für personenbezogene Daten, die ausschließlich Zwe-

cken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle dienen, wenn die Aus-

kunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und eine Verar-

beitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und organisatorische Maß-

nahmen ausgeschlossen ist. 

 

(2) Die Polizei hat die betroffene Person unverzüglich schriftlich darüber in Kenntnis 

zu setzen, wie mit ihrem Antrag verfahren wird. Hat die Polizei begründete Zweifel an 

der Identität einer betroffenen Person, die einen Antrag nach Absatz 1 gestellt hat, 

kann sie von ihr zusätzliche Informationen anfordern, die zur Bestätigung ihrer Identi-

tät erforderlich sind.  

 

(3) Die Auskunft erfolgt unentgeltlich. Bei offenkundig missbräuchlichen oder exzessi-

ven Anträgen oder wenn die betroffene Person keine Angaben macht, die das Auffin-

den der Daten ermöglichen, und deshalb der für die Erteilung der Auskunft erforderli-

che Aufwand außer Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemach-

ten Informationsinteresse steht, kann die Bearbeitung eines Antrages abgelehnt wer-

den.  

 

(4) Die Auskunftserteilung kann unterbleiben oder eingeschränkt werden, wenn und 

soweit 
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1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit der spei-

chernden Stelle liegenden Aufgaben gefährden würde, 

 

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem 

Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder 

 

3. die personenbezogenen Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer 

Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen überwiegender be-

rechtigter Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen  

 

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Auskunftserteilung zu-

rücktreten muss. 

 

(5) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung personenbezogener Da-

ten an Behörden der Staatsanwaltschaften, an Polizeidienststellen, Verfassungs-

schutzbehörden oder Behörden der Finanzverwaltung, soweit sie personenbezogene 

Daten in Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben im Anwendungsbereich der Abgaben-

ordnung zur Überwachung und Prüfung speichern, ist sie nur mit Zustimmung dieser 

oder der nach Absatz 8 zuständigen Stelle zulässig. Satz 1 findet auch Anwendung 

auf die Übermittlung personenbezogener Daten an den Bundesnachrichtendienst, 

den Militärischen Abschirmdienst und, soweit die Sicherheit des Bundes berührt wird, 

andere Behörden des Bundesministeriums der Verteidigung. Für die Verweigerung 

oder Einschränkung der Zustimmung gilt Absatz 4 entsprechend. 

 

(6) Wird die Auskunft nach den Absätzen 3 bis 5 verweigert oder eingeschränkt, ist 

die betroffene Person unverzüglich schriftlich über die Verweigerung oder Einschrän-

kung und die Gründe hierfür zu unterrichten, wenn nicht die Erteilung dieser Informa-

tionen dem mit der Verweigerung oder Einschränkung verfolgten Zweck zuwiderliefe. 

Die sachlichen oder rechtlichen Gründe für die Entscheidung sind nachweisbar zu 

dokumentieren. Die betroffene Person ist darauf hinzuweisen, dass sie sich im Falle 

des Satzes 1 neben der Einlegung eines Rechtsbehelfs nach § 93 auch an die Auf-

sichtsbehörde für den Datenschutz wenden kann.  
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(7) Rechtsvorschriften über die Akteneinsicht im Verwaltungsverfahren bleiben unbe-

rührt. 

 

(8) Das Innenministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass eine an-

dere als die speichernde Stelle die Auskunft erteilt.  

 

(9) Die §§ 84 und 85 des Bundeskriminalamtgesetzes gelten entsprechend. 

 

§ 92 

Recht auf Berichtigung, Löschung sowie Einschränkung der Verarbeitung 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverzüglich die Berichti-

gung sie betreffender unrichtiger Daten zu verlangen. Hiervon unberührt bleibt der In-

halt einer Zeugenaussage. § 75 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die betroffene 

Person kann zudem die Vervollständigung sie betreffender unvollständiger Daten 

verlangen, wenn dies unter Berücksichtigung der Verarbeitungszwecke angemessen 

ist.  

 

(2) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverzüglich die Löschung 

sie betreffender Daten zu verlangen, wenn deren Verarbeitung unzulässig ist, deren 

Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich ist oder die Daten zur Er-

füllung einer rechtlichen Verpflichtung der Polizei gelöscht werden müssen. § 75 Ab-

satz 2 Satz 2 gilt entsprechend.  

 

(3) § 75 Absätze 5 und 6 und § 91 Absätze 2 und 3 gelten entsprechend.  

 

(4) Die Polizei hat die betroffene Person über ein Absehen von der Berichtigung oder 

Löschung personenbezogener Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung unter 

Angabe der Gründe schriftlich zu unterrichten. Die sachlichen oder rechtlichen 

Gründe für die Entscheidung sind nachweisbar zu dokumentieren. Die betroffene 

Person ist darauf hinzuweisen, dass sie sich im Falle des Satzes 1 neben der Einle-

gung eines Rechtsbehelfs nach § 93 auch an die Aufsichtsbehörde für den Daten-

schutz wenden kann. Die Angabe der Gründe kann nach Maßgabe des § 91 Absätze 

4 bis 6 verweigert oder eingeschränkt werden.  
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(5) Die §§ 84 und 85 des Bundeskriminalamtgesetzes gelten entsprechend.  

 

§ 93 

Anrufung der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

(1) Die betroffene Person kann unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe bei der 

Aufsichtsbehörde für den Datenschutz Beschwerde einlegen, wenn sie der Auffas-

sung ist, dass die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten durch die Polizei ge-

gen dieses Gesetz verstößt. Die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz hat in ange-

messener Frist über die Beschwerde zu entscheiden. Die betroffene Person ist da-

rauf hinzuweisen, dass sie gegen die Entscheidung einen Rechtsbehelf einlegen 

kann. Soweit die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz für eine bei ihr eingelegte 

Beschwerde nicht zuständig ist, hat sie diese unverzüglich an die zuständige Auf-

sichtsbehörde für den Datenschutz zu übermitteln und die betroffene Person über die 

Übermittlung zu unterrichten.  

 

(2) In den Fällen des § 91 Absatz 6 und § 92 Absatz 4 kann die betroffene Person 

die Rechtmäßigkeit der Entscheidung der Polizei auch durch die Aufsichtsbehörde 

für den Datenschutz überprüfen lassen. In diesem Fall hat die Polizei der Aufsichts-

behörde für den Datenschutz die Dokumentation der für die Entscheidung maßgebli-

chen sachlichen oder rechtlichen Gründe zur Verfügung zu stellen. Die Aufsichtsbe-

hörde für den Datenschutz hat die betroffene Person innerhalb einer angemessenen 

Frist über das Ergebnis der Überprüfung zu unterrichten. Diese Mitteilung kann die 

Information enthalten, ob datenschutzrechtliche Verstöße festgestellt wurden, darf je-

doch keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand der Polizei zulassen, sofern diese 

keiner weitergehenden Auskunft zustimmt. Die Polizei darf die Zustimmung nur so-

lange verweigern, wie die sachlichen oder rechtlichen Gründe für die ursprüngliche 

Entscheidung weiterhin gegeben sind. Die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz hat 

die betroffene Person darauf hinzuweisen, dass sie gegen die Entscheidung der Poli-

zei einen Rechtsbehelf einlegen kann.  

 

Dritter Unterabschnitt: 

Datenschutzbeauftragter 
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§ 94 

Benennung eines Datenschutzbeauftragten 

 

(1) Jede Polizeibehörde sowie jede Polizeidienststelle und jede Einrichtung für den 

Polizeivollzugsdienst hat einen Datenschutzbeauftragten zu benennen. 

 

(2) Der Datenschutzbeauftragte soll auf der Grundlage seiner beruflichen Qualifika-

tion und insbesondere des Fachwissens benannt werden, das er auf dem Gebiet des 

Datenschutzrechts und der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage sei-

ner Fähigkeit zur Erfüllung der in § 96 genannten Aufgaben. 

 

(3) Die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten sind in geeigneter Weise zu ver-

öffentlichen und der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz mitzuteilen. 

 

§ 95 

Stellung des Datenschutzbeauftragten 

 

(1) Der Datenschutzbeauftragte ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben der Leitung der 

jeweiligen Polizeibehörde, Polizeidienststelle oder Einrichtung für den Polizeivoll-

zugsdienst unmittelbar zu unterstellen. Er ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben wei-

sungsfrei und darf deswegen nicht benachteiligt werden. Andere ihm zugewiesene 

Aufgaben oder Pflichten dürfen nicht zu einem Interessenkonflikt führen.  

 

(2) Der Datenschutzbeauftragte ist bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, 

indem ihm die hierfür erforderlichen Ressourcen und der Zugang zu personenbezo-

genen Daten und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung gestellt werden. 

 

(3) Der Datenschutzbeauftragte ist ordnungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem 

Schutz personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen einzubinden.  

 

§ 96 

Aufgaben des Datenschutzbeauftragten 
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(1) Dem Datenschutzbeauftragten obliegen folgende Aufgaben: 

 

1. Unterrichtung, Unterstützung und Beratung der jeweiligen Polizeibehörde, Polizei-

dienststelle oder Einrichtung für den Polizeivollzugsdienst sowie der Beschäftig-

ten, die Verarbeitungen durchführen, hinsichtlich ihrer Pflichten nach diesem Ge-

setz und nach sonstigen Vorschriften über den Datenschutz,  

 

2. Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über 

den Datenschutz, sowie der Strategien der jeweiligen Polizeibehörde, Polizei-

dienststelle oder Einrichtung für den Polizeivollzugsdienst zum Schutz personen-

bezogener Daten einschließlich der Zuweisung von Zuständigkeiten, der Sensibili-

sierung und Schulung der an den Verarbeitungsvorgängen beteiligten Beschäftig-

ten und der diesbezüglichen Überprüfungen, 

 

3. Beratung im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschätzung und Über-

wachung ihrer Durchführung gemäß § 80, 

 

4. Hinwirken auf die Einhaltung der Datenschutzvorschriften bei der Planung, Einfüh-

rung und Anwendung von Verfahren, mit denen personenbezogene Daten auto-

matisiert verarbeitet werden, 

 

5. Beratung im Zusammenhang mit dem Führen des Verzeichnisses von Verarbei-

tungstätigkeiten gemäß § 81, 

 

6. Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz, 

 

7. Anlaufstelle für die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz in allen mit der Verarbei-

tung personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen, einschließlich der 

vorherigen Konsultation gemäß § 89. 

 

(2) Im Anwendungsbereich des § 11 Absatz 2 obliegen dem Datenschutzbeauftrag-

ten die in der Verordnung (EU) 2016/679 und im Landesdatenschutzgesetz genann-

ten Aufgaben.  
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Vierter Unterabschnitt: 

Datenschutzaufsicht 

 

§ 97 

Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

Die im Landesdatenschutzgesetz bestimmte Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

im Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2016/679 ist zugleich Aufsichtsbehörde 

für den Datenschutz im Anwendungsbereich dieses Gesetzes. Die §§ 20 bis 24 des 

Landesdatenschutzgesetzes gelten entsprechend.  

 

§ 98 

Aufgaben der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

(1) Im Anwendungsbereich dieses Gesetzes hat die Aufsichtsbehörde für den Daten-

schutz die Aufgaben, 

 

1. die Anwendung der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzes ein-

schließlich der auf dieser Grundlage erlassenen datenschutzrechtlichen Rechts-

vorschriften zu überwachen und durchzusetzen, 

 

2. die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusam-

menhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten zu sensibilisieren und 

sie darüber aufzuklären,  

 

3. den Landtag, die Landesregierung und andere zuständige Behörden und Gremien 

über legislative und administrative Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Frei-

heiten natürlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener 

Daten zu beraten, 

 

4. die Polizei und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus den datenschutzrechtli-

chen Regelungen dieses Gesetzes einschließlich der auf dieser Grundlage erlas-

senen Rechtsvorschriften entstehenden Pflichten zu sensibilisieren, 
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5. auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer 

Rechte aufgrund der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzes zur 

Verfügung zu stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck mit den entsprechen-

den Aufsichtsbehörden in anderen Bundesländern oder Mitgliedstaaten zusam-

men zu arbeiten, 

 

6. ihren in § 93 genannten Pflichten nachzukommen, 

 

7. mit anderen datenschutzrechtlichen Aufsichtsbehörden zusammen zu arbeiten, um 

die einheitliche Anwendung und Durchsetzung der datenschutzrechtlichen Rege-

lungen dieses Gesetzes zu gewährleisten, 

 

8. Überprüfungen zur Anwendung der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses 

Gesetzes einschließlich der auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften 

durchzuführen,  

 

9. maßgebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz perso-

nenbezogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informations- 

und Kommunikationstechnologie, 

 

10. in Bezug auf die in § 89 genannten Verarbeitungsvorgänge zu beraten, 

 

11. Beiträge zur Tätigkeit des nach der Verordnung (EU) 2016/679 eingesetzten Eu-

ropäischen Ausschusses zu leisten, 

 

12. vertrauliche Meldungen über Verstöße gegen die datenschutzrechtlichen Rege-

lungen dieses Gesetzes entgegen zu nehmen,  

 

13. einen jährlichen Tätigkeitsbericht zu erstellen, der eine Liste der Arten der gemel-

deten Verstöße und der Arten der verhängten Sanktionen enthalten soll und der 

dem Landtag und der Landesregierung zu übermitteln und der Öffentlichkeit, der 

Kommission und dem nach der Verordnung (EU) 2016/679 eingesetzten Europä-

ischen Ausschuss zugänglich zu machen ist, und  

 



128 
 

14. in Bezug auf die Maßnahmen nach §§ 48 bis 50, 53, 54, 55 Absatz 1 und 61 alle 

zwei Jahre Kontrollen durchzuführen.  

 

(2) Die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz erleichtert das Einreichen von Be-

schwerden nach § 93 Absatz 1, insbesondere durch die Bereitstellung eines Be-

schwerdeformulars, das auch elektronisch ausgefüllt werden kann, ohne dass andere 

Kommunikationsmittel ausgeschlossen werden. 

 

(3) Die Erfüllung der Aufgaben der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz erfolgt un-

entgeltlich. Bei offenkundig missbräuchlichen oder exzessiven Anfragen kann die 

Aufsichtsbehörde für den Datenschutz die Bearbeitung der Anfrage ablehnen. In die-

sem Fall trägt die Aufsichtsbehörde für den Datenschutz die Beweislast für den offen-

kundig missbräuchlichen oder exzessiven Charakter der Anfrage. 

 

(4) Im Anwendungsbereich des § 11 Absatz 2 obliegen der Aufsichtsbehörde für den 

Datenschutz die in der Verordnung (EU) 2016/679 und im Landesdatenschutzgesetz 

genannten Aufgaben. 

 

§ 99 

Befugnisse der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

 

(1) Im Anwendungsbereich dieses Gesetzes hat die Aufsichtsbehörde für den Daten-

schutz die Befugnis,  

 

1. von der Polizei Zugang zu erhalten zu allen personenbezogenen Daten, die verar-

beitet werden, sowie zu allen Informationen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 

§ 98 erforderlich sind,  

 

2. nach § 89 Absatz 2 bei der Ausarbeitung von Rechts- und Verwaltungsvorschrif-

ten, die die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei betreffen, 

beteiligt zu werden, 

 

3. die Polizei im Rahmen des § 89 Absätze 3 und 4 zu beraten und zu allen Fragen, 

die im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten stehen, von 
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sich aus oder auf Anfrage Stellungnahmen an den Landtag, die Landesregierung 

oder an sonstige Einrichtungen und Stellen sowie an die Öffentlichkeit zu richten, 

 

4. die Polizei darauf hinzuweisen, dass beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge voraus-

sichtlich gegen dieses Gesetz verstoßen,  

 

5. die Polizei aufzufordern, soweit erforderlich auf bestimmte Weise und innerhalb ei-

nes bestimmten Zeitraums, Verarbeitungsvorgänge mit diesem Gesetz in Einklang 

zu bringen, insbesondere durch die Berichtigung oder Löschung personenbezoge-

ner Daten oder die vorübergehende oder endgültige Einschränkung ihrer Verarbei-

tung. 

 

Für Verstöße gegen dieses Gesetz steht der Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 

der Verwaltungsrechtsweg offen.  

 

(2) Im Anwendungsbereich des § 11 Absatz 2 stehen der Aufsichtsbehörde für den 

Datenschutz die sich aus der Verordnung (EU) 2016/679 und dem Landesdaten-

schutzgesetz ergebenden Befugnisse zu. 

 

Vierter Abschnitt: 

Entschädigung 

 

§ 100 

Voraussetzungen 

 

(1) In den Fällen des § 9 Absatz 1 kann derjenige, gegenüber dem die Polizei eine 

Maßnahme getroffen hat, eine angemessene Entschädigung für den ihm durch die 

Maßnahme entstandenen Schaden verlangen. Bei der Bemessung sind alle Um-

stände zu berücksichtigen, insbesondere Art und Vorhersehbarkeit des Schadens 

und ob der Geschädigte oder sein Vermögen durch die Maßnahme der Polizei ge-

schützt worden sind. Haben Umstände, die der Geschädigte zu vertreten hat, auf die 

Entstehung oder Erhöhung des Schadens eingewirkt, so hängt der Umfang des Aus-

gleichs insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem Ge-

schädigten oder durch die Polizei verursacht worden ist. 
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(2) Soweit die Entschädigungspflicht wegen Maßnahmen nach § 9 Absatz 1 in be-

sonderen gesetzlichen Vorschriften geregelt ist, finden diese Vorschriften Anwen-

dung. 

 

§ 101 

Entschädigungspflichtiger 

 

Zur Entschädigung ist der Staat oder die Körperschaft verpflichtet, in deren Dienst 

der Beamte steht, der die Maßnahme getroffen hat. Ist die Maßnahme von einem Po-

lizeibeamten auf Weisung einer Polizeibehörde getroffen worden, so ist der Staat o-

der die Körperschaft, der die Polizeibehörde angehört, zur Entschädigung verpflich-

tet. 

 

§ 102 

Ersatz 

 

Der nach § 101 zur Entschädigung Verpflichtete kann in entsprechender Anwendung 

der Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Geschäftsführung ohne Auf-

trag von den in den §§ 6 und 7 bezeichneten Personen Ersatz verlangen. 

 

§ 103 

Rechtsweg 

 

Über die Ansprüche nach den §§ 100 und 102 entscheiden die ordentlichen Ge-

richte. § 132 Absatz 2 findet keine Anwendung. 

 

Zweiter Teil: 

Die Organisation der Polizei 

 

Erster Abschnitt: 

Gliederung und Aufgabenverteilung 

 

§ 104 
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Allgemeines 

 

Die Organisation der Polizei umfasst 

 

1. die Polizeibehörden, 

 

2. den Polizeivollzugsdienst mit seinen Beamten (Polizeibeamte). 

 

§ 105 

Zuständigkeitsabgrenzung 

 

(1) Für die Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben sind die Polizeibehörden zu-

ständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

 

(2) Der Polizeivollzugsdienst nimmt - vorbehaltlich anderer Anordnungen der Polizei-

behörde - die polizeilichen Aufgaben wahr, wenn ein sofortiges Tätigwerden erforder-

lich erscheint. 

 

(3) Der Polizeivollzugsdienst ist neben den Polizeibehörden zuständig für Maßnah-

men nach §§ 27 bis 29, 30 Absatz 1, 33 bis 38, 42, 43 Absätze 1 und 2 sowie 59 bis 

61. 

 

(4) Der Polizeivollzugsdienst ist neben den Gesundheitsämtern zuständig für die An-

ordnung von Maßnahmen nach § 25 Absatz 1 bis 3 des Infektionsschutzgesetzes, 

wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Übertragung besonders ge-

fährlicher Krankheitserreger, wie insbesondere Hepatitis B-Virus, Hepatitis C-Virus 

oder Humanes Immundefizienzvirus (HIV), auf eine andere Person stattgefunden hat, 

für diese daher eine Gefahr für Leib oder Leben bestehen könnte und die Kenntnis 

des Untersuchungsergebnisses für die Abwehr der Gefahr erforderlich ist. 

 

(5) Der Polizeivollzugsdienst leistet Vollzugshilfe, indem er insbesondere auf Ersu-

chen von Behörden und Gerichten Vollzugshandlungen ausführt, soweit hierfür die 

besonderen Fähigkeiten, Kenntnisse oder Mittel des Polizeivollzugsdienstes benötigt 

werden. 
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Zweiter Abschnitt: 

Die Polizeibehörden 

 

Erster Unterabschnitt: 

Aufbau 

 

§ 106 

Arten der Polizeibehörden 

 

(1) Allgemeine Polizeibehörden sind 

 

1. die obersten Landespolizeibehörden, 

 

2. die Landespolizeibehörden, 

 

3. die Kreispolizeibehörden, 

 

4. die Ortspolizeibehörden. 

 

(2) Besondere Polizeibehörden sind alle anderen Polizeibehörden. Ihr Aufbau wird 

durch dieses Gesetz nicht berührt. 

 

§ 107 

Allgemeine Polizeibehörden 

 

(1) Oberste Landespolizeibehörden sind die zuständigen Ministerien. 

 

(2) Landespolizeibehörden sind die Regierungspräsidien. 

 

(3) Kreispolizeibehörden sind die unteren Verwaltungsbehörden. 

 

(4) Ortspolizeibehörden sind die Gemeinden. Die den Gemeinden hiernach übertra-

genen Aufgaben sind Pflichtaufgaben nach Weisung. 
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(5) Die Kreistage, die Gemeinderäte und die Verbandsversammlungen oder die ge-

meinsamen Ausschüsse von Verwaltungsgemeinschaften nach § 17 des Landesver-

waltungsgesetzes wirken nach Maßgabe dieses Gesetzes mit. Ihre besonderen poli-

zeilichen Befugnisse nach anderen Gesetzen bleiben unberührt. 

 

§ 108 

Dienstaufsicht 

 

(1) Es führen die Dienstaufsicht über 

 

1. die Landespolizeibehörden: 

 

das Innenministerium, 

 

2. die Kreispolizeibehörden: 

 

die Regierungspräsidien und das Innenministerium, 

 

3. die Ortspolizeibehörden 

 

a) in den Stadtkreisen und in den Großen Kreisstädten: 

 

die Regierungspräsidien und das Innenministerium, 

 

b) im Übrigen: 

 

die Landratsämter, die Regierungspräsidien und das Innenministerium. 

 

(2) Das Innenministerium führt die Aufsicht jeweils im Benehmen mit dem fachlich zu-

ständigen Ministerium. 

 

§ 109 

Fachaufsicht 
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Es führen die Fachaufsicht über 

 

1. die Landespolizeibehörden: 

 

die zuständigen Ministerien, 

 

2. die Kreispolizeibehörden: 

 

die Regierungspräsidien und die zuständigen Ministerien, 

 

3. die Ortspolizeibehörden 

 

a) in den Stadtkreisen und in den Großen Kreisstädten: 

 

die Regierungspräsidien und die zuständigen Ministerien, 

 

b) im Übrigen: 

 

die Landratsämter, die Regierungspräsidien und die zuständigen Ministerien. 

 

§ 110 

Weisungsrecht und Unterrichtungspflicht 

 

(1) Die zur Dienstaufsicht oder zur Fachaufsicht zuständigen Behörden können den 

allgemeinen Polizeibehörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit unbeschränkt Weisun-

gen erteilen. Die allgemeinen Polizeibehörden haben diesen Weisungen Folge zu 

leisten. 

 

(2) Leistet eine Polizeibehörde einer ihr erteilten Weisung keine Folge, so kann an 

Stelle der Polizeibehörde jede zur Fachaufsicht zuständige Behörde die erforderli-

chen Maßnahmen treffen. 
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(3) Die allgemeinen Polizeibehörden sind verpflichtet, die weisungsbefugten Behör-

den von allen sachdienlichen Wahrnehmungen zu unterrichten. 

 

Zweiter Unterabschnitt: 

Zuständigkeit 

 

§ 111 

Allgemeine sachliche Zuständigkeit 

 

(1) Die sachliche Zuständigkeit der Polizeibehörden wird von dem fachlich zuständi-

gen Ministerium im Einvernehmen mit dem Innenministerium bestimmt. 

 

(2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die Ortspolizeibehörden sachlich zustän-

dig. 

 

(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem Innenminis-

terium bestimmen, dass Aufgaben der Ortspolizeibehörden durch Verwaltungsge-

meinschaften erfüllt werden. 

 

(4) § 21 bleibt unberührt. 

 

§ 112 

Besondere sachliche Zuständigkeit 

 

(1) Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tätigwerden der zuständigen 

Polizeibehörden nicht erreichbar, so können deren Aufgaben von den in § 109 be-

zeichneten, zur Fachaufsicht zuständigen Behörden wahrgenommen werden. 

 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann jede Polizeibehörde innerhalb 

ihres Dienstbezirks die Aufgaben einer übergeordneten Polizeibehörde wahrnehmen. 

 

(3) Die zuständige Polizeibehörde ist von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich 

zu unterrichten. 
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(4) Diese Bestimmungen gelten nicht für Polizeiverordnungen. 

 

§ 113 

Örtliche Zuständigkeit 

 

(1) Die Zuständigkeit der Polizeibehörden beschränkt sich auf ihren Dienstbezirk. 

Örtlich zuständig ist die Polizeibehörde, in deren Dienstbezirk eine polizeiliche Auf-

gabe wahrzunehmen ist; durch Rechtsverordnung kann zum Zwecke der Verwal-

tungsvereinfachung etwas anderes bestimmt werden. 

 

(2) Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tätigwerden der örtlich zuständi-

gen Polizeibehörde nicht erreichbar, so kann auch die für einen benachbarten 

Dienstbezirk zuständige Polizeibehörde die erforderlichen Maßnahmen treffen. Die 

zuständige Polizeibehörde ist von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu un-

terrichten. 

 

§ 114 

Regelung der örtlichen Zuständigkeit für überörtliche polizeiliche Aufgaben 

 

Kann eine polizeiliche Aufgabe in mehreren Dienstbezirken zweckmäßig nur einheit-

lich wahrgenommen werden, so wird die Zuständigkeit von der Behörde geregelt, 

welche die Fachaufsicht über die beteiligten Polizeibehörden führt. 

 

Dritter Abschnitt: 

Der Polizeivollzugsdienst 

 

Erster Unterabschnitt: 

Aufbau 

 

§ 115 

Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Polizeivollzugsdienst 

 

(1) Das Land unterhält für den Polizeivollzugsdienst folgende Polizeidienststellen: 
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1. die regionalen Polizeipräsidien, 

 

2. das Polizeipräsidium Einsatz, 

 

3. das Landeskriminalamt. 

 

(2) Das Land unterhält für den Polizeivollzugsdienst folgende Einrichtungen: 

 

1. die Hochschule für Polizei Baden-Württemberg, 

 

2. das Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei. 

 

§ 116 

Aufgaben und Gliederung 

 

Aufgaben und Gliederung der Polizeidienststellen und des Präsidiums Technik, Lo-

gistik, Service der Polizei werden vom Innenministerium durch Rechtsverordnung be-

stimmt. 

 

§ 117 

Dienstaufsicht 

 

Die Dienstaufsicht über die Polizeidienststellen sowie das Präsidium Technik, Logis-

tik, Service der Polizei führt das Innenministerium. 

 

§ 118 

Fachaufsicht 

 

(1) Die Fachaufsicht über die Polizeidienststellen sowie das Präsidium Technik, Lo-

gistik, Service der Polizei führt das Innenministerium. Nimmt der Polizeivollzugs-

dienst Aufgaben nach § 105 Absatz 2 oder 4 oder auf Weisung der Polizeibehörden 

wahr, führen die Kreispolizeibehörden, die Regierungspräsidien und die fachlich je-

weils zuständigen Ministerien die Fachaufsicht. 
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(2) Das Landeskriminalamt führt die Fachaufsicht über die kriminalpolizeiliche Tätig-

keit unbeschadet der Befugnisse der übrigen zur Fachaufsicht zuständigen Stellen. 

 

§ 119 

Weisungsrecht und Unterrichtungspflicht 

 

(1) Die zur Dienstaufsicht oder zur Fachaufsicht zuständigen Stellen sowie die Orts-

polizeibehörden können im Rahmen ihrer Zuständigkeit den Polizeidienststellen Wei-

sungen erteilen. Die Polizeidienststellen haben den Weisungen Folge zu leisten. 

 

(2) Die Polizeidienststellen sind verpflichtet, die weisungsbefugten Stellen und die 

Ortspolizeibehörden von allen sachdienlichen Wahrnehmungen zu unterrichten. Per-

sonenbezogene Daten dürfen dabei nur unter den Voraussetzungen des § 59 Absatz 

1 übermittelt werden. 

 

Zweiter Unterabschnitt: 

Zuständigkeit 

 

§ 120 

Örtliche Zuständigkeit 

 

Die Polizeidienststellen sind im ganzen Landesgebiet zuständig. Sie sollen in der Re-

gel jedoch nur in ihrem Dienstbezirk tätig werden. 

 

§ 121 

Dienstbezirke 

 

(1) Dienstbezirke der regionalen Polizeipräsidien sind für das Polizeipräsidium 

 

1. Aalen 

 

die Landkreise Ostalbkreis, Rems-Murr-Kreis und Schwäbisch Hall; 

 

2. Freiburg 
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die Landkreise Breisgau-Hochschwarzwald, Emmendingen, Lörrach und Waldshut 

sowie der Stadtkreis Freiburg; 

 

3. Heilbronn 

 

die Landkreise Heilbronn, Hohenlohekreis, Main-Tauber-Kreis, Neckar-Odenwald-

Kreis sowie der Stadtkreis Heilbronn; 

 

4. Karlsruhe 

 

der Landkreis Karlsruhe und der Stadtkreis Karlsruhe; 

 

5. Konstanz 

 

die Landkreise Konstanz, Rottweil, Tuttlingen und Schwarzwald-Baar-Kreis; 

 

6. Ludwigsburg 

 

die Landkreise Böblingen und Ludwigsburg; 

 

7. Mannheim 

 

der Landkreis Rhein-Neckar-Kreis sowie die Stadtkreise Heidelberg und Mann-

heim; 

 

8. Offenburg 

 

die Landkreise Ortenaukreis und Rastatt sowie der Stadtkreis Baden-Baden; 

 

9. Pforzheim 

 

die Landkreise Calw, Enzkreis und Freudenstadt sowie der Stadtkreis Pforzheim; 
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10. Ravensburg 

 

die Landkreise Bodenseekreis, Ravensburg und Sigmaringen; 

 

11. Reutlingen 

 

die Landkreise Esslingen, Reutlingen, Tübingen und Zollernalbkreis; 

 

12. Stuttgart 

 

der Stadtkreis Stuttgart; 

 

13. Ulm 

 

die Landkreise Alb-Donau-Kreis, Biberach, Göppingen und Heidenheim sowie der 

Stadtkreis Ulm. 

 

(2) Dienstbezirk des Landeskriminalamts und des Polizeipräsidiums Einsatz ist das 

Landesgebiet. 

 

(3) Soweit Vollzugsaufgaben die Dienstbezirke mehrerer Polizeidienststellen berüh-

ren und zweckmäßig nur einheitlich wahrgenommen werden sollen, insbesondere auf 

den Bundesautobahnen, kann das Innenministerium die Dienstbezirke abweichend 

von den Absätzen 1 und 2 bestimmen. 

 

§ 122 

Aufgabenwahrnehmung durch das Innenministerium 

 

(1) Das Innenministerium erfüllt vollzugspolizeiliche Aufgaben, soweit dies zur lan-

deseinheitlichen Wahrnehmung erforderlich ist. 

 

(2) Ist eine Polizeidienststelle nicht in der Lage, die vollzugspolizeilichen Aufgaben 

wahrzunehmen, so kann sich das Innenministerium vorübergehend die Polizeikräfte 
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des Landes unmittelbar unterstellen und sie nach den polizeilichen Bedürfnissen ein-

setzen. 

 

(3) Erscheint bei Gefahr im Verzug ein rechtzeitiges Tätigwerden des Innenministeri-

ums nicht erreichbar, so kann auch ein Polizeipräsidium Maßnahmen nach Absatz 2 

treffen. Das Innenministerium ist unverzüglich zu unterrichten. 

 

§ 123 

Amtshandlungen von Polizeibeamten anderer Länder und des Bundes sowie von 

Vollzugsbeamten anderer Staaten im Zuständigkeitsbereich des Landes 

 

(1) Polizeibeamte eines anderen Landes können im Zuständigkeitsbereich des Lan-

des Amtshandlungen vornehmen 

 

1. auf Anforderung oder mit Zustimmung einer zuständigen Stelle, 

 

2. in den Fällen des Artikels 35 Absätze 2 und 3 und des Artikels 91 Absatz 1 des 

Grundgesetzes, 

 

3. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, zur Verfolgung von Strafta-

ten auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung entwichener Per-

sonen, wenn die zuständige Stelle die erforderlichen Maßnahmen nicht rechtzeitig 

treffen kann, 

 

4. zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben im Zusammenhang mit Transporten von Per-

sonen oder von Sachen, 

 

5. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten und zur Gefahrenabwehr 

in den durch Verwaltungsabkommen mit anderen Ländern geregelten Fällen. 

 

In den Fällen der Nummern 3 bis 5 ist die zuständige Polizeidienststelle unverzüglich 

zu unterrichten. Satz 2 gilt nicht, soweit ein Verwaltungsabkommen nach Satz 1 
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Nummer 5 die Übertragung von Zuständigkeiten auf Polizeidienststellen eines ande-

ren Landes vorsieht. In diesem Fall werden die zuständigen Polizeidienststellen 

durch Rechtsverordnung bestimmt. 

 

(2) Werden Polizeibeamte eines anderen Landes nach Absatz 1 tätig, haben sie die 

gleichen Befugnisse wie die des Landes. Ihre Maßnahmen gelten als Maßnahmen 

derjenigen Polizeidienststelle, in deren örtlichem und sachlichem Zuständigkeitsbe-

reich sie tätig geworden sind. Sie unterliegen insoweit deren Weisungen. 

 

(3) Absätze 1 und 2 gelten für Polizeibeamte des Bundes und für Vollzugsbeamte 

der Zollverwaltung, denen der Gebrauch von Schusswaffen bei Anwendung des un-

mittelbaren Zwangs nach dem Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung 

öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes gestattet ist, entsprechend. 

Das Gleiche gilt für ausländische Bedienstete von Polizeibehörden und Polizeidienst-

stellen, soweit völkerrechtliche Vereinbarungen oder der Beschluss 2008/615/JI des 

Rates dies vorsehen oder das Innenministerium Amtshandlungen dieser Polizeibe-

hörden oder Polizeidienststellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt. 

 

§ 124 

Amtshandlungen von Polizeibeamten des Landes außerhalb des Zuständigkeitsbe-

reichs des Landes 

 

(1) Die Polizeibeamten des Landes dürfen im Zuständigkeitsbereich eines anderen 

Landes oder des Bundes nur in den Fällen des § 123 Absatz 1 und des Artikels 91 

Absatz 2 des Grundgesetzes und nur dann Amtshandlungen vornehmen, wenn dies 

das jeweilige Landesrecht oder das Bundesrecht vorsieht. Außerhalb der Bundesre-

publik Deutschland dürfen die Polizeibeamten tätig werden, soweit dies durch völker-

rechtliche Vereinbarungen oder den Beschluss 2008/615/JI des Rates geregelt ist o-

der wenn es das Recht des jeweiligen Staates vorsieht; sie haben dann die danach 

vorgesehenen Rechte und Pflichten. 

 

(2) Einer Anforderung von Polizeibeamten durch ein anderes Land ist zu entspre-

chen, soweit nicht die Verwendung der Polizeibeamten im eigenen Lande dringender 

ist als die Unterstützung der Polizei des anderen Landes. 
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Vierter Abschnitt: 

Besondere Vollzugsbedienstete 

 

§ 125 

Gemeindliche Vollzugsbedienstete 

 

(1) Die Ortspolizeibehörden können sich zur Wahrnehmung bestimmter auf den Ge-

meindebereich beschränkter polizeilicher Aufgaben gemeindlicher Vollzugsbediens-

teter bedienen. 

 

(2) Die gemeindlichen Vollzugsbediensteten haben bei der Erledigung ihrer polizeili-

chen Dienstverrichtungen die Stellung von Polizeibeamten im Sinn dieses Gesetzes. 

 

§ 126 

Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft 

 

Das Innenministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Ermittlungs-

personen der Staatsanwaltschaft, die mit der Wahrnehmung bestimmter polizeilicher 

Aufgaben betraut sind, ohne einer Polizeidienststelle anzugehören, die Stellung von 

Polizeibeamten im Sinne dieses Gesetzes haben. 

 

Dritter Teil: 

Die Kosten der Polizei 

 

§ 127 

Kosten für die allgemeinen Polizeibehörden und den Polizeivollzugsdienst 

 

(1) Die Kosten für die Ortspolizeibehörden sowie in den Stadtkreisen und in den Gro-

ßen Kreisstädten für die Kreispolizeibehörden werden von den Gemeinden getragen. 

Die Kosten für die Kreispolizeibehörden werden in den Verwaltungsgemeinschaften 

nach § 17 des Landesverwaltungsgesetzes von diesen getragen. 
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(2) Die Kosten für die übrigen allgemeinen Polizeibehörden und den Polizeivollzugs-

dienst werden vom Land getragen, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

 

(3) Kosten sind die unmittelbaren oder mittelbaren persönlichen und sächlichen Aus-

gaben für die allgemeinen Polizeibehörden und den Polizeivollzugsdienst. 

 

§ 128 

Einnahmen 

 

Sind mit der Tätigkeit der Polizei Einnahmen verbunden, so fließen diese dem Kos-

tenträger zu. 

 

§ 129 

Zurückbehaltungsbefugnis 

 

Die Polizei kann die Herausgabe von Sachen, deren Besitz sie aufgrund einer poli-

zeilichen Maßnahme nach § 8 Absatz 1, § 37 Absatz 1, § 38 Absatz 1 oder § 63 Ab-

satz 1 in Verbindung mit § 25 des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes erlangt 

hat, von der Zahlung der entstandenen Kosten abhängig machen. Eine dritte Person, 

der die Verwahrung übertragen worden ist, kann durch Verwaltungsakt ermächtigt 

werden, Zahlungen in Empfang zu nehmen. 

 

Vierter Teil: 

Schlussbestimmungen 

 

§ 130 

Durchführungsvorschriften 

 

(1) Das Innenministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu 

erlassen über 

 

1. die Übertragung der Anordnungsbefugnis gemäß § 49 Absatz 4 Satz 6, § 53 Ab-

satz 5 Satz 2 und Absatz 7 Satz 2, § 55 Absatz 1 Satz 3, § 56 Absatz 2 Satz 1 und 
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§ 69 Absatz 3 Satz 2 sowie der Antragsbefugnis gemäß § 49 Absatz 4 Satz 4 und 

§ 53 Absatz 2 Satz 3, 

 

2. die Durchführung des Gewahrsams gemäß § 33, 

 

3. die Durchführung von Durchsuchungen gemäß § 36, 

 

4. die Verwahrung und Notveräußerung sichergestellter und beschlagnahmter Sa-

chen gemäß § 37 Absatz 3 und § 38 Absatz 3 Satz 3, 

 

5. die Überprüfungsfristen und deren Voraussetzungen gemäß § 76 Absätze 1 und 2, 

 

6. die Übertragung von Zuständigkeiten auf Polizeidienststellen anderer Länder ge-

mäß § 123 Absatz 1 Satz 4, 

 

7. die Voraussetzungen der Bestellung, die Ausbildung, die Dienstkleidung, die Ge-

staltung der Dienstausweise, die Ausrüstung und die Aufgaben der gemeindlichen 

Vollzugsbediensteten gemäß § 125. 

 

Das Innenministerium kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Dienst- 

und Fachaufsicht abweichend von §§ 117 und 118 auf nachgeordnete Polizeidienst-

stellen oder Einrichtungen für den Polizeivollzugsdienst übertragen wird. Rechtsver-

ordnungen nach Satz 1 und 2 ergehen, soweit erforderlich, im Einvernehmen mit 

dem fachlich zuständigen Ministerium. 

 

(2) Das Innenministerium erlässt, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem fach-

lich zuständigen Ministerium, die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Verwaltungsvorschriften. 

 

§ 131 

Schadenersatzregelung zur Datenverarbeitung 

 

(1) Die Polizei hat einer betroffenen Person den Schaden zu ersetzen, der durch eine 

nach diesem Gesetz rechtswidrige Verarbeitung personenbezogener Daten entsteht. 
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Die Ersatzpflicht entfällt, wenn die Polizei nachweisen kann, dass der Umstand, 

durch den der Schaden eingetreten ist, nicht von ihr zu vertreten ist. § 101 gilt ent-

sprechend.  

 

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene 

Person eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 

 

(3) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht 

ermitteln, welcher von mehreren gemeinsam Verantwortlichen den Schaden zu ver-

treten hat, haften diese als Gesamtschuldner. § 86 des Bundeskriminalamtgesetzes 

bleibt unberührt.  

 

(4) War bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person 

mitursächlich, ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 

 

(5) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungs-

vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.  

 

(6) Über die Ansprüche nach Absatz 1 entscheiden die ordentlichen Gerichte.  

 

§ 132 

Gerichtliche Zuständigkeiten, Verfahren 

 

(1) Für in diesem Gesetz vorgesehene gerichtliche Entscheidungen ist, soweit nichts 

anderes bestimmt ist, das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die zuständige 

Polizeidienststelle ihren Sitz hat. 

 

(2) Für in diesem Gesetz vorgesehene gerichtliche Entscheidungen sind, soweit 

nichts anderes bestimmt ist, die Bestimmungen des Gesetzes über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-

chend anzuwenden. Die Entscheidungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit nicht der Be-

kanntmachung an die betroffene Person. Soweit nichts anderes bestimmt ist, findet 

gegen die Entscheidungen die Beschwerde zum Oberlandesgericht statt. Die Be-

schwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Eine Rechtsbeschwerde findet nicht 
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statt. Der Polizeivollzugsdienst ist nicht zur Vorlage von Urkunden oder Akten, zur 

Übermittlung elektronischer Dokumente und zu Auskünften verpflichtet, wenn das 

Bekanntwerden des Inhalts dieser Urkunden, Akten, elektronischen Dokumente oder 

Auskünfte dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder 

wenn die Vorgänge nach einem Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten 

werden müssen. 

 

(3) Ist eine richterliche Entscheidung nach diesem Gesetz ergangen, so ist die An-

fechtungsklage ausgeschlossen. 

 

§ 133 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem vollziehbaren 

Platzverweis, Aufenthaltsverbot, Wohnungsverweis, Rückkehrverbot oder Annähe-

rungsverbot nach § 30 zuwiderhandelt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet wer-

den. 

 

(3) Verwaltungsbehörde nach § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-

nungswidrigkeiten ist die Polizeibehörde, die die Anordnung nach § 30 getroffen hat. 

Ist die Anordnung vom Polizeivollzugsdienst getroffen worden, ist Verwaltungsbe-

hörde die örtlich zuständige Ortspolizeibehörde. 

 

§ 134 

Strafvorschriften 

 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

 

1. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 31 Absatz 3 Satz 1 oder ei-

ner vollziehbaren Anordnung nach § 31 Absatz 3 Satz 4 zuwiderhandelt und 

dadurch den Zweck der Anordnung gefährdet oder 
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2. einer vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 32 Absatz 5 Satz 1 oder ei-

ner vollziehbaren Anordnung nach § 32 Absatz 5 Satz 4 zuwiderhandelt und 

dadurch die kontinuierliche Feststellung seines Aufenthaltsortes durch die zustän-

dige Polizeidienststelle verhindert. 

 

Die Tat wird nur auf Antrag eines regionalen Polizeipräsidiums, des Polizeipräsidi-

ums Einsatz oder des Landeskriminalamts verfolgt. 

 

(2) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Anwendungsbereich des § 11 

Absatz 1 gilt § 29 des Landesdatenschutzgesetzes entsprechend.  

 

§ 135 

Übergangsregelung zur Datenverarbeitung 

 

(1) § 72 Absatz 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 außer Kraft.  

 

(2) Ist die Erfüllung der Pflichten aus § 73 für automatisierte Verarbeitungssysteme, 

die vor dem 6. Mai 2016 eingerichtet wurden, mit einem unverhältnismäßigen Auf-

wand verbunden, sind diese Verarbeitungssysteme bis zum 6. Mai 2023 mit den An-

forderungen des § 73 in Einklang zu bringen. 

 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von 

Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

 

Nach § 13 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von 

Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit vom 16. Dezember 1975 (GBl. 

S. 868), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (GBl. S. 265) ge-

ändert worden ist, wird folgender § 13a eingefügt: 

 

„§ 13a 

Auskunftsersuchen an den Polizeivollzugsdienst 
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(1) Eine Gerichtsvollzieherin oder ein Gerichtsvollzieher kann der zuständigen Poli-

zeidienststelle vor der Durchführung einer Zwangsvollstreckungsmaßnahme perso-

nenbezogene Daten übermitteln, soweit dies zur Beurteilung der konkreten Gefähr-

dungslage einer beabsichtigten Zwangsvollstreckungsmaßnahme erforderlich ist, 

wenn 

 

1. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass es bei der Durchführung der be-

absichtigten Zwangsvollstreckungsmaßnahme zu Widerstand oder zu einem ge-

walttätigen Übergriff auf die Gerichtsvollzieherin oder den Gerichtsvollzieher sei-

tens der Schuldnerin oder des Schuldners kommen könnte oder 

 

2. eine besonders gefahrgeneigte Vollstreckungsmaßnahme durchgeführt werden 

soll. 

 

Eine besonders gefahrgeneigte Vollstreckungsmaßnahme liegt insbesondere in  

folgenden Fällen vor: 

 

1. Vollstreckung von Titeln, die auf Herausgabe, Überlassung oder Räumung eines 

Grundstücks, eines Teils eines Grundstücks, von Wohnräumen oder sonstigen 

Räumen lauten gemäß § 885 oder § 885 in Verbindung mit § 885a der Zivilpro-

zessordnung (ZPO), 

 

2. Vollstreckung gerichtlicher Maßnahmen aufgrund des Gesetzes zum zivilrechtli-

chen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen gemäß § 96 des Gesetzes über 

das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit (FamFG), 

 

3. Vollstreckung von Titeln zur Herausgabe von Personen oder zur Regelung des 

Umgangs gemäß §§ 88 bis 94 FamFG, 

 

4. Durchsuchungen gemäß § 758 ZPO sowie Vollstreckung richterlicher Durchsu-

chungsanordnungen gemäß § 758a ZPO oder § 91 FamFG, 
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5. Vollstreckung gemäß § 892 ZPO zur Beseitigung des Widerstands der Schuldnerin 

oder des Schuldners gegen Handlungen, die sie oder er nach den §§ 887, 890 

ZPO zu dulden hat sowie 

 

6. Vollstreckung durch Haft. 

 

Erforderlich im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 ist die Übermittlung folgender Daten: 

 

1. der Name, die Anschrift, der Geburtsname, das Geburtsdatum sowie der Geburts-

ort der Schuldnerin oder des Schuldners, 

 

2. die tatsächlichen Anhaltspunkte im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 sowie  

 

3. die Art der beabsichtigten Vollstreckungsmaßnahme. 

 

(2) Eine Gerichtsvollzieherin oder ein Gerichtsvollzieher kann in den Fällen des Ab-

satzes 1 Satz 1 vor der Durchführung der beabsichtigten Vollstreckungsmaßnahme 

bei der zuständigen Polizeidienststelle Daten über die Schuldnerin oder den Schuld-

ner erheben und speichern, soweit dies zur Abschätzung der Gefährdungslage erfor-

derlich ist.“ 

 

Artikel 3 

Änderung der Verordnung zur Durchführung des Polizeigesetzes (DVO PolG) 

 

Die Verordnung zur Durchführung des Polizeigesetzes vom 16. September 1994 

(GBl. S. 567), die zuletzt durch Artikel 31 des Gesetzes vom 23. Juli 2013 (GBl. S. 

233, 246) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

 

a) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 34 Abs. 2 und 4“ durch die Angabe „§ 39 

Absätze 2 und 4“ ersetzt. 
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b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 60 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 105 Absatz 3“ 

ersetzt. 

 

2. In der Überschrift des zweiten Abschnitts des ersten Teils werden die Wörter „in 

Dateien und Akten“ gestrichen. 

 

3. § 4 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 4 

Übertragung der Anordnungs- und Antragsbefugnis 

 

(1) Die Antragsbefugnis nach § 49 Absatz 4 Satz 4 PolG sowie die Anordnungsbe-

fugnis nach § 49 Absatz 4 Satz 6 und § 69 Absatz 3 Satz 2 PolG kann die Leitung 

 

1. eines regionalen Polizeipräsidiums auf die Leitung des Führungs- und Einsatz-

stabes und die Leitung der Kriminalpolizeidirektion, 

 

2. des Polizeipräsidiums Einsatz auf die Leitung des Führungs- und Einsatzstabes 

und die Leitung der Wasserschutzpolizeidirektion, 

 

3. des Landeskriminalamtes auf Abteilungsleiter 

 

übertragen. 

 

(2) Die Antragsbefugnis nach § 53 Absatz 2 Satz 3 PolG sowie die Anordnungsbe-

fugnis nach § 53 Absatz 5 Satz 2 und Absatz 7 Satz 2 sowie § 55 Absatz 1 Satz 3 

PolG kann die Leitung 

 

1. eines regionalen Polizeipräsidiums auf die Leitung des Führungs- und Einsatz-

stabes, die Leitung der Direktion Polizeireviere und die Leitung der Kriminalpoli-

zeidirektion sowie im Fall des § 53 Absatz 7 Satz 2 PolG zusätzlich auf den Po-

lizeiführer vom Dienst, 

 

2. des Landeskriminalamtes auf Abteilungsleiter 



152 
 

 

übertragen.“ 

 

4. § 5 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 5 

Überprüfungsfristen für vom Polizeivollzugsdienst gespeicherte personenbezo-

gene Daten 

 

(1) Die Überprüfungsfristen nach § 76 Absatz 2 PolG betragen fünf Jahre. 

 

(2) Abweichend hiervon beträgt die Überprüfungsfrist bei Erwachsenen zehn 

Jahre für 

 

1. Verbrechen, 

 

2. Vergehen, die in § 100a der Strafprozessordnung (StPO) genannt sind, 

 

3. überregional bedeutsame Straftaten oder Straftaten, bei denen nach § 81g 

StPO die Speicherung eines DNA-Identifizierungsmusters in der DNA-Analyse-

Datei erfolgt ist. 

 

(3) In Fällen von geringer Bedeutung verkürzen sich die Überprüfungsfristen auf 

drei Jahre. Fälle von geringer Bedeutung sind 

 

- Hausfriedensbruch gemäß § 123 des Strafgesetzbuchs (StGB), 

 

- Beleidigung, üble Nachrede, Verleumdung gemäß §§ 185, 186, 187 StGB,  

 

- vorsätzliche Körperverletzung gemäß § 223 StGB in leichten und mittelschweren 

Fällen; ein leichter oder mittelschwerer Fall liegt in der Regel nicht vor, wenn ge-

mäß Nummer 86 der Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfah-

ren ein öffentliches Interesse an der Verfolgung von Amts wegen besteht, 
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- fahrlässige Körperverletzung gemäß § 229 StGB, 

 

- Nötigung gemäß § 240 StGB, 

 

- Bedrohung gemäß § 241 StGB in leichten und mittelschweren Fällen; ein leichter 

oder mittelschwerer Fall liegt in der Regel nicht vor, wenn die Bedrohung mittels 

einer Waffe oder eines gefährlichen Werkzeuges erfolgt,  

 

- Diebstahl gemäß § 242 StGB und Unterschlagung gemäß § 246 StGB bis zu ei-

ner Schadenshöhe von 500 Euro,  

 

- Entziehung elektrischer Energie gemäß § 248c StGB bis zu einer Schadenshöhe 

von 500 Euro,  

 

- Betrug gemäß § 263 StGB bis zu einer Schadenshöhe von 500 Euro,  

 

- Erschleichen von Leistungen gemäß § 265a StGB, 

 

- Fischwilderei gemäß § 293 StGB bis zu einer Schadenshöhe von 500 Euro,  

 

- Sachbeschädigung gemäß § 303 StGB bis zu einer Schadenshöhe von 500 

Euro.  

 

Eine Verkürzung der Überprüfungsfristen ist auch in anderen Fällen vorzusehen, 

die den Fällen von geringer Bedeutung im Hinblick auf deren geringen Unrechts-

gehalt und die geringen Folgen der Tat gleichstehen. 

 

(4) Keine Fälle von geringer Bedeutung sind Taten, die gewerbs-, gewohnheits-, 

serien-, bandenmäßig, sonst organisiert oder aus sexuellen Motiven begangen 

worden sind.“ 

 

5. §§ 6 und 7 werden aufgehoben.  
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6. In § 8 Absatz 1 Satz 3 wird nach dem Wort „dabei“ die Angabe „nach Maßgabe 

des § 15 PolG“ eingefügt. 

 

7. § 11 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:  

 

„4. über Anträge auf Berichtigung, Löschung sowie Einschränkung der Verarbei-

tung von personenbezogenen Daten in den von ihm geführten Dateien zu ent-

scheiden, soweit 

 

a) der Antrag auch auf Auskunft über personenbezogene Daten in den von ihm 

geführten Dateien gerichtet ist, wenn diese nicht nur zugriffsgeschützt für die 

speichernde Stelle gespeichert sind, oder 

 

b) über die betroffene Person bei mehreren Polizeidienststellen Daten vorhan-

den sind,“  

 

8. In § 12 Absatz 7 wird die Angabe „§ 22 Abs. 1 Nr. 1 und 3 sowie § 23 Abs. 1 PolG“ 

durch die Angabe „§ 49 Absatz 2 Nummern 1 und 3 sowie § 50 Absatz 1 Satz 1 

PolG“ ersetzt. 

 

9. In § 16 Nummer 7 wird die Angabe „§ 79 PolG“ durch die Angabe „§ 124 PolG“ er-

setzt. 

 

10. In § 17 Absatz 3 wird die Angabe „§ 79 PolG“ durch die Angabe „§ 124 PolG“ er-

setzt. 

 

11. § 23 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„Die regionalen Polizeipräsidien entscheiden vorbehaltlich der Zuständigkeit des 

Landeskriminalamts nach § 11 Nummer 4 über Anträge auf Berichtigung, Lö-

schung sowie Einschränkung der Verarbeitung der von ihnen in Dateien und Ak-

ten gespeicherten personenbezogenen Daten.“ 

 

Artikel 4 
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Übergangsregelung 

 

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes angeordnete Maßnahmen nach § 22 Absätze 2 

und 3, § 23a Absatz 6 sowie § 40 Absatz 1 der bisherigen Fassung des Polizeigeset-

zes, deren Durchführung sich über den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 

hinaus erstreckt, bedürfen keiner nachträglichen gerichtlichen Entscheidung im Sinne 

von § 48 Absatz 3, § 49 Absatz 4 sowie § 55 Absatz 1 in Verbindung mit § 53 Absatz 

2 PolG. 

 

Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 

Polizeigesetz in der Fassung vom 13. Januar 1992 (GBl. S. 1, ber. S. 596, 1993 S. 

155), das zuletzt durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes vom 26. März 2019 (GBl. S. 93, 

95) geändert worden ist, außer Kraft.  

 

Stuttgart, den 

 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 


